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Gemeinderat ((Gem.⸗Rath Jedlié&ka: Aber doch mit dem Offerenten!) — in 
| ). gar keiner Beziehung! Ich bitte überhaupt, wenn ich eine Inter— 
— pellation beantworte, mich nicht zu unterbrechen. 


Wir ſchreiten zur Verleſung der Einläufe. 
5. Schriftführer Gem. Rath Zagoörski: Es iſt eine 
Interpellation des Herrn Gem.-Nathes Röhrl eingelangt. 
Bürgermeiſter: Der Herr Interpellant wünſcht, daſs die 
. 5 aan we Interpellation vollſtändig verleſen werde. Die Herren, die damit 
8 ee Sen u 8 e SL Joh. einverſtanden ſind, bitte ich, die Hand zu erheben; (nach einer 
Nep. Prix, des Vice-Bürgermeiſters Dr. Albert Richter Pauſe:) es iſt die Minderheit. Ich bitte nunmehr, die Frage 
und des Vice-Bürgermeiſters Dr. Raimund Grübl. zu verleſen. 


Slenographiſcher Bericht 


über die öffentliche Sitzung des Gemeinderathes der k. k. 
Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien vom 28. October 


Schriftführer Gem.-RNath Zagoörski (verliest den Schlußs⸗ 
paſſus der nachſtehenden Interpellation): 


Aus Anlass der Cholera wurden in Wien ſämmtliche Vereinsverſamm⸗ 
lungen und ſonſtige Auſammlungen von Menſchen polizeilich verboten. 

b dieſer Polizei⸗Erlaſs eine politiſche oder ſanitäre Maßregel iſt, iſt 
mir unbekannt, jedoch deutet er auf die Cholera als Motiv hin. 

Warum dieſer Erlaßs nicht auch gegen die Überfüllung der Tramway⸗ 
wägen Ausdehnung findet, iſt unbegreiflich. Es befindet ſich in den Tramway⸗ 
waggons eine, in geſundheitlicher Beziehung, gemiſchtere Menſchenmaſſe, welche 
weit dichter aneinandergepreſst iſt, als in den Vereinsverſammlungen. 

Aus oben angeführten Gründen im Intereſſe der Geſundheit und im 
Intereſſe des fahrenden Publicums ſtelle ich an den geehrten Herrn Bürger— 
meiſter folgende Interpellation: 


Iſt der Herr Bürgermeiſter und Obmann der 
Cholera-Commiſſion bereit, bei der hohen k. k. Statt— 
halterei, eventuell bei dem hohen k. k. Miniſterium 


Vürgermeiſter Dr. Prix: Die Sitzung iſt eröffnet. 

1. Gem.⸗Rath Pollak entſchuldigt ſein Ausbleiben. 

2. Unter dem Motto „Depeſchenirrthum“ ſind mir für den 
Armenfond der Stadt Wien 100 fl. übergeben worden. 

Es wird der Dank ausgeſprochen. 

3. Die Direction des St. Anna⸗Kinderſpitals dankt dem 
Gemeinderathe für die Erhöhung der Subvention von 1200 fl. 
auf den Betrag von 3000 fl. 

Dient zur Kenntnis. 

4. Ich habe die Ehre, die Interpellation des Herrn Gem. 
Rathes Steiner, betreffend die dem Baron Suttner über- 
tragene Lieferung von Würfelſteinen, in folgender Weiſe zu beant- 
worten: In einem Offerte vom 8. Juni hat ſich Herr Richard | des Innern ſchleunigſt dahin zu wirken, daſs die 
Baron Suttner erboten, der Gemeinde Wien 10⸗ bis 20.000 Stück Überfüllung der Tramwaywaggons aus ſanitären 
Würfelſteine aus den Lohnsdorfer Steinbrüchen zum Preiſe von Gründen ſofort eingeſtellt werde, um ſomit die Gelegen— 
320 fl. per Mille zu liefern; da dieſe Steine um 8, rückſichtlich heit zur Verbreitung der Cholera zu hindern? 


10 fl. per Tauſend billiger waren als die baieriſchen, wurde das Bürgermeiſter: Ich habe die Ehre, hierauf Folgendes zu 
Offert angenommen. (Hört! Hört! und Bravo! rechts.) erwidern: Seit längerer Zeit, meine Herren, wird über die Über— 


Ferner habe ich die Ehre, in Beantwortung dieſer Inter- füllung der Tramway in den verſchiedenſten Formen geklagt 
pellation mitzutheilen, dafs Baron Richard v. Suttner nicht (Gem.-Rath Jedlikka: Mit Recht!), mit Recht geklagt in Form 
Präſident des Vereines gegen den Antiſemitismus iſt, ſondern der von Anträgen und von Interpellationen. Ich habe die Schritte, 
Baron Arthur Gundacker v. Suttner, und letzterer in gar | die möglicherweiſe dahin führen, die Überfüllung zu beſeitigen, 
keiner Beziehung mit den genannten Steinbrüchen ſteht — | eingeleitet und das größte Entgegenkommen ſeitens der Statt⸗ 
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halterei und der ſonſtigen betheiligten Behörden gefunden. Ich 
glaube, daſs Sie ſich damit genügen laſſen können. Sie können ja 
in jeder Sitzung dieſelbe Interpellation wiederholen; das wird 
aber doch nicht zu dem Zwecke führen, den wir anſtreben; Sie 
können verſichert ſein, dafs dieſe Frage nicht außeracht gelaſſen 
und dafs ſoviel als möglich gearbeitet wird, um das von Ihnen 
gewünſchte Reſultat zu erreichen. (Gem.⸗Rath Eigner: Man 
ſoll es ſo machen wie in Berlin! Gem.⸗Rath Hawranek: 
Strafen ſoll man einführen!) 

Schriftführer Gem.-Nath Zagorski (liest): 

6. Anfrage des Gem.-Nathes Hipp: 

Im heutigen Morgenblatte des „Tagblattes“ von Moriz Szeps und in 
der „Deutſchen Zeitung“ war folgende Notiz zu leſen: „Verſchwundene Armen⸗ 
gelder. Anläſslich der Mandatszurücklegung des Ottakringer Armeurathes Franz 
Weber, welcher das Amt eines Caffters bekleidete, wurde auf deſſen Wunſch 
am 25. d. Mts. durch den Vorſtand des magiſtratiſchen Armen-Departements, 
Magiſtratsrath Trabauer, eine Scoutrierung der Armencaſſa des XVI. Be— 
zirkes vorgenommen. Hiebei ergab ſich, wie gemeldet wird, dafs das Rein— 
erträgnis des letzten Bezirks⸗Armenballes per 325 fl. weder gebucht wurde, 
noch ſich in der Armencaſſa befand. Magiſtratsrath Trabauer nahm hierüber 
ein Protokoll auf, ſaiſierte die vorhandenen Bücher und veranlasste die Ein— 
leitung einer Unterſuchung.“ 

Ich ſtelle nun an den Herrn Bürgermeiſter folgende Anfragen: 


1. Hat der Herr Bürgermeiſter Kenntnis von dieſer 
Notiz? 

2. Sind thatſächlich infolge eines vorgefundenen 
Abganges die Bücher ſaiſiert worden? 

Im Falle der Unwahrheit dieſer Notiz ſtelle ich die Anfrage: 

Welche Schritte hat der Herr Bürgermeiſter in 
dieſer Richtung unternommen? Was gedenkt der Herr 
Bürgermeiſter zu thun, um den Obmann dieſer Armen— 
jection gegen einen ſolchen Angriff zu ſchützen, da es 
ohnedies ſchwer genug iſt, ein ſolches Amt zu bekleiden? 

Bürgermeiſter: Ich habe die Ehre, hierauf Folgendes zu 
erwidern. Die Zeitung hat gebracht, dajs anläſslich eines Armen— 
balles die Beträge nicht verbucht und nicht vertheilt worden ſind. 
Ich habe ſofort die Erhebungen eingeleitet und werde, nachdem 
dieſelben abgeſchloſſen find, die Ehre haben, eingehend die Inter— 
pellation zu beantworten; ich kann aber heute ſchon jagen, dass 
dieſe Beträge unter die Armen vertheilt worden find. (Gem.⸗Rath 
Silberer: In welchem Bezirke?) Im XVI. Bezirke. 

Schriftführer Gem.⸗Nath Zagörski (liest): 

7. Antrag des Gem.-Nathes CTatſchka: 

Die Schule hat die Aufgabe, die Kinder fittlich-veligiös zu erziehen. Soll 
ſie dieſe Aufgabe erfüllen, ſo darf ſie die Kinder nicht bloß zum Lernen anhalten, 
ſondern mußs ſie auch an die Erfüllung ihrer Pflichten gewöhnen. In Bezug 
auf die Religion ſind daher gewiſſe Übungen, z. B. die Anhörung der heiligen 
Meſſe ꝛc. vorgeſchrieben. In den Vorortebezirken aber wird durch die weite 
Entfernung der Schulen von der Kirche dieſe religiöſe Übung ſehr erſchwert, 
wenn nicht gar verhindert. Dazu kommt noch, dass dieſe Kirchen oft viel zu 


klein ſind, um der großen Anzahl der Schüler zu genügen. Deshalb ſtellen die 
Unterzeichneten den Antrag, der Gemeinderath beſchließe: 
hauptſächlich 


Su jenen neu zu bauenden Schulen, 
Bürgerſchulen, welche von der Kirche zu weit entfernt 
ſind, ſind Kapellen oder andere zum Gottesdienſte 
geeignete und paſſende Localitäten herzurichten. 

Nürgermeiſter: An den Stadtrath. 

Schriftführer Gem.⸗Rath Zagoͤrski (liest): 

8. Antrag des Gem.-Nathes Schuh und Genoſſen. 

Bürgermeister: Herr Gem.⸗Rath Schuh erſucht, dafs dieſer 
Autrag vollinhaltlich verleſen werde. Ich erſuche jene Herren, welche 
dafür ſind, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Abgelehnt. (Wider⸗ 
ſpruch links.) Da ein Zweifel ausgeſprochen wird, erſuche ich jene 
Herren, welche für die vollſtändige Verleſung ſind, ſich zu erheben. 
(Geſchieht.) Abgelehnt. 
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Schriftführer Gem.-Nath Zagörski verliest den Antrag 
auszugsweiſe. Derſelbe lautet: 


Anläſslich der Vereinigung der Vororte mit Wien hat die Regierung dem 
hohen n.⸗ö. Landtage auch einen Geſetzentwurf wegen Erlaſſung eines neuen 
Gemeindeſtatutes und einer neuen Gemeindewahlordnung für Wien vorgelegt, 
der vom Landtage berathen und angenommen wurde. 


Dieſem neuen Gemeindeſtatut für Wien lag jedenfalls der Gedanke zu— 
grunde, die Verwaltung des erweiterten Gemeindegebietes in einer Weiſe neu 
zu regeln, dass unſere Stadt einerſeits in ihrer Entwickelung gegenüber anderen 
Großſtädten gehoben, anderſeits derſelben die volle freie Autonomie in allen 
ihren Angelegenheiten geſichert werde, und den Bürgern die Möglichkeit geboten 
ſei, ſich mit ihren beſten Erfahrungen und Kenntniſſen dem Wohle ihrer Vater— 
ſtadt zu widmen. 


So wie nun überhaupt bei jedem neuen Geſetze die denſelben anhaftenden 
Mängel und Lücken meiſteus erſt bei der praktiſchen Anwendung des Geſetzes 
zutage treten, jo hat ſich auch bei dem neuen Gemeindeſtatute ſeit dem Ins— 
lebentreten desſelben gezeigt, daſs es viele für Wien nachtheilige Beſtimmungen 
enthalte, deren Beſeitigung im Intereſſe einer gedeihlichen Entwicklung unſerer 
Stadt nothwendig iſt. 

Es würde zu weit führen, wenn man alle dieſe nachtheiligen Beſtimmungen 
aufzählen und darlegen wollte, und will ich daher nur auf jene mangelhafte 
Beſtimmung des Geſetzes verweiſen, welche mich zur Stellung gegenwärtigen 
Antrages ſpeciell beſtimmt hat, nämlich auf die Beſtimmungen über die Wahl 
Wr Stadtrathes, und die ſonderbare Art, wie diefe Wahl dermalen gehand- 

abt wird. | 

Es iſt in allen politiſchen Körperſchaften bei allen Völkern, denen der 
Sinn für wahres conſtitutionelles Recht und Gefühl für politiſchen Anſtaud noch 
nicht abhanden gekommen ift, Sitte, dass ſowohl in der Leitung dieſer Körper— 
ſchaften als auch in den Sectionen oder Ausſchüſſen derſelben den Minoritäts⸗ 
parteien ein ihrer eigenen Zahl, beziehungsweiſe der Zahl der durch ſie ver— 
tretenen Wähler entſprechende Vertretung und Theilnahme eingeräumt wird. 

Dieſen parlamentariſchen Uſus hat man bisher als ein derart ſelbſtver— 
ſtändliches Gebot der Gerechtigkeit angeſehen, daſs ſich noch niemals die Noth— 
wendigkeit ergeben hat, dieſe Sitte durch geſetzliche Beſtimmungen zu erſetzen. 

Demgemäß hätte man erwarten ſollen, dafs auch der Gemeinderath der 
Stadt Wien bei der nach dem Geſetze aus ſeiner Mitte vorzunehmenden Wahl 
des Stadtrathes in gleicher Weiſe wie andere parlamentariſchen Körperſchaften 
vorgehen und der Minorität eine ihrer Anzahl der durch ſie vertretenen Wähler 
entſprechende Zahl von Sitzen im Stadtrathe einräumen werde. 

Man hätte dies umſo eher erwarten ſollen, als, ebenſo wie der Gemeinde— 
rath, der Stadtrath eine Körperſchaft iſt, welche über keinerlei ſtreng politiſche, 
religiöſe oder nationale Fragen zu entſcheiden hat, ſondern deſſen Aufgaben rein 
nur wirtſchaftlicher Natur ſind, nämlich die Intereſſen der Stadt nach jeder 
Richtung zu wahren und zu fördern, und daſßs geradezu der Stadtrath die 
wichtigſte Körperſchaft im Organismus unſerer Stadtverwaltung geworden iſt, 
und es daher für die in der Minorität befindliche Partei beim Stadtrathe noch 
mehr als beim Gemeinderathe von Wichtigkeit iſt, durch Männer vertreten zu 
ſein, welche für ihre Intereſſen einzutreten geneigt ſind. 

Dieſe gewiſs berechtigte Erwartung hat jedoch die Majorität des Gemeinde— 
rathes vereitelt, und nach den jüngſten Enunciationen der hinter dieſer Majorität 
ſtehenden Partei ſiſt auch nicht zu hoffen, daßs fie ſich eines Beſſeren beſinnen 
und der parlamentariſchen Sitte Rechnung tragen werde. 

Aller parlamentariſchen Gepflogenheit hohnſprechend, hält die Majorität 
des Gemeinderathes den Stadtrath lediglich mit Männern ihrer Partei beſetzt; dafs 
auf dieſe Weiſe 19.245 ſteuerzahlende Wähler, alſo eine Zahl von Bürgern, die 
größer iſt, als mauche kleine Reſidenzſtadt an Einwohnern aufzuweiſen hat, 
keinerlei Vertretung durch die gewählten Männer ihres Vertrauens im Stadt— 
rathe genießt, iſt der Majorität Nebenſache. . 

Die Hauptſache ift, dafs fie die Alleinherrſchaft beſitzt und in ihrer Ruhe 
nicht geſtört iſt. Jene 19.245 Wähler, alſo nicht weniger als 3043 Percent aller 
Wähler überhaupt, ſind, weil ſie zufällig andere politiſche und volkswirtſchaftliche 
Anſichten haben, in den Augen der Majorität nicht würdig, durch Männer 
ihres Vertrauens im Stadtrathe vertreten zu ſein. 

Ich ſtehe nicht an zu erklären, dass eine Partei, die fo vorgeht und ihre 
Gegner in ſolcher Weiſe knebelt und mundtodt macht, in Wahrheit keine Partei 
des Liberalismus, des Fortſchritts und der freien Meinungsäußerung, ſondern 
das Gegentheil iſt. 

In der Erwägung alſo, daj8 der bisherige Vorgang der Majorität des 
Gemeinderathes bei der Wahl des Stadtrathes jeder parlamentariſchen Sitte 
und Übung hohnſpricht, in der Erwägung ferner, daſs es unmöglich in der 
Abſicht des Geſetzgebers liegen konnte, die Wahl des Stadtrathes in einer 
Weiſe zu regeln, dafs die Mitglieder desſelben jedesmal nur aus Parteigängern 
einer beſtimmten, zufällig in der Mehrheit befindlichen Partei beſtehen, ganze 
Bevölkerungsclaſſen aber auf dieſe Weiſe von jeder Vertretung in dieſer Körper⸗ 
ſchaft ausgeſchloſſen ſein ſollen, 

in der Erwägung ferner, dafs 19.245 Wähler bisher im Stadtrathe un⸗ 
vertreten ſind, jedoch ein unbeſtreitbares Recht haben, eine verhältnismäßige 
Vertretung durch Männer ihres Vertrauens im Stadtrathe zu genießen, 

in der Erwägung endlich, dafs eine Abhilfe in dieſer Richtung nur im 
geſetzlichen Wege möglich iſt, ſtellen die Gefertigten den Antrag: 

1. Es ſei der hohe Landtag im Petitionswege zu 
erſuchen, die Beſtimmungen der Gemeindewahlordnung, 


betreffend die Wahl des Stadtrathes, abzuändern, und 
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zwar: entweder daſs vorgeſchrieben werde, dafs bei 
Beſetzung des Stadtrathes alle Parteien des Gemeinde— 
rathes in einer ihrer numeriſchen Stärke entſprechenden 
Zahl vertreten zu ſein haben; oder falls dies als un— 
durchführbar erachtet werden ſollte, daſs der Wahlmodus 
dahin geändert werde, dafs, anſtatt der Wahl des 
Stadtrathes durch den Gemeinderath, die unmittelbare 
Wahl durch die wahlberechtigte Bevölkerung eingeführt 
werde. 

2. Es ſei dieſe Petition dem hohen Landtage bei 
ſeinem nächſten Zuſammentreten mit der Bitte zu unter— 
breiten, daſs derſelbe die Regierung zur ungeſäumten 
Einbringung eines diesfälligen Geſetzentwurfes ver— 
anlaſſe. 

Bürgermeifter: An den Stadtrath. 

Schriftführer Gem.-Nath Zagorski (liest): 

9. Antrag des Gem.-Nathes Nrauneiß: 


Schon ſeit Jahren wurde in den verſchiedenen Vertretungskörpern bean— 
tragt, daſs der Stempel bei Wohnnngskündigungen herabgeſetzt werde. Wenn 
man bedenkt, dajs oft Wohnparteien, welche ein Cabinet haben, wo dieſelben 
drei Gulden per Monat bezahlen und dann 82 kr. Kündigungsgebür zahlen 
müſſen, ſo glaube ich, daſs es ein Act der Gerechtigkeit iſt, wenn ich mir den 
Antrag zu ſtellen erlaube: 


Der löbliche Gemeinderath wolle beſchließen, es 
ſei eine Petition an die hohe Regierung und an das 
hohe Abgeordnetenhaus zu richten, daſs der Stempel 
bei Wohnungskündigungen bei einem Mietzinſe bis zu 
150 fl. jährlich auf zwölf Krenzer herabgeſetzt werde. 

Vürgermeiſter: An den Stadtrath. 

Schriftführer Gem.-Nath Zagörski (liest): 

10. Antrag des Gem.-Nathes K. J. Müller und 
Genoſſen: 


Aus Anlass der Choleragefahr wurde die Schule in Zwiſchenbrücken, 
II. Bezirk, in ein Epidemieſpital umgeſtaltet, welchem Zwecke es auch in Zukunft 
erhalten bleiben wird und muſßs. 

Die Schule ſelbſt muſste wegen zu großer Entfernung von den übrigen 

Schulen des Bezirkes und der bedeutenden Anzahl der die Schule beſuchenden 
Kinder, daher eine Ausſchulung nicht möglich war, in einem Privatgebäude 
eingemietet werden. Es hat ſich gegen ſehr gute Bezahlung wohl für die 
Noth ein ſehr primitives Unterkommen gefunden, welches jedoch nur für ganz 
kurze Zeit beſtehen kann, nachdem das Gebäude ein ganz gewöhnliches Wohn— 
haus mit ſehr kleinen, niederen Zimmern, ſchmaler, ſteiler Stiege ꝛc. iſt und für 
den Unterricht nicht paſſend, ebenſo in finanzieller Beziehung nur ein Nach⸗ 
theil iſt. 
f Es iſt daher eine dringende Nothwendigkeit, dass für den Erſatz der auf- 
gelaſſenen Schule durch den Bau einer entſprechenden Schule unverweilt Vor— 
ſorge getroffen wird, da in dieſer Gegend eine bedeutende Anzahl neuer Wohn⸗ 
gebäude mit kleinen Wohnungen, daher ſehr vielen Familien, dem Fertigwerden 
nahe ſind und daher der neuen Schule bedeutendes Schülermaterial zugeführt 
wird. Es ſtehen der Commune ganz paſſende Flächen von Seiten der Donau⸗ 
regulierung in unmittelbarer Nähe zur Verfügung und es ſoll auch von Seiten 
des Wiener Magiſtrates eine ganz geeignete Parcelle zu einem minimalen Preis 
in Ausſicht genommen ſein. Nachdem dieſer Schulbau nach jeder Richtung ein 
dringendes unaufſchiebbares Bedürfnis iſt, ſo ſtellen die Gefertigten den drin— 
genden Antrag: 


Daſs von Seiten der löblichen Commiſſion dieſer 
Schulbauplatz ſofort angekauft und die Pläne hiefür 
vom Bauamte verfaſst und vorgelegt, und daſs mit 
dem Baue dieſer Schulen im heurigen Jahre noch be— 
gonnen werde und der Reſt der Bauſumme im nächſten 
Budget die Deckung finde. 


Pürgermeiſter: An den Stadtrath. 

Schriftführer Gem.⸗Rath Zagörski (liest): 

11. Antrag des Gem.⸗Nathes Edlhofer: 

Die Localitäten des Bezirksamtes im XVI. Bezirke erweiſen ſich ſchon 
jetzt nicht nur als räumlich beſchränkt, jo dass ſchon jetzt beiſpielsweiſe das 
Marktcommiſſariat ſowie die Armen-Section in fremden Häuſern eingemietet 


werden mufsten, ſondern auch ſonſt im höchſten Grade als unzwedmäßig, und 
es ergeben ſich aus dieſem Grunde die mannigfachſten Übelſtände, durch welche 
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11 die dort verkehrenden Parteien als auch die Beamten ſelbſt zu leiden 
aben. 


Ganz dieſelben Übelſtände machen ſich auch in den Localitäten des Bezirks⸗ 
ausſchuſſes bemerkbar. 


Deide Gebäude würden ſich ſowohl hinſichtlich ihrer Lage, als auch in 
ihrer Bauart zu Schulzwecken vorzüglich eignen. ö 

Demnach erlaube ich mir folgenden Antrag zu ftellen: 

Der löbliche Gemeinderath beſchließe, es ſei auf 
einem hiezu geeigneten Platze ein neues, zweckent⸗ 
ſprechendes Amtshaus zu erbauen und die hiedurch 
freigewordenen Räumlichkeiten zu Schulzwecken zu ver— 
wenden. 

Bürgermeiſter: An den Stadtrath. 

Schriftführer Gem.⸗Nath Zagörski (liest): 

12. Antrag des Gem.-Nathes Ziegelwanger: 

In der am Dienstag den 25. d. M. tagenden Gemeinderaths-Sitzung 
wurde die Beſtimmung der Baulinien in einigen Gaſſen in Unter-St. Veit be⸗ 
ſchloſſen, und in Punkt 6 des Stadtraths-Autrages, die Baulinienbeſtimmung 
in der Bognergaſſe in suspenso zu laſſen, angenommen. 

Die Bognergaſſe bildet ein Knie und wäre erwünſcht, wenn dieſelbe auf 
einer Seite verlängert würde (nämlich durchgebrochen). Es hat auch diesbeziig- 
lich Herr Gem.-Rath Tag leicht einen Antrag geftellt, der leider nicht ange- 
nommen wurde. „ 

Da eine Gaſſe, welche ein Knie bildet, immer ein großer übelſtand iſt, 
und eine Durchführung der Bognergaſſe leicht durchzuführen wäre, da ſich dort 
lauter alte Häuſer befinden, ſtelle ich den Antrag: 


Daſs die Baulinie in der Bognergaſſe ſo beſtimmt 
wird, daſs dieſelbe in der Verlängerung bis zur 
Kirchengaſſe durchgeführt wird, und iſt bei der Be— 
ſtimmung der Baulinie bei den Häuſern Or. Nr. 21 
und 23 in der Kirchengaſſe Rückſicht zu nehmen. 

Bürgermeiſter: An den Stadtrath. 

Schriftführer Gem.-Nath Zagorskii (liest): 

13. Antrag des Gem.⸗Nathes Dr. Klotzberg und Ge⸗ 
noſſen: 

Die Gefertigten beantragen: 

Um die Verdienſte und das Andenken des leider 
allzufrüh dahingeſchiedenen erſten Vice Bürgermeiſters 
Dr. Franz Borſchke zu ehren, die neu zu eröffnende 
Gaſſe in der ehemaligen Vorſtadt „Roſsau“, reſpective 
im IX. Bezirke „Dr. Borſchkegaſſe“ zu benennen. 

(Beifall rechts.) 

Bürgermeifter: An den Stadtrath. 

Gem.-Rath Steiner (zur Geſchäftsordnung): Der Herr 
Bürgermeiſter hat die Güte gehabt, drei Punkte der von mir 
geſtellten Interpellation zu beantworten .... 

Bürgermeiſter (unterbrechen): Ich mußs ſehr bitten, über 
Interpellationen iſt gar keine Debatte zuläſſig. (Unruhe links, 
Gem.⸗Rath Steiner ſpricht fort.) Ich entziehe Ihnen das Wort. 


Sie haben gar kein Recht, über Interpellations-Beantwortungen 


auch nur die geringſte Bemerkung zu machen. (Unruhe und Wider— 
ſpruch links.) Ich bitte, ſich an die Geſchäftsordnung zu halten, 
die Sie ſelbſt beſchloſſen haben. (Gem.⸗Rath Jedliöka: Eine 
Interpellation mufs ganz beanwortet werden, es paſst Ihnen eben 
nicht!) Wir ſchreiten zur Tagesordnung. | 
14. Referent Gem.-Rath Dr. Tederer: Zahl 200. Ich 
habe die Ehre über eine Vorlage zu berichten, die den Herren 
bereits zugeſendet wurde, und bei der es ſich darum handelt, vor— 
läufig die allgemeinen Beſtimmungen über die Regulierung der 
Bezüge der im Dienſte der Gemeinde ſtehenden Bedienſteten ab— 
zuſchließen. Die Herren haben die bezüglichen Beſtimmungen, 
ſoweit fie den Beamtenkörper betreffen, bereits beſchloſſen und es 
erübrigt nur mehr jener Theil, welcher ſich auf die ſtädtiſchen 
Diener und die ihnen gleichgeſtellten Bedienſteten bezieht. 
1* 
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Es war auch hier der Grundgedanke, einerſeits ſich den 
beſtehenden Verhältniſſen möglichſt anzuſchließen, andererſeits aber 
auch eine Verbeſſerung der Lage der ſtädtiſchen Bedienſteten ein— 
treten zu laſſen, und wenn die Herren die Anſätze, die hier vor— 
geſchlagen werden, mit denen vergleichen, die bisher im Schema 
erſcheinen, ſo finden Sie, daſs die Bezüge in einigen Fällen um 
mehr, im Durchſchnitte aber um mindeſtens 50 fl. erhöht wurden, 
und dafs auch bei dem Quartiergelde, welches für die verſchiedenen 
Gehaltsſtufen ſyſtemiſiert wird, wenigſtens in rückſichtswürdigen 
Fällen eine Verbeſſerung eingetreten iſt. 

Der Stadtrat) war auch der Meinung, daßs es ganz richtig 
ſei, ſtatt des früheren 30percentigen Quartiergeldes fixe Bezüge 
an Quartiergeldern einzuführen, ſowie das auch bei den ſtädtiſchen 
Beamten durch Ihre letzten Beſchlüſſe beſtimmt worden iſt. Ich 
werde dann bei den Details, wenn die Herren über einzelne Punkte 
noch weitere Auskünfte wünſchen, darauf zurückkommen. 

Zunächſt habe ich noch ein Moment zu beſprechen, nämlich 
den finanziellen Effect, den dieſe Regulierung, beziehungsweiſe Er— 
höhung der Bezüge der ſtädtiſchen Bedienſteten nach ſich zieht, und 
da bemerke ich, daſs die gegenwärtigen Bezüge der ſämmtlichen 
im alten Gemeindegebiete von Wien angeſtellten derartigen Be— 
dienſteten einen Betrag von 242.816 fl. 95 kr. ausmachen, nach 
der vorgeſchlagenen Regulierung aber 264.894 fl. 59 kr. betragen 
werden, ſo daſs eine Erhöhung um 22.077 fl. 64 kr. eintritt. Bei 
denjenigen, die in den neuen Bezirken bisher bedienſtet waren, hat 
der bisherige Aufwand 87.242 fl. 75 kr. erfordert. Der nunmehr 
eintretende Aufwand wird 96.079 fl. 49 kr. erfordern, was eine 
Erhöhung von 8836 fl. 74 kr. ausmacht. Es bedingt alſo dieſe 
vorgelegte Vorlage eine Geſammterhöhung um 30.940 fl. 38 kr. 
Der Stadtrath hat ſich aber nichtsdeſtoweniger beſtimmt gefunden, 
dieſe Vorlage, wie ſie eben vom Herrn Bürgermeiſter vorgelegt 
war, Ihnen zur Annahme zu empfehlen trotz dieſer Erhöhung, 
weil, wie ich ſchon erwähnt, in dieſer Richtung eine Regulierung 
und Verbeſſerung der Bedienſteten der Gemeinde im öffentlichen 
Intereſſe, im adminiſtrativen Intereſſe gelegen erſcheint. Nach 
dieſen allgemeinen Bemerkungen werde ich mir nun erlauben, zu 
den einzelnen Paragraphen überzugehen, wenn keine General— 
Debatte gewünſcht wird. 

Würgermeifter: Ich glaube, es wird wohl keine General- 
Debatte gewünſcht. (Niemand meldet ſich.) 

Referent: Ich werde auf die einzelnen Paragraphe über— 
gehen. § 1 lautet: | 

„Die definitiv angeſtellten ſtädtiſchen Diener werden rückſichtlich 
ihrer Bezüge in drei Claſſen eingetheilt.“ 

Vürgermeiſter: Wünſcht jemand zu dieſem Paragraphen das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) Es iſt dies nicht der Fall. — 81 
iſt angenommen. 

Referent: S 2 lautet: 

„Die Bezüge der J. Claſſe beſtehen aus einem Jahresgehalte 
von 700 fl., 750 fl. und 800 fl. und einem Quartiergelde von 
210 fl. 

Die Bezüge der II. Claſſe beſtehen aus einem Jahresgehalte 
von 550 fl., 600 fl. und 650 fl. und einem Quartiergelde von 
jährlich 180 fl. 

Die Bezüge der III. Claſſe beſtehen aus einem Jahresgehalte 
von 400 fl., 450 fl. und 500 fl. und einem Quartiergelde von 
150 fl.“ 
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Gem.-Nath Jedliéka: Ich ſtelle den Antrag auf en.bloc- 
Annahme. Die Sache iſt ganz gut. 

Vürgermeiſter: Ich bitte, es find Redner gemeldet, das 
geht nicht. — Wünſcht jemand zu §S 2 das Wort? (Niemand 
meldet ſich.) Es iſt nicht der Fall, § 2 iſt ſomit ebenfalls an- 
genommen. 

Referent: § 3 lautet: 

„In die J. Bezugsclaſſe werden eingereiht: 

Die Rathsdiener, 

die Schlachtbrücken⸗Oberaufſeher, 

ein Zeugwart im hiſtoriſchen Muſeum.“ 

Gem.-⸗Nath Dr. Huber: Nach dieſer Vorlage iſt der Ober— 
aufſeher im Aſyl- und Werkhauſe in die II. Bezugsclaſſe eingereiht. 
Das ſcheint mir nicht angemeſſen zu ſein. Sie werden wohl alle 
der Anſicht fein, daßſs der Oberaufſeherdienſt, wie der Aufſichtsdienſt 
überhaupt, im Aſyl⸗ und Werkhauſe, beſonders ſchwierig und mit 
ſehr großer Verantwortung verbunden iſt. 

Ich glaube, demgemäß muss man den Oberaufſeher im Aſyl— 
und Werkhauſe nicht in die II. Bezugsclaſſe verſetzen, ſondern in 
die I. Claſſe einreihen, und ich ſtelle in dieſer Hinſicht einen be— 
ſtimmten Autrag, ſowie ich mir beim nächſten Paragraph erlauben 
werde, einen Antrag zu ſtellen in Beziehung auf die Aufſeher im 
Aſyl⸗ und Werkhauſe. 

Ich beſchränke mich vorläufig, wenn nicht dagegen geſprochen 
wird, auf dieſe wenigen Bemerkungen, da ich überzeugt bin, daſs 
Sie von der Verantwortlichkeit und Schwierigkeit des Dienſtes in 
dieſer Richtung überzeugt ſind. 

Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Richter: Meine Herren! Ich 
erlaube mir, den geſtellten Antrag zu unterſtützen, und zwar unter 
Hinweis darauf, dafs der Oberaufſeher im Aſyl- und Werkhauſe, 
wie den meiſten Herren aus den geführten Debatten in Erinnerung ſein 
dürfte, eine außerordentlich ſchwierige und verantwortliche Stellung 
hat, eine höchſt odioſe Stellung, fo dafs es angemeffen iſt, daſs er für 
ſeine außerordentliche Mühewaltung auch mehr entlohnt wird, als es 
der Fall wäre, wenn er ſo eingereiht würde, wie es die Vorlage 
enthält. Es iſt mit Rückſicht auf die Entlohnung, welche man ihm 
billigerweiſe für ſeine Mühewaltung gibt, richtig, wenn er in die 
J. Bezugsclaſſe eingereiht wird, und ich möchte daher bitten, den 
Antrag des Herrn Collegen Dr. Huber anzunehmen. 

Gem.-Rath Ferd. Mayer: Ich möchte wiſſen, ob der 
geehrte Herr Antragſteller ſeinen Antrag auch im Stadtrathe geſtellt 
hat und vielleicht dort in der Minorität geblieben iſt? Wenn das 
nicht der Fall iſt, dann bedauere ich lebhaft, daſs Mitglieder des 
Stadtrathes hier im Plenum Abänderungs-Anträge ſtellen, die 
eigentlich in den Stadtrath gehören. 

Bürgermeifler: Wünſcht noch jemand das Wort? (Niemand 
meldet ſich.) 

Referent (zum Schluſsworte): Der Antrag iſt allerdings 
im Stadtrathe nicht geſtellt worden, ſonſt wäre er vorausſichtlich 
im Stadtrathe angenommen worden. Ich habe kein Recht, dieſen 
Antrag hier zu befürworten, aber ich muss nur bemerken, dafs es 
ganz richtig iſt, dafs die Stellung eines Oberaufſehers im ſtädtiſchen 
Aſyl- und Werkhauſe eine ſehr verantwortliche iſt und dass derſelbe 
ſich ſchon lange mit der Hoffnung trägt und ihm auch außeramtlich 
in Ausſicht geſtellt worden iſt, daſs bei der Regulierung darauf 
Rückſicht genommen wird. Ich bemerke, dafs er derzeit 600 fl. 
und eine Zulage von 25 fl. jährlich bezieht. Die Entſcheidung 
überlaſſe ich ſelbſtverſtändlich der Verſammlung. 
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Vürgermeiſter: Wir ſchreiten zur Abſtimmung. Gegen den 
§ 3 iſt keine Einwendung erfolgt. Derſelbe it angenommen. 

Nun hat aber Herr Dr. Hu ber einen Zuſatz-⸗Antrag geſtellt, 
daſs auch der Oberaufſeher im ſtädtiſchen Aſyl- und 
Werkhauſe in die J. Bezugsclaſſe wie die Rathsdiener 
eingereiht werde. Jene Herren, welche dieſem Antrage zu— 
ſtimmen, bitte ich, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Mehrheit. 
Angenommen. 

Referent: Der § 4 lautet: N 

„In die II. Bezugsclaſſe werden eingereiht: 

Die Amtsdiener, 

die Schuldiener, 

die Mahnboten (Executioniſten).“ 

Das iſt ein neuer Ausdruck ſtatt „Steuer-Executioniſten“. 
Man hat gefunden, an Stelle dieſes einen etwas üblen Geſchmack 
habenden Wortes ein in ganz Deutſchland und ſonſt jetzt überall 
gebräuchliches Wort zu ſetzen. Weiters: 

„Die Schlachtbrückenaufſeher, 

Hausaufſeher und Portiere in den Schlachthäuſern, 

die Aufſeher am Pferdemarkte im V. Bezirke, 

die Aufſeher am Centralmarkte im V. Bezirke, 

der Portier in der Großmarkthalle, 

ein Zeugwart im hiſtoriſchen Muſeum, 

der Hausaufſeher im Rathhauſe, 

die Aufſeher in den Verſorgungshäuſern 
Mauerbach.“ 

Der letzte Punkt: „der Oberaufſeher im Aſyl- und Werk— 
hauſe“ mufs nach dem gefaſsten Beſchluſſe entfallen. 

Gem.-Nath Dr. Huber: Sehr geehrte Herren! Unter Bezug⸗ 
nah me auf meine frühere Bemerkung, wo ich ſchon erwähnte, daßs 
ich mir erlauben werde, auch zu dieſem einen Zuſatz⸗Antrag zu 
ſtellen, ſtelle ich uun den Zuſatz-Antrag dahin gehend, daſs die 
Aufſeher im Aſyl- und Werkhauſe, welche hier in eine 
ſpätere, die III. Bezugselaſſe eingereiht ſind, in die 
II. Bezugselaſſe eingereiht werden; das ift nur eine Con— 
ſequenz des ſchon früher von mir geſtellten Antrages, welcher 
bereits angenommen worden iſt. Ich bitte, auch dieſen Antrag 
geneigteſt anzunehmen. 

Gem.-Nath Gregorig: Es zeigt ſich wieder, wie ſchlecht es 


in Wien und 


ift, dafs die Stadtraths-Sitzungen nicht öffentlich ſind; wenn fie 


das wären, würden wir Nachtrags⸗Anträge nicht hören, oder die 
Herren haben es in einer Weiſe berathen, wie es für den Stadt⸗ 


rath nicht würdig iſt. Denn, wenn Stadträthe erſt in öffentlicher 


Sitzung Abänderungs⸗Anträge ſtellen, fo jagt das, dajs die Herren 
in der Sitzung nicht anweſend waren, oder ſie haben mangels der 
nöthigen Aufmerkſamkeit ihre Pflicht nicht erfüllt. 

Gem.-Nath Eigner: Geehrte Herren! Hier in dieſem Antrage 
hat uns der Referent eine große Anzahl Diener, Aufſeher ver— 
ſchiedener Kategorien aufgeführt; aber eine Stelle wurde überſehen, 
weil ſie nicht aufgeführt worden iſt. Es ſind hier wohl die Schul— 
diener aufgeführt, aber es gibt auch Hausbeſorger, die Schuldiener- 
dienſte zu verſehen haben. 

Nach meiner Anſchauung mußs ich ſagen, dass ich zwiſchen 
Hausbeſorger und Schuldiener keinen Unterſchied finde. Ein 
Schuldiener hat geradeſo Dienſt in der Schule, wie der Haus— 
beſorger. Er mufs alles reinigen, alles leiſten und alles beſorgen, 
wie der Schuldiener. Er har keine Unterſtützung und iſt ſelbſt⸗ 


ſtändig, wie jeder Schuldiener, hat einen Gehalt von 35 fl. und 
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ein monatliches Reinigungsgeld von 15 fl., das find im Monat 
50 fl., außerdem bezieht er im Winter für die ganze Beheizung 
30 fl. Der Hausbeſorger alſo, der nicht definitiv angeſtellt iſt und 


täglich entlaſſen werden kann, bezieht an einer 14claſſigen Schule 


für die Beheizung einen täglichen Betrag von 70 kr., alſo da der 
Monat 30 Tage hat, im ganzen 21 fl. Dazu kommen die 
Reinigungsgelder im Betrage von 21 fl. 23 kr., mitunter auch 
23 fl., jo dafs er in den Wintermonaten 44 fl. bezieht. In den 
Sommermonaten erhält er bloß 21 fl. 23 kr., höchſtens 23 fl. 
Dieſe Leute ſind alſo vollſtändig vogelfrei und haben keine Zukunft 
vor ſich. An einer Schule, wo noch Ofenheizung iſt, da mußs der 
Mann die Kohle aus dem Keller in den zweiten und dritten Stock 
hinauftragen und dort einheizen. Wo Meißner'ſche oder Luftdruck 
heizung iſt, bekommt der Schuldiener täglich 1 fl. 40 kr. Der hat 
die Kohlen nur aus dem Keller in den Heizraum zu beſorgen und 
dort einzuheizen und in keinen Stock zu tragen und auch keine 
Ofen zu putzen. Der bekommt alſo 42 fl., und da an der Schule, 
wo der Mann angeſtellt iſt, 26 Claſſen ſind, bekommt er 28 fl. 
Reinigungsgelder, alſo im ganzen 70 fl. Es beſteht alſo ein 
großer Unterſchied zwiſchen den angeſtellten Perſonen, die ganz 
gleich ſind, und man unterſcheidet zwiſchen Hausbeſorgern und 
Schuldienern, obwohl ſie dieſelben Pflichten haben. Auch der 
Hausbeſorger muſßs Zuſtellungen und andere Sachen beſorgen, ganz 
ſo wie der Schuldiener. Ich weiß alſo nicht, warum man einen 
ſolchen Unterſchied macht, und bitte Sie, dieſem ungerechten Vor: 
gehen zu ſteuern, dieſe armen Leute zu unterſtützen und ihnen den— 
ſelben Gehalt wie den definitiven Schuldienern auszuſetzen. 


Dazu kommt noch Folgendes: In den Vorortegemeinden 
wurden zur Zeit, wo dieſe noch ſelbſtändig waren, Schuldiener mit 
der Zuſicherung angeſtellt, dafs fie nach einer einjährigen Probezeit 
definitiv angeſtellt werden. Dies iſt bis jetzt nicht geſchehen. Früher 
haben dieſe Diener Kleidung und Montur bezogen und auch das 
iſt ihnen entzogen worden, weil ſie nicht definitiv angeſtellt ſind. 
Sie erhalten 35 fl. Gehalt und 15 fl. Reinigungsgeld, find aber 
nicht definitiv angeſtellt. Ich würde mir daher in dieſer Richtung 
einige Anträge zu ſtellen erlauben, die dahin gehen, daſs die 
Commune ihren übernommenen Verpflichtungen nachkommt und 
dieſe Leute nicht als Hausbeſorger, ſondern als Schuldiener an— 
ſtellt. Um ihr Leben friſten zu können, find dieſe Leute darauf 
angewieſen, ſich auf andere Weiſe einen Zuſchuſs zu verſchaffen. 
Ein Beweis dafür liegt darin, dafs in Hernals von manchen 
bei Tage Kohlen geführt werden. Es ſind Zeugen dafür da, die 
das beſtätigen können. Sie müſſen zu ſolchen Dingen greifen, 
weil ſie nicht ſo viel verdienen, um ihre Familie zu ernähren. 
Einem ſeparaten Verdienſte können ſie nicht nachgehen; ſie haben 
die Reinigung der Schule vorzunehmen und die verſchiedenſten 
Dienſte zu verrichten. Ich erlaube mir folgenden Antrag zu 
ſtellen: 

„Sämm etliche ſchon angeſtellten und noch anzu— 
ſtellenden Hausbeſorger der Volks- und Bürgerſchulen 
der Bezirke I bis XIX ſollen mit dem Titel und mit 


den Bezügen der Schuldiener gegen einjährige Probe— 


zeit angeſtellt werden.“ 


Ferner beantrage ich, daſs ſämmtliche Schuldiener, 
die vor Einverleibung der Vororte angeſtellt waren, 
endlich einmal definitiv angeſtellt werden. 


Ich erſuche Sie um Annahme meiner Anträge. (Beifall links.) 
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Gem.-Nath Dr. Huber: Es iſt die Bemerkung gefallen, 
daſs ein Stadtrath, welcher gegen einen dem Gemeinderath vor— 
liegenden Antrag des Stadtraihes Anträge ſtellt, wahrſcheinlich in 
der betreffenden Sitzung nicht anweſend war. Nun, ein ſolcher 
Vorwurf iſt wirklich ſehr peinlich für jeden, wenn man ihn be— 
ſchuldigt, er ſei dort nicht anweſend geweſen, wo es ſeine Pflicht 
war, anweſend zu fein. Ich erkläre, dafs ich allerdings in der 
betreffenden Sitzung des Stadtrathes war, und wenn die Herren 
das Communalblatt fleißig leſen, ſind ſie in der Lage zu con⸗ 
trolieren, wer in der Sitzung anweſend iſt oder nicht (Gelächter 
links). Übrigens haben Sie (zur Linken gewendet) eine ganz 
eigenthümliche Vorſtellung über die Pflichten eines Stadtrathes. 
Ich glaube, ein Stadtrath wird dadurch, dafs er die Ehre hat, 
im Stadtrath zu ſitzen, nicht mundtodt für den Gemeinderath. 
(Sehr richtig! rechts.) Ich glaube, er hat die Pflicht zu ſprechen, 
wenn er glaubt, dafs irgend eine Vorlage ſeiner Überzeugung nicht 
entſpricht (Sehr gut! rechts), ganz gleichgiltig, ob er früher oder 
ſpäter zu dieſer Überzeugung gekommen iſt, iſt es ſeine Pflicht, 
das zu ſagen, was er für gut hält. (Beifall rechts. — Un— 
ruhe links.) 

Bürgermeifler: Ich bitte um Ruhe! Stören Sie die 
Debatte nicht! 

Gem.-Rath Weitmann: Ich habe ſpeciell eines Dieners 
zu erwähnen, das iſt der Oberaufſeher im Aſyl-⸗ und Werkhauſe. 

Bürgermeiſter: Das iſt ja ſchon in der erſten Claſſe 
abgethan. 

Gem.-⸗Nath Dr. Vogler: Der Herr Gem.⸗Rath Eigner 
hat ſich um das Schickſal der ſogenannten Hausbeſorger in den 
Volksſchulen gekümmert; ich erlaube mir diesfalls aufmerkſam zu 
machen, dass gegenwärtig bereits ein Act beim Magiſtrat läuft. 
Er war ſchon einmal beim Stadtrath, wurde aber wegen weiterer 
Erhebungen an den Magiſtrat zurückgeleitet. Dieſer Act betrifft 
die künftige Regelung der Verhältniſſe der Hausbeſorger an unſeren 
Volksſchulen. Es iſt in der That richtig, und wurde auch von 
uns wiederholt anerkannt, dafs die gegenwärtige Stellung dieſer 
ſogenannten Hausbeſorger keine angemeſſene iſt; es wird von Seiten 
der Schulleiter darauf gedrungen, und zwar mit vollem Recht, 
dafs alle dieſe ſogenannten Hausbeſorger den Charakter von Schul— 
dienern bekommen können. Das geht aber nicht, hier im Plenum 
ſo im Handumdrehen das ſo ohneweiters zu beſchließen. Der 
Act, der beim Magiſtrat läuft — ich habe ihn gelegentlich in der 
Hand gehabt — hat einen bedeutenden Umfang. Es iſt auch zu 
berückſichtigen, daſs in den Vororten ganz verſchiedenartige Ver— 
hältniſſe platzgegriffen haben; während bei uns in den alten zehn 
Bezirken lediglich die Schuldiener an den Bürgerſchulen den 
Charakter von Schuldienern gehabt haben, haben die Vororte auch 
an den Volksſchulen hie und da Schuldiener definitiv angeſtellt, 
was bei uns nicht der Fall war. 

Aus allen dieſen Umſtänden ergibt ſich, dafs die definitive 
einheitliche Regelung der Verhältniſſe für ganz Wien unumgänglich 
nothwendig iſt. Aber ich mußs noch betonen, dass wir das heute 
im Plenum nicht machen können. Es iſt hiezu auch erforderlich, 
daſs für die zukünftigen Schuldiener an unſeren Volksſchulen eine 
neue Dienſtesinſtruction ausgearbeitet werde, weil es gewißs nicht 
angeht, mit ihrer bisherigen Dienſtleiſtung ſie vielleicht zu defi— 
nitiven Dienern zu ernennen. Aus allen dieſen Gründen bean— 
trage ich, daßs der Antrag Eigner an den Stadtrath gewieſen 
werde. 
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Gem.⸗Nath Steiner: Ich erlaube mir zuerſt, eine Bemerkung, 
welche vom Herrn St. R. Dr. Huber gemacht wurde, richtigzu— 
ſtellen. Herr St.⸗R. Dr. Huber hat nämlich bemerkt: „Wenn 
man wiſſen will, ob die Stadträthe in einer Sitzung anweſend 
waren, ſoll man das Amtsblatt zur Hand nehmen.“ Demgegen— 
über bemerke ich, daſs Stadträthe um 10 Uhr hier waren und 
um ½11 Uhr vom Rathhauſe mit einem Comfortable weggefahren 
ſind. Andererſeits bemerke ich, daſs Stadträthe um ½12 Uhr zur 
Sitzung gekommen ſind . . .. 

Bürgermeiſter (unterbrechend): Ich bitte, zur Sache zu 
ſprechen! 

Gem.-Nath Steiner (fortfahrend): . . . . dafs ein Herr mit 
mir war und doch im Amtsblatte als anweſend figuriert hat. Ich 
bitte, das zur Kenntnis zu nehmen, Herr Dr. Huber. 

Weiters verwahre ich mich entſchieden dagegen, wenn der 
Herr Gem.⸗Rath Dr. Vogler glaubt, dafs die früher in den 
Vorortegemeinden angeſtellten Schuldiener nicht übernommen werden 
konnten, und dass fie zu Hausbeſorgern degradiert werden. Das 
iſt die erſte Verletzung deſſen, was Sie verſprochen haben: Gleiche 
Rechte und gleiche Pflichten; denn dieſe Leute ſind Schuldiener. 
Ich könnte Ihnen eclatante Fälle vorführen, thue es aber nicht; 
vielleicht habe ich noch Gelegenheit, darauf zurückzukommen. Ich 
ſtimme dem Antrage des Herrn Collegen Eigner zu und bitte 
Sie, denſelben anzunehmen vom Standpunkte der Gerechtigkeit. 
Warum ſollen die Schuldiener draußen ſchlechter daran ſein, als 
die herinnen? Sie haben ja die gleichen Pflichten zu erfüllen. 
(Rufe rechts: Das wurde nicht geſagt!) 

Würgermeiſter (unterbrechend): Sie find ja im Irrthum; 
von Schuldienern iſt keine Rede geweſen. 

Gem.-Nath Steiner (fortfahrend): Ich ſage das, weil Sie 
unſere Schuldiener zu Hausbeſorgern degradieren. 

Gem.-Nath Dr. Tueger: Vor allem bemerke ich, dafs der 
Stadtrath zu dem Zwecke geſchaffen wurde, um die Debatten hier 
in dieſem Saale, wenn möglich, zu verkürzen. Es iſt gewiss, dass 
ein Mitglied des Stadtrathes die Pflicht hat, im Stadtrathe jene 
Bedenken vorzubringen, welche ihm überhaupt auf dem Herzen 
liegen, und es wäre daher die Sache des Herrn St.-N. Dr. Huber 
geweſen, ſeine Anträge im Stadtrathe zu ſtellen. Das, glaube ich, 
dürfte von niemandem beſtritten werden. Es iſt möglich, daßs dem 
St.⸗R. Dr. Huber dieſer Gedanke erſt ſpäter eingefallen iſt; 
dann mußs er aber die Güte haben, zu ſagen: damals, als er im 
Stadtrathe geweſen iſt, hat er das noch nicht gewusst, es iſt ihm 
erſt ſpäter eingefallen und er müſſe es im Gemeinderathe vor— 
bringen. Das iſt möglich, es mufs aber geſagt werden. 

Über die Anweſenheit der Herren Stadträthe hat der Herr 
Vorredner ſchon geſprochen, ich will mich nicht weiter darauf ein— 
laſſen. Ich kenne die Geſchichten mit dem Protokollunterſchreiben. 
Viele Stadträthe kommen her .... 

Vürgermeiſter (unterbrechend): Ich bitte, zur Sache! 

Gem.-Nath Dr. Cueger: Das gehört zur Sache. Wenn 
man uns gegenüber jo auftritt, jo muss uns auch geſtattet werden, 
gewiſſe Dinge zurückzuweiſen. Wenn wir in frozzelndem Tone auf 
die Protokolle des Stadtrathes gewieſen werden ... 

Vürgermeiſter (unterbrechend): Es hat niemand gefrozzelt! 

Gem.-Rath Dr. Tueger: Der Herr St.⸗R. Dr. Huber 
hat dies | 
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Bürgermeifter (unterbrechend): Entſchuldigen Sie, wenn 
jemand auf Protokolle hinweist, ſo iſt das keine Frozzelei. Ich 
mufs das zurückweiſen. 

Gem.-Nath Dr. Cueger: Ich bitte, wollen Sie Redefreiheit 
walten laſſen? 

Vürgermeiſter: Jawohl, aber zur Sache! 

Gem.-Nath Dr. Tueger: Eine ſolche Einſchränkung der 
Redefreiheit dulde ich nicht! 

Vürgermeiſter: Ich bitte den Herrn Redner, Folgendes zu 
bemerken: Sie haben gegenüber dem Präſidenten erklärt, Sie 
dulden etwas nicht .. .. 

Gem.-Nath Dr. Tueger: Eine ſolche Einſchränkung nicht! 

Vürgermeiſter: Ich bitte, mich nicht zu unterbrechen. Das 
iſt gegen jeden parlamentariſchen Anſtand und ich rufe Sie zur 
Ordnung! (Stürmiſcher Widerſpruch links. Gem.⸗Rath Hawranek: 
Der Bürgermeiſter ſoll auch nicht fortwährend unterbrechen!) Herr 
Gem.⸗Rath Hawranek, ich rufe Sie zur Ordnung! (Gem.-Rath 
Hawranek: Wieder eine Auszeichnung!) (Zu Gem.⸗Rath Dr. 
Lueger:) Wenn in dieſer Weiſe fortgefahren würde, müfste ich 
Ihnen das Wort entziehen. Der Herr Gem.-Rath Dr. Lueger 
hat das Wort. 

Gem.-Nath Dr. Tueger: Meine Herren! Ich glaube nicht, 
den Anſtand in irgend einer Weiſe verletzt zu haben, es war daher 
gar nicht nothwendig, mir gegenüber in der Weiſe aufzutreten. 
Wir ſind hier berechtigt, eventuell Bemerkungen von drüben zu 
widerlegen. Nicht mehr habe ich gethan, das mußs mir geſtattet 
ſein. Wenn ich geſagt habe, ich dulde das nicht, ſo iſt das mein 
Recht... 

Bürgermeifler: Ich entziehe Ihnen das Wort. (Lebhafter 
Widerſpruch und Lärm links. Gem.-Rath Dr. Lueger ruft da⸗ 
zwiſchen.) Herr Gem.⸗Rath Dr. Lueger hat nicht mehr das 
Wort. (Große Unruhe links. Rufe: Iſt das Redefreiheit?) Ich 
bitte mich ausreden zu laſſen. Ich habe mir vorgenommen, Unzu— 
kömmlichkeiten in der Form und gegenüber dem Präſidenten abſolut 
nicht zu dulden. (Erneuerte Unruhe und Lärmen links. Gem.-Rath 
Jedliéka ruft: Ein Herrgott find Sie nicht!) Ich bitte um 
Ruhe. Herr Gem.-Rath Dr. Lueger hat ſich dagegen verſündigt 
und ich entziehe ihm daher das Wort. (Großer Lärm und Gelächter 
links.) 

Gem.⸗Nath Dr. Tueger: Sie haben mir das Wort ent- 
zogen? 

Bürgermeiſter: Ja, Sie haben das Wort nicht mehr. 

Gem.-Nath Dr. Tueger: Merken Sie ſich, Herr Bürger: 
meiſter, daſs Sie das heute gethan haben; das iſt ein ſchweres 
Unrecht. (Großer anhaltender Lärm links. Gem.⸗Rath Jedliöôka 
ruft: Das iſt Paſchawirtſchaft!) 

Bürgermeiſter: Ich bitte um Ruhe. Das Wort hat Herr 
Gem.⸗Rath Frauenberger zur Geſchäftsordnung. 

Gem.-RNath Frauenberger: Meine Herren! Ich glaube, 
dafs wir über dieſen Gegenſtand hinlänglich geſprochen haben und 
beantrage daher Schluſs der Debatte. — Angenommen. 

Bürgermeiſter: Das Wort haben noch die Herren Gem. 
Räthe Grünbeck, Dr. Vogler, Stehlik, Tagleicht, 
Dr. Klotzberg, Dr. Friedjung, Eigner, Dr. Lueger 
Silberer und der Herr Referent. 

Gem.⸗Nath Grünbeck: Verehrte Herren! Gerade bei ſolchen 
Angelegenheiten ſollte man ſich doch ein bisschen mehr Zeit nehmen, 
wenn es ſich auch nicht um mittlere oder höhere Beamte, ſondern 
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nur um die Diener handelt; kaum hat man aber die Vorlage in 
der Hand, ſo kommt ſie ſchon am anderen Tage zur Berathung. 
Ich glaube, auch wir haben das Recht wie Sie (rechts), unſere 
Meinung und Anſicht darüber zu ſagen. Von meinem Collegen 
Eigner wurde ein Antrag, betreffend die ſogenannten Haus— 
meiſter geſtellt, und ich denke, wenn jemand 15 bis 20 Jahre im 
Dienſte der Gemeinde ſteht und ihr treu und redlich dient und 
ohnehin von 14 zu 14 Tagen in Angſt fein muſs, vielleicht wegen 
einer Kleinigkeit entlaſſen zu werden, ſo muſs man ihm doch auch 
ein biſschen die Zukunft ſichern. Wenn Sie aber fo vorgehen und 
lauter Hausmeiſter im Taglohne anſtellen, was wollen Sie denn 
von Privaten verlangen! (Rufe rechts: Darum handelt es ſich 
nicht!) Ich bitte, es gehört doch hieher, denn wenn wir bei der 
Feſtſtellung der Rangclaſſen find, fo muss auch derjenigen gedacht 
werden, die vielleicht, ich weiß nicht abſichtlich oder unabſichtlich, 
vergeſſen wurden. 

Es wäre alſo nur ein Act der Gerechtigkeit, wenn man die— 
jenigen Hausmeiſter, die 10 bis 15 Jahre redlich gedient haben, 
dann wenigſtens verſorgt und nicht einfach beim Thore hinaus⸗ 
jagt. Das gehört hieher, warum ſoll man denn das immer 
verſchieben? Wenn ſo etwas in den Stadtrath kommt, ſo wiſſen 
wir ohnehin, wie lange es dauert, bis es wieder herauskommt. 
Ich kann daher den Antrag des Collegen Eigner nur wärmſtens 
unterſtützen und glaube es iſt nur eine gerechte Sache, wenn man 
darüber ſpricht. 

Gem.-Rath Dr. Vogler: Herr Gem.⸗Rath Steiner hat 
mir etwas imputiert, was ich gar nicht geſprochen habe. Er hat 
geſagt, wir wollen die definitiv angeſtellten Schuldiener in den 
Vororten zu Hausbeſorgern degradieren. Nun, erſtens können wir 
das nicht, weil es ganz gegen das Geſetz wäre, und zweitens 
fällt es uns auch gar nicht ein. Ich habe gerade früher erklärt, 
und bemerke dies auch dem unmittelbaren Herrn Vorredner Gem.“ 
Rath Grünbeck, dass wir eine Verbeſſerung der Stellung der 
ſogenannten Hausbeſorger anſtreben. Das wurde ſchon im alten 
Gemeinderathe angeregt und die Schulſection hat ſich ſeinerzeit 
damit beſchäftigt. Das Ding iſt alſo im Werden, leider aber 
braucht es, wie alles bei unſeren Amtern, etwas Zeit, ſonſt wäre 
es, wenn es nach meinem Wunſche gienge, ſchon zur Thatſache 
geworden. 

Es iſt alſo eine vollkommen irrthümliche Auffaſſung, dajs wir 
die beſſer geſtellten Diener in den Vororten ſchädigen; im Gegen- 
theil, wir wollen unſere Diener beſſer ſtellen und ihnen eine ſolche 
Stellung in den Schulen verleihen, wie fie ihnen gebürt: Anderer: 
ſeits müſſen ſie dafür eine gewiſſe Mehrleiſtung auf ſich nehmen, 
welche ſie heute nicht haben. Es geht nicht an, dass ein Schul⸗ 
diener bloß die Schule putzt und reinigt und weiter ſich um die 
Schule nicht kümmert, er hat noch andere Aufgaben; das muß 
unter einem geregelt werden. Es geht nicht an, bei dieſem Gegen— 
ſtande, der ſich lediglich auf die Gehalte bezieht, dieſen anderen 
Gegenſtand gleichzeitig zu erledigen. 

Gem.-Nath Seiler (zur Geſchäftsordnung): Ich bean- 
trage die Wahl von Generalrednern. 

Bürgermeiſter: Diejenigen Herren, welche mit dieſem An⸗ 
trage einverſtanden ſind, bitte ich die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 
Angenommen. 

Ich werde nun die einzelnen Redner verleſen. Ich bitte mir 
aber zu ſagen, wer für und wer gegen 8 4 ſtimmt. (Es 
erklären ſich die Gem.-Räthe Stehlik, Eigner, Dr. Lueger 
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gegen. Die Gem.⸗Räthe Tagleicht, Silberer, Dr. Fried 
jung für.) Ich bitte nun die Herren Gem.-Räthe Stehlik, 
Eigner und Dr. Lueger, einen Generalredner gegen, und 
die Herren Gem.⸗Räthe Tagleicht, Silberer und Dr. Fried— 
jung, einen Generalredner für zu wählen. (Nach einer Pauſe:) 
Zum Generalredner gegen iſt Herr Dr. Lueger, zum General- 
redner für Herr Dr. Friedjung gewählt. 

Gem.⸗Nath Dr. Tueger: Meine Herren! Ich wende mich 
gegen die Außerungen des Herrn Dr. Vogler, welcher der 
Meinung geweſen iſt, daß es nicht angeht, daſs im Plenum ſo 
über die Hand beſchloſſen wird. Wenn ein Mitglied des Gemeinde— 
rathes einen Antrag ſtellt, welcher zur Sache gehört, kann der 
Gemeinderath auch über die Hand beſchließen, ob nun der Antrag 
von einem gewöhnlichen Gemeinderath oder von einem Stadtrath 
geſtellt wird. Wenn über den Antrag des Herrn St.⸗R. Dr. Huber 
über die Hand beſchloſſen werden kann, kann auch über den Antrag 
des Gem.⸗Rathes Eigner über die Hand beſchloſſen werden. 

In dieſer Beziehung ſind wir vollkommen gleichberechtigt und 
gibt es keinen Unterſchied. Nun will ich objectiv die beiden Anträge 
des Herrn Collegen Eigner beſprechen. Der zweite Antrag betrifft 
die Schuldiener, welche in den Vororteſchulen als Diener bereits 
aufgenommen find. Bezüglich dieſer bin ich der Meinung, dafs fie 
ohnedies unter die Beſtimmungen fallen, denn hier werden die 
Schuldiener allgemein genannt, jo dafs diejenigen, welche Scul- 
diener in den Vororten ſind, vom Tage des Gemeinderaths-Be⸗ 
ſchluſſes jene Bezüge bekommen, welche hier fixiert ſind. 

Sollte aber ein Zweifel fein, fo bin ich dafür, dass der 
Antrag des Herrn Collegen Eigner, betreffend die Schuldiener 
in den Vororten, zum Beſchluſſe erhoben werde, damit in der 
Beziehung nie ein Zweifel obwaltet, dajs auch die betreffenden 
Perſonen mit in die Reorganiſierung, reſp. Regulierung einbezogen 
find. Nun komme ich zum zweiten Antrage wegen der Haus— 
beſorger. 

Es iſt gewiſs und hat auch Herr Gem.-Rath Dr. Vogler 
das anerkannt, dafs die Beſchwerden, welche der Herr Collega 
Eigner bezüglich der Hausbeſorger vorgebracht hat, vollkommen 
richtig ſind. Es iſt ein Unding, einen Unterſchied zu machen zwiſchen 
Volksſchulen und Bürgerſchulen und zu ſagen: Die Bürgerſchulen 
bekommen einen Schuldiener und die Volksſchulen einen Haus: 
beſorger, und Hausbeſorger und Schuldiener haben das Gleiche zu 
thun. Es iſt ein Unding, welches beſeitigt werden muſs. Es kommt 
aber eine andere Frage in Betracht. Herr Collega Eigner möge 
mir verzeihen, wenn ich ſage, dafs auch die finanzielle Frage in 
Betracht gezogen werden mufs, weil mit der Umwandlung der 
Hausbeſorger in Schuldiener ein bedeutend größeres Erfordernis 
eintreten wird. (Ruf: Nicht viel!) Wenn Sie die alten Bezirke in 
Betracht ziehen, gewiss. Ich bin dafür, daſs der Antrag Eigner 
dem Stadtrathe zugewieſen werde, jedoch mit dem Bemerken, und 
ich ſtelle dies als Zuſatz⸗Antrag, dass über dieſe Frage binnen drei 
Monaten hier im Gemeinderathe referiert wird. Es geht nicht an, 
dafs man die Anträge fortwährend dem Stadtrathe zumeist und 
dann von denſelben nichts mehr hört und ſieht. Wenn das ſo 
fortgeht wie bisher, dann iſt wirklich der Stadtrath, wie ein 
Parteigenoſſe ausgeführt hat, der Stadtgraben, in den alles hinein⸗ 
geworfen wird und aus welchem nichts mehr herauskommt. 

Ich bitte um die Annahme des von mir geſtellten Antrages, 
daſs binnen drei Monaten referiert werden muſs, und den zweiten 
Antrag, betreffend die Schuldiener, bitte ich zum Beſchluſſe zu 
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erheben, wenn diesbezüglich nicht eine vollſtändige Aufklärung 
ſeitens des Herrn Referenten erfolgt. 

Nun zum Schluſſe aber eine kleine Bemerkung, die ich mir 
zum Schluſſe aufbewahrt habe. Ich ſpreche das Bedauern aus, 
dafs der Herr Bürgermeiſter bei der Leitung der Verhandlung 
nicht jene Objectivität gewahrt hat, welche nothwendig iſt. (Große 
während welcher Redner unverſtändliche 
Worte ſpricht.) | 

Ich bedauere das auf das tiefſte, weil ich bisher alles gethan 
wenn wir aber in 
ſolch infamer Weiſe behandelt werden .. . (Große andauernde 
Unruhe, Bravo-Rufe und Händeklatſchen links.) 

Bürgermeiſter: Meine Herren! Ich bitte um Ruhe. Die 
jetzige Bemerkung des Herrn Gem.-Rathes Dr. Lueger überſteigt 
alle Grenzen des Anſtandes. Erſtens iſt es nicht geſtattet, dem 
Vorſitzenden vorzuwerfen, er ſei nicht objectiv, oder zu bedauern, 
dafs er die Verſammlung nicht entſprechend leite, und zweitens iſt 
es aber ſchon ganz ohne jedes Präcedens, dem Vorſitzenden zu ſagen: 
es iſt „infam“, was hier geſchehen iſt. 

Darüber, meine Herren, gibt es nur die ſtrengſte Strafe, 
welche der Diſciplinargewalt des Präſidenten eingeräumt iſt, und 
ich glaube, daſs es im Intereſſe der Würde der erſten Stadt des 
Reiches iſt . . . (Unruhe links und Rufe: Wir gehen ſchon!) . 
eine ſolche ungeheuere Verletzung des parlamentariſchen Auſtandes 
des Statutes gemäß zu ahnden. Ich erkläre daher, dafs ich den 
Herrn Gem.⸗Rath Dr. Lueger von der heutigen und von den 
nächſten drei Sitzungen ausſchließe. (Anhaltender Lärm und Schreien 
links. Rufe: Wir gehen alle!) 

Gem.⸗Nath Steiner: Rufen Sie mich auch zur Ordnung! 
(Redner ruft während der herrſchenden ſtürmiſchen Unruhe durch 
längere Zeit, heftig geſticulierend, zum Präſidenten unverſtändliche 
Worte.) 

ZBürgermeiſter: Herr Gem.-Rath Steiner wird ebenfalls 
auf drei Sitzungen ausgeſchloſſen. (Die ganze Linke verlässt unter 
großer Unruhe den Saal. — Nachdem der Tumult ſich wieder gelegt). 
Alſo, ich glaube, dass das verſtanden worden iſt; Herr Gem.-Rath 
Steiner iſt für die nächſten drei Sitzungen ausgeſchloſſen! 

Gem.-RNath Dr. Iriedjung: Ich glaube recht zu thun, 
wenn ich die Verhandlung ohne Rückſicht auf den tief bedauerlichen 
Vorgang, deſſen Zeugen wir hier eben geweſen ſind, wieder auf 
den ſachlichen Gehalt zurückführe. 

Es hat ſich über die Sache ſelbſt nach den ſachlichen Worten 
des Herrn Gem.⸗Rathes Dr. Lue ger keine weitere Discuſſion 
entſponnen, aber ich habe mir das Wort erbeten, um eine ganz 
beſondere Angelegenheit, nämlich das Verhältnis der Abſtimmungen 
des Stadtrathes und Gemeinderathes zu beſprechen, und zwar im 
Hinblicke auf einzelne Fälle, von denen wir heute gehört haben — 
wir haben gehört, daſs ein Mitglied des Stadtrathes 
(Rufe: Das gehört nicht zur Sache!) 

Vürgermeiſter: Ich bitte, das gehört nicht zur Sache! 
(Lebhafte Unruhe.) 

Gem.⸗Nath Dr. Friedjung (fortfahrend): Herr Bürger⸗ 
meiſter werden ſich überzeugen, daſs das, was ich fage, vollſtändig 
zur Sache gehört. (Gem.⸗Rath Simon ruft: Nein!) Der Herr, 
der „Nein“ gerufen hat, kann unmöglich wiſſen, was ich ſagen 
will. (Gem.⸗Rath Simon ruft: Das gehört nicht zur Sache!) 
Ich will nur conſtatieren, daſs ich es für die Pflicht eines jeden 
Stadtrathes halte, wenn er nach der Sitzung des Stadtrathes zu 
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einer anderen Erkenntnis gekommen iſt, dies einfach im Gemeinde⸗ 
rathe zu ſagen und den verbeſſerten Antrag zu ſtellen, den er für 
richtig hält. Herr Gem.⸗Rath Huber hat uns den verbeſſerten 
Antrag geſtellt . . 

Nürgermeiſter (unterbrechend): Ich bitte um Entſchuldigung, 
es hat jedes Mitglied des Gemeinderathes, wenn es auch Stadt⸗ 
rath iſt, das Recht, hier Anträge zu ſtellen. (Unruhe.) 

Gem.-Nath Dr. Friedjung (fortfahrend): Ich conſtatiere das 
und bemerke, dafs mir im Gegentheil das Verhalten eines Stabdt- 
rathes, der ſich ſolidariſch mit einem Beſchluſſe erklärt, welcher 
nicht ſeine Überzeugung geblieben iſt, ganz und gar nicht gefallen 
würde. Dieſe Anſchauung muss zum Ausdrucke kommen, da fie die 
Anſchauung einer großen Anzahl von Mitgliedern des Hauſes iſt. 

Referent (zum Schlusswort): Der Antragſteller, der einige 
Abänderungs⸗Anträge geſtellt hat, hat meiner Meinung nach 8 1 
es heißt: „Die definitiv angeſtellten ſtädtiſchen Diener werden 
rückſichtlich ihrer Bezüge in drei Claſſen eingetheilt.“ Auch die- 
jenigen, die nachträglich dazu aufgenommen und beantragt werden, 
ſind ausnahmlos definitiv angeſtellte Diener, und nur um die 
handelt es ſich gegenwärtig. Diejenigen Diener aber, von denen hier 
die Rede iſt, ſind eben proviſoriſch angeſtellte, über deren künftiges 
Schicksal heute zu entſcheiden gar kein Anlajs iſt. Wenn einmal 
dieſes Schema von Seite des Gemein derathes feſtgeſtellt iſt, dann 
wird das immer wieder Sache des Gemeinderathes ſein, ob dieſe 
Hausbeſorger eventuell hier einzureihen ſind und einzelnenfalls zu 
definitiven Schuldienern gemacht werden. 

Ich glaube daher, dafs in dem Antrage Eigner keine Ver— 
beſſerung der Vorlage liegt und würde bitten, insbeſonders mit 
Rückſicht darauf, dass ein Mitglied des Stadtrathes ſchon erklärt 
hat, daſs ein Magiſtratsbericht und eventuell ein Stadtraths-Antrag 
über dieſe Angelegenheit hier vorkommen wird, auf dieſe beiden 
Anträge keine Rückſicht zu nehmen. Dem Antrage Huber kann 
ich nicht entgegentreten und will nur hier zu Ihrer Informierung 
bemerken, dass dieſe betreffenden Aufſeher im Aſyl⸗ und Werkhauſe 
derzeit 500 fl. und eine jährliche Zulage von 62 fl. 50 kr. beziehen. 
Es würde alſo durch dieſen Antrag Huber ihnen eine Aufbeſſerung 
von circa 100 fl. jährlich zugute kommen. 

Vürgermeiſter: Wir ſchreiten zur Abſtimmung. Gegen 8 4 
iſt keine Einwendung erhoben worden; ich erkläre daher denſelben 
für angenommen. 

Gem.⸗Rath Dr. Huber ſtellt den Zuſatz⸗Antrag, dass 
auch die Aufſeher im Aſyl- und Werkhauſe in die zweite 
Claſſe eingereiht werden. Jene Herren, welche dieſem Antrage 
zuſtimmen, wollen die Hand erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Es liegt ferner folgender Antrag des Gem. ⸗Rathes Eigner 
vor. (Liest) „Sämmtliche ſchon angeſtellten und angeſtellt 
werdenden Hausbeſorger an den Volks- und Bürger— 
ſchulen der Bezirke I bis XIX ſollen mit den Bezügen 
der II. Claſſe, ſowie die angeführten Schuldiener auch 
mit dem Titel „Schuldiener“ angeſtellt werden gegen 
einen einjährigen Probedienſt. Sämmtliche Schuldiener, 
die ſchon vor der Einverleibung angeftellt wurden, 
ſollen definitiv angeſtellt werden.“ 

Zu dieſem Antrag iſt beantragt, ihn dem Stadtrathe 
zuzuweisen. Jene Herren, welche dieſem Antrage zuſtimmen, 
wollen die Hand erheben. (Geſchieht.) Abgelehnt. 
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Jene Herren, welche für den Antrag Eigner ſind, wollen 
die Hand erheben. (Geſchieht.) Es iſt die Minderheit; abgelehnt. 
Es entfällt daher auch der Zuſatz des Herrn Gem.⸗Rathes Dr. 
Lueger. 

Referent: 8 5 lautet (liest): „Alle übrigen ſtädtiſchen Diener 
werden in die III. Claſſe eingereiht.“ 

Gem.-Nath Dr. Klotzberg: Wenn ich mir erlaube, zu 
dieſem Paragraph Ihre Aufmerkſamkeit zu erbitten, ſo geſchieht 
es nur, um auch Leuten gerecht zu werden, welche ſeit Jahren in 
ſtädtiſchen Dienſten und in dieſe Claſſe auch nicht eingereiht worden 
ſind. Es wurden wiederholt im Wiener Gemeinderathe Anträge 
geſtellt, jedoch ſind bis zum heutigen Tage dieſe Anträge nicht 
erledigt. Es handelt ſich, meine Herren, um das Schickſal der 
ſtädtiſchen Hallendiener und ich werde mir diesbezüglich erlauben, 
einen ſelbſtändigen Antrag hier im Gemeinderathe zu ſtellen. 

So wichtig und hoch die Pflichten eines Nachtwächters in 
den ſtädtiſchen Schlachthäuſern ſind, höher, glaube ich, ſind die 
Pflichten eines Hallendieners in den verſchiedenen Markthallen. 
Sie dürfen nicht vergeſſen, dafs die Hallendiener, abgeſehen davon, 
daſs fie alles das zu überwachen haben, was die betreffenden 
Händler in der Halle verwahrt und zurückgelaſſen haben, auch in 
vielen Fällen die Entſcheidung zu treffen haben zwiſchen Recht 
und Unrecht; ſie haben zu beſtimmen und fixieren, ob die Wage 
richtig oder nicht richtig war, ſie haben nämlich nachzuwägen, 
wenn irgend eine Partei oder Kunde ſich beſchwert, daſs das 
Gewicht oder Maß nicht richtig iſt. Und wenn bei allen Wagen 
beeidete Diener angeſtellt find, muss in erſter Linie die Commune 
mit gutem Beiſpiel vorangehen und alle dieſe Hallendiener defi⸗ 
nitiv anſtellen, d. h. beeiden. 

Ich habe dem nichts weiter hinzuzufügen; ich habe mich kurz 
faſſen können, die Sache ſpricht ja für ſich ſelbſt, und ich ſtelle 
den Antrag, die Markthallendiener definitiv 
anzuſtellen, reſpective in die dritte Claſſe der 
höchſten Gehaltſtufe einzureihen. Mit dem bekommen 
ſie nur das, was ſie heute als Diurnum haben. Ich empfehle 
Ihnen meinen Antrag. 

Gem.-Nath Seiler: Ich habe zu demſelben Punkte, wie 
der Herr Vorredner, das Wort ergriffen, muſs mir aber an den 
Herrn Referenten eine Anfrage erlauben, warum der löbliche Stadt— 
rath die Hallendiener nicht in dieſes Schema einbezogen hat. 

Referent: Ich muſss dem Herrn Vorredner erwidern, und 
danke ihm, daſs er mir durch dieſe Frage Gelegenheit gibt, gleich 
zu antworten, was ich mir dem erſten Herrn Redner zu erwidern 
vorgenommen habe. Ich habe gerade zuvor den $ 1 verleſen, damit 
ſich die Herren erinnern, um was es ſich handelt. Es handelt ſich 
darum, das Schema für definitiv Angeſtellte feſtzuſtellen, und weil 
die in Rede ſtehenden ſtädtiſchen Diener nicht definitiv angeſtellt 
ſind, war der Stadtrath nicht in der Lage, ſie derzeit hier einzu⸗ 
reihen. Es wird aber immer durch ſelbſtändige Anträge dem Ge- 
meinderath Gelegenheit geboten ſein, gewiſſe Kategorien von 
ſtädtiſchen Bedienſteten, bei denen es wünſchenswert und der Sach⸗ 
lage nach erforderlich iſt, als definitive Bedienſtete einreihen zu 
laſſen. Aber dieſes Schema iſt nur das Gerippe, in welches ſpäter 
allenfalls noch einzelne Poſitionen eingefügt werden können. 

Heute kann man nur diejenigen hineinnehmen, die bereits 
vom Gemeinderathe durch frühere Beſchlüſſe definitiv beſtellt worden 
ſind; wir ſind aber nicht in der Lage, heute ſchon neuerliche Ab⸗ 
änderungen vorzunehmen und bisher proviſoriſch Beſtellte zur 
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definitiven Beſtellung zu empfehlen. Ich mufs jetzt ſchon fagen, 
daſs auch der Antrag Klotzberg nur im Wege der Berathung 
durch den Stadtrath und Magiſtrat zur Beichlufsfaffung ge⸗ 
langen kann. 


Gem.⸗Nath Seiler: Ich will dem Stadtrathe hier durchaus 


keinen Vorwurf machen; dieſer trifft den früheren Gemeinderath, 
weil er dieſe Diener nicht definitiv angeſtellt und beeidet hat. In 
erſter Linie ſind dieſe Diener kürzeſtens drei Jahre, aber auch 
zwanzig und über zwanzig Jahre bedienſtet. Wenn man nimmt, daſ⸗ 
dieſe Diener das Gut der Marktintereſſenten, welches doch manch—⸗ 
mal und ſehr oft ein Vermögen ausmacht, zu überwachen, dass fie 
die Wage zu controlieren haben, dass fie die Eincaſſierung der 
Waggelder beſorgen und außerdem noch bei den Amtshandlungen 
der Marktcommiſſäre eine ſehr wichtige Function haben, fo wundert 
es mich, dass dieſe Leute bis jetzt noch nicht definitiv angeſtellt find. 
Das wichtigſte iſt, dafs das den Marktintereſſenten auch bekannt iſt, 
und das wirkt demoraliſierend; die Diener ſind dort nur Tag— 
löhner und dieſe Taglöhnerſtelle wird ihnen auch vorgeworfen, es 
wird geſagt: „Sie ſind nicht einmal beeidet, Sie ſind ja nichts!“ 


Das iſt ſehr traurig und iſt auch mit ein Grund dafür, dass 


unſere Approviſionierung auf der niederſten Stufe ſteht. 

Trotzdem mir ſeinerzeit der Herr Bürgermeiſter geſagt hat, 
daſs die Regelung der Approviſionierungsfrage mit der Regelung 
der Bezüge dieſer Diener zuſammenhängt, möchte ich mir doch 
erlauben, folgenden Antrag zu ſtellen: 

„Der Stadtrath wolle eheſtens die definitive An— 
ſtellung und Eiureihung in Rangcelaſſen der Markt— 
hallendiener in Berathung ziehen und dem Gemeinde— 
rathe vorlegen.“ 

Ich bitte Sie, dieſen Antrag anzunehmen. 

Gem.-Aath Frauenberger: Ich mußs aufrichtig jagen, dafs 
es mich einigermaßen wundert, dass man die Hallendiener, welche man 
jahraus jahrein an derſelben Stelle braucht, bis heute nicht definitiv 
angeſtellt hat. Nun, an dieſer Thatſache können wir heute nichts 
ändern. Es handelt ſich hier im § 1 um die definitiv angeſtellten 
Diener. Nachdem nun die Hallendiener nicht definitiv angeſtellt ſind, 
ſo können wir ſelbſtverſtändlich einem Antrage, wie er hier geſtellt 
wurde, nicht zuſtimmen. Aufgabe des Gemeinderathes wird es aber 
fein, dafür zu ſorgen, dafs dieſe ſe Hallendiener definitiv angeſtellt 


werden. Denn es geht doch nicht an, dass die Commune Wien Leute 


durch fünfzehn oder zwanzig Jahre und noch länger hinaus in 
ihren Dienſten behält, ohne dass fie endlich definitiv angeſtellt 
werden. 

Ich wäre alſo dafür, dafs der Antrag Klotzberg dem 
Stadtrathe zur Berichterſtattung zugewieſen werde. Das wir aber 
heute in dieſer Sitzung keinen Beſchluſs faſſen können, geht aus 
der Faſſung des § 1 deutlich hervor, weil es ſich hier nur um 
definitiv angeſtellte Diener handelt. In dieſem Sinne unterſtütze 
ich den Antrag des Herrn Referenten. 

Bürgermeiſter: Es wünſcht niemand mehr das Wort, die 
Debatte iſt geſchloſſen. Der Herr Referent hat das Schlufßswort. 

Referent: Ich habe nichts zu bemerken. 

Bürgermeiſter: 
§ 5 iſt keine Einwendung erhoben worden; 
genommen. 

Der Herr. Gem.⸗Rath Dr. 


N Klobb erg 1 
Markthallendiener 


definitiv anzuſtellen, 


Wir ſchreiten zur Abſtimmung. Gegen den 
Nele iſt a a n⸗ 


die | 
reſpective in. | 
die III. Claſſe einzureihen. Dagegen iſt der Antrag geſtellt, 
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dieſen Antrag dem Stadtrathe zuzuweiſen. Ich 
erſuche jene Herren, welche dieſem letzteren Antrage zuſtimmen, die 
Hand zu erheben. (Geſchieht.) Der De jungs- Antrag: 
it angenommen. . 


Gem.-Nath Simon (zur Geſchäftsordnung): Es wurde ſchon 
bei Beginn der Berathung der Antrag auf en bloc-Annahme ge⸗ 
ſtellt. Ich glaube, die Sache iſt bei den erſten Paragraphen ſo 
reiflich erörtert worden, dafs ich mir den Antrag erlauben darf, 
die reſtlichen Paragraphe en bloc anzunehmen. 


Nürgermeiſter: Wenn niemand von den Herren zu den 
folgenden Paragraphen das Wort wünſcht (niemand meldet ſich), 
jo glaube ich, den Antrag des Herrn Gem.-Rathes Simon zur 
Abſtimmung bringen zu können. Ich erſuche die Herren, welche mit 
der en bloc-Annahme einverſtanden find, die Hand zu erheben. 
(Gef ſchieht.) Die Paragraphe ſind angenommen, auch die 
übergangsbeſtimmung. 


Es wurde daher beſchloſſen: 
81. 


angeſtellten 
ihrer Bezüge 


Die definitiv 
werden rückſichtlich 
eingetheilt. 


ſtädtiſchen Diener 
in drei Claſſen. 


3 2. 

Die Bezüge der I. Claſſe beſtehen aus einem 
Jahresgehalte von 700 fl., 750 fl. und 800 fl. 
und einem Quartiergelde von 210 fl. 

Die Bezüge der II. Claſſe beſtehen aus einem 
Jahresgehalte von 550 fl., 600 fl. und 650 ll. 
und einem Quartiergelde von jährlich 180 fl. 

Die Bezüge der III. Claſſe beſtehen aus einem 


Jahresgehalte von 400 fl., 450 fl. und 500 fl. 
und einem Quartiergelde von 150 fl. 
§ 3. 


In die J. Bezugsclaſſe werden eingereiht: 
Die Rathsdiener, 

die Schlachtbrücken⸗Oberaufſeher, 

ein Zeugwart im hiſtoriſchen Muſeum, 
der Oberaufſeher im Aſyl- und Werkhauſe. 


5 4. 

In die II. Bezugsclaſſe werden eingereiht: 

Die Amtsdiener, 

die Schuldiener, 

die Mahnboten (Erecutioniften), 

die Schlachtbrückenaufſeher, 

Hausaufſeher und Portiere in 
häuſern, 

die Aufſeher am Pferdemarkte im V. Bezirke, 

der Aufſeher am Centralmarkte im V. Bezirke. 

der Portier in der Großmarkthalle, 

ein Zeugwart im hiſtoriſchen Muſeum, 
Hausauf fſeher im Rathhauſe, 


den Saint 
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der Aufſeher in den Verſorgungshäuſern in Wien 
und Mauerbach, 

die Aufſeher im Aſyl⸗ und Werkhauſe. 

8 5. | 

Alle übrigen ſtädtiſchen Diener werden in die 
III. Claſſe eingereiht. ö 
8 6. 

Den ſtädtiſchen Dienern der III. Claſſe werden 
gleichgeſtellt: 

Die Nachtwächter in den Schlachthäuſern, 

die Aufſeher in den Verſorgungshäuſern in 
Ybbs, Lieſing und St. Andrä, 

die Wäſchaufſeherin im Afyl- und Werkhauſe. 

§ 7. 

Die Vorrückung in die höhere Gehalts ſtufe der⸗ 
ſelben Claſſe hat nach Verlauf von je fünf in dieſer 
Claſſe vollſtreckten Dienſtjahren zu erfolgen. 

§ 8. 

Die Verſetzung aus der III. in die II. und aus 
der II. in die I. Bezugsclaſſe erfolgt im Wege der 
Beförderung. 

§ 9. 

Bei der Penſionierung eines der in die Bezugs— 

clajfen eingereihten ſtädtiſchen Bedienſteten iſt dem: 


ſelben außer der normalmäßigen Peuſion auch der 


halbe Betrag desjenigen Jahres-Quartiergeldes, 


welches er in dem ſeiner Penſionierung vorausgehenden 


Quartale bezogen hat, anzuweiſen. 
§ 10. 

Jene ſtädtiſchen Diener oder die denſelben gleich— 
geſtellten Bedienſteten, 
zugewieſen iſt, erhalten für die Dauer dieſer Zu— 
weiſung kein Quartiergeld; im Falle der Penſio— 
nierung wird denſelben jedoch die Hälfte des Quartier— 
geldes, das der Bezugsclaſſe entſpricht, 
fie eingereiht find, in die Penſion eingerechnet. 

§ 11. 

Die im 8 2 beſtimmten Gehalte und Quartier— 
gelder laufen in den Fällen der Ernennung vom 
erſten Tage des der Ernennung nächſtfolgenden 
Monates. Die Gehalte werden monatlich vorhinein, 
die Quartiergelder aber in vierteljährigen Raten, 
und zwar am 1. Februar, 1. Mai, 1. Auguſt und 
1. November eines jeden Jahres im vorhinein 
aus bezahlt. 

Als Tag der Ernennung gilt jener Tag, an 
wel el dieſelbe vom Stadtrathe beſchloſſen worden iſt. 

| 8 12. 

Bei Vorrückungen hat der Bezug des höheren 

Gehaltes vom erſten Tage des Monates, welcher 


denen ein Naturalquartier 


in welcher 


auf das vollſtreckte Quinquennium zunächſt folgt, 
anzufangen. 
§ 13. 

Der Bezug der Gehalte, Quartiergelder und 
etwaiger Zulagen hört in den Fällen einer neuen 
Ernennung oder einer Vorrückung mit jenem Zeit— 
punkte auf, von welchem die neuen Bezüge beginnen, 
ſonſt aber mit Ende des Monates, in welchem der 
Dienſtaustritt erfolgt. 


— 
§ 1. 

Für Ermittlung des Gehaltes, welcher einem 
ſtädtiſchen Bedienſteten bei ſeiner Einreihung in 
die Bezugselaſſen anzuweiſen ſein wird, iſt die 
Dienſtzeit maß gebend, welche derſelbe in der von 
ihm zur Zeit der Einreihung bekleideten Dienſtes— 
ſtelle zugebracht hat. Hat er in dieſer Dienſtesſtelle 
noch nicht fünf Jahre vollendet, ſo erhält er den 
mindeſten Gehalt der betreffenden Bezugselaſſe; 
beträgt ſeine Dienſtzeit fünf, aber noch nicht zehn 
Jahre, ſo erhält er den nächſthöheren Gehalt und 
bei einer Dienſtzeit von zehn Jahren und darüber 
den höchſten Gehalt der Bezugsclaſſe angewieſen. 

§ 2. ö | 

Berfonal- oder fonftige Zulagen find bei Er— 
langung einer höheren Gehaltsſtufe, mag dieſelbe 
durch Vorrückung oder Ernennung oder durch die 
bloße Einreihung in die Bezugsclaſſe erreicht werden, 
nach Maßgabe des erlangten höheren Gehaltes ein— 
zuziehen; hiebei ſind jedoch die Quartiergelder nicht 
in Anrechnung zu bringen. 

8 3. 

Sollte ein ſtädtiſcher Bedienſteter infolge ſeiner 
Einreihung in die Bezugsclaſſen an Gehalt und 
Quartiergeld zuſammen weniger erhalten, als ſeine 
gegenwärtigen Bezüge an Gehalt und Quartiergeld 
zuſammen betragen, ſo hat er eine bei der Penſion 
anrechenbare Zulage im Betrage der erwähnten 
Differenz zu erhalten, welche nach Maßgabe der Vor— 
rückung des Bedienſteten in höhere Bezüge einzu— 


ziehen iſt. 


(Vice⸗ Bürgermeifter Dr. * übernimmt du 


Vorſitz. ) 


15. Referent Gem. Math v. 666 ach habe die. hre 


zur Zahl 6432, auf der Nachtrags⸗ Tagesordnung Nr. 435 zu 
referieren. 


Es handelt ſich um die Herſtellung der Gnsbeleuchtung im 


zweiten Stockwerke in der Schule im XIV. Bezirk, Meidlinger, 
gaſſe Nr. 9. 
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Es wurde von Seite der Schulleitung bittlich beim Magiſtrate 
eingeſchritten, es möge auch im zweiten Stockwerke der Mädchen⸗ 
Volksſchule die Gasbeleuchtung eingerichtet werden. Es war nämlich 
in dem Schulgebäude bloß für das Parterre und das erſte Stod- 
werk, für die Knaben⸗Volksſchule Gasbeleuchtung eingerichtet. Nach⸗ 
dem nun im zweiten und dritten Stock die Mädchen⸗Volksſchule 
untergebracht worden iſt, wird der Antrag geſtellt, nachdem haupt⸗ 
ſächlich die Lehrzimmer im zweiten Stockwerke durch die gegenüber⸗ 
liegenden Häuſer verdunkelt werden, dass dort die Gasbeleuchtung 
eingerichtet werde. Es hat am 10. October dort eine Local⸗ 
commiſſion ſtattgefunden, welche conſtatiert hat, daſs für fünf 
Lehrzimmer vier Special⸗Rundbrenner und je eine Tafelflamme 
erforderlich find, dann das Conferenzzimmer der Knaben-Volksſchule 
mit zwei Pendanten und die zwei Abortgruppen mit je einem 
Pendanten und der Gang mit zwei Pendanten zu beleuchten ſind. 
Ferner wäre die im erſten Stocke Nr. 18 gelegene Abortgruppe, 
woſelbſt ſich bereits die Leitung befindet, mit einem Pendanten zu 
verſehen. Die Inſtallationskoſten belaufen ſich auf 700 fl. und die 
jährlichen Mehrauslagen für den Gasconſum auf 70 fl.; für 
welche Auslagen auf XLIII 4 für das Jahr 1892 keine Deckung 
vorhanden iſt. Infolge deſſen wird vom Magiſtrate um einen 
Zuſchuſs gebeten. Ich ſchließe mich dieſem Antrage an und bitte 
Sie demnach, einen Zuſchuſs im Betrage von 750 fl. zur Ausgabs— 
Rubrik XLIII 4 zu genehmigen. 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Richter (nach Befragen der Ver— 
ſammlung): Angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen, zum Zwecke m 
Herftellung der Gasbeleuchtung im II. Stockwerke 
der Schule im XIV. Bezirke, Meidlingergaſſe 9 zur 
Rubrik XILIII 4 einen Zuſchuſscredit von 750 fl. zu 
bewilligen. 


16. Referent Gem.-Nath v. Götz: Zahl 6555. Der Ver⸗ 
ſchönerungsverein in Speiſing kommt um eine Subvention ein. 
Dieſer Verein laboriert geradeſo wie die anderen Verſchönerungs⸗ 
vereine in den Vororten dadurch, dafs ein großer Theil der Mit- 
glieder ausgetreten iſt, an großem Geldmangel, und nachdem es 
im Intereſſe der Gemeinde liegt, dass dieſe Verſchönerungsvereine 
weiter functionieren, weil dadurch die Ausgeſtaltung der Garten⸗ 
anlagen, Alleen ꝛc. gefördert wird, ſo iſt es jedenfalls geboten, 
dieſe Vereine durch Subventionen zu unterſtützen. Der Verſchöne⸗ 
rungsverein in Speiſing bittet nun um eine Subvention von 
150 fl. Dies wird vom Magiſtrate befürwortet und ich bitte Sie 
um Ihre Zuſtimmung. 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Richter: Keine Einwendung? — 
Angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen, dem Verſchöne— 
rungsvereine in Speiſing eine Subvention per 
150 fl. zu bewilligen. Zu dieſem Zwecke wird zur 
Rubrik XIV 3 ein Zuſchuſseredit in dieſer Höhe 
genehmigt. | Zr 

17. Neferent Gem.-Natß v. Götz: Zahl 6130. Es handelt 
ſich um die Baulinienbeſtimmung für die Reinhartsgaſſe im 


XII. Bezirke, und zwar für die Realität Einlage 289 in Ben 
Cat.⸗Parc. 377 in der Reinhartsgaſſe. 
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Nach dem Berichte des Stadtbauamtes wurde die Baulinie 
für die Reinhartsgaſſe von der k. k. Bezirkshauptmannſchaft Sechs⸗ 
haus ſchon im Jahre 1885 genehmigt, fie wurde jedoch bei mehreren 
in dieſer Gaſſe erbauten Häuſern überſchritten un d es handelt ſich 
nun darum, ob die bereits genehmigte Baulinie oder die andere 
Baulinie beibehalten werden ſoll, in welcher eine kleine Anzahl 
Häuſer erbaut wurde. Wie die Herren aus dem Plane erſehen, 
ſteht das Haus Nr. 22 in der Baulinie, das Haus Nr. 20 iſt um 
8 m zurückgerückt; zwiſchen Nr. 14 und Nr. 20 ſind noch keine 
Häuſer; die Häuſer Nr. 2 und 14 haben 3 m tiefe und mit 
Stafetten abgegrenzte Vorgärten. Die Häuſer Nr. 10 und 8 ragen 
am weiteſten über die Baulinie vor und wurden nach einer von 
der vormaligen Gemeinde Hetzendorf aufgeſtellten Baulinie erbaut. 
Die gegenüber den erwähnten Häuſern gelegenen Gründe zwiſchen 
der Reinhartsgaſſe und der Verbindungsbahn ſind von jeder Ver⸗ 
bauung frei. Das Stadtbauamt ſpricht ſich für die Beibehaltung 
der im Jahre 1885 genehmigten Baulinie aus, nachdem dieſelbe 


den geſetzlichen Beſtimmungen und den Verkehrsverhältniſſen mehr 


entſpricht und beantragt unter einem, gemäß § 82 der Bau— 
ordnung feſtzuſetzen, daſs nur Häuſer mit zwei Stockwerken und 
3 m breiten Vorgärten innerhalb der Baulinie erbaut werden ſollen. 


Ich bitte Sie, dieſen Antrag, dem ſich der Stadtrath anſchließt, 
zu genehmigen. 

Vice-Bürgermeiſler Dr. Richter (nach Befragen der Ver— 
ſammlung): Angenommen. N 

Es wurde daher beſchloſſen: 

1. Es werde die. Baulinie für die Neinharts- 
gaſſe in der Strecke von der Schönbrunnerſtraße bis 
zur Laxenburgerallee bei einer Straßenbreite von 
12 m nach dem im Plane mit Strichen und Punkten 
eingezeichneten Linien genehmigt, beziehungsweiſe 
dieſe im Jahre 1885 bereits genehmigten Baulinien 
beibehalten. | | 

2. Es werde im Sinne des 15 82 der Bau— 

ordnung für Wien feſtgeſetzt, dafs: daſelbſt Gebäude 

mit höchſtens zwei Stockwerken errichtet und beider— 
ſeits Vorgärten mit mindeſtens 3 m Breite inner⸗ 
halb der Baulinie hergeſtellt werden. 


18. Gem.-Nath Schneiderhan: Zahl 6372 Es handelt 


fd um einen Zuſchuſscredit zur Rubrik XLIII 38. Es ſind 


nämlich noch mehrere neuerbaute Schulen ganz ohne Lehrmittel, 
und daßs der Unterricht in einem ſolchen Falle kein gedeihlicher 
ſein kann, iſt ganz natürlich. Ich bitte Sie daher, zur Ausgabs⸗ 
Rubrik XIII 38 einen Zuſchuſscredit von 6000 fl. zu bewilligen. 

Vice-Würgermeiſter Dr. Richter (aach Befragen der Ver⸗ 
ſammlung): Angenommen. 


Es wurde daher beſchloſſen, zur Ausgabs— 
Rubrik XLIII 38, „Anſchaffung von Lehrmitteln“ 
Reinen Zuſchuſseredit von 6000 ft. zu bewilligen. 
19. Veferent Gem. Rath Soneiderhan: Zahl 6040. Der 
Verein der Kinderfreunde ſucht um eine Subvention an. Ich 


brauche wohl die Tendenzen und humanitären Veſteebungen des 
Vereines nicht näher darzulegen. Der Verein hat voriges Jahr 
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laut Gemeinderaths⸗Beſchluſs vom 12. 
von 500 fl. erhalten. 

Der Stadtrath beantragt, für das Jahr 1892 eine Sub⸗ 
vention in der gleichen Höhe zu bewilligen. Ich bitte Sie um die 
Annahme dieſes Antrages. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Wünſcht jemand das 
Wort? (Niemand meldet id.) Keine Einwendung? — Ange 
nommen. 


Es wurde daher beſchloſſen, dem Vereine der 
Kinderfreunde in Wien eine Subvention per 500 fl. 
pro 1892 zu bewilligen. 

20. Referent Gem.⸗Nath Schneiderhan: Zahl 6499. Die 
Direction des k. k. Staatsgymnaſiums im XII. Bezirke ſucht an 
um Subvention für die Schülerlade. An dieſer Anſtalt ſind ſehr 
viele arme Schüler und es wird von Seite des Stadtrathes be— 
antragt, dieſer Schülerlade eine Subvention von 40 fl. zu be⸗ 
willigen. 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Richter: Keine Einwendung? — 
Angenommen, | 


Es wurde daher beſchloſſen, der Direction des 
k. k. Staatsgymnaſiums im XII. Bezirke für die 
Schülerlade eine Subvention von 40 fl. für das 
Schuljahr 1892/93 zu bewilligen. 


BDice-Hürgermeifler Dr. Nichter: 
Gem.⸗Rath Wurm zum Referate. 

(Gem.⸗Rath Wurm tritt an den Referententiſch.) 

Das Referat betrifft eine ſehr wichtige Angelegenheit, den 
Verkauf von Grundſtücken an die General-Direction der Staats— 
bahnen. 

Ich bitte die Herren Schriftführer, die Auszählung vorzu⸗ 
nehmen. (Geſchieht.) Die Verſammlung iſt nicht beſchluſsfähig 
rückſichtlich des Antrages auf Verkauf, dagegen beſchluſsfähig be⸗ 
züglich des weiteren Antrages, welcher ſich auf die Kündigung 
bezieht und der, meiner Anſicht nach, mit Rückſicht auf die Wichtig- 
keit der Sache ſofort zur Verhandlung zu kommen hat. 

21. Referent Gem.-Rath Wurm: Vor allem mußs ich 
das Bedauern ausſprechen, dafs bei einer fo hochwichtigen Ange— 
legenheit, welche heute auf der Tagesordnung ſteht, ein großer 
Theil der Gemeinderäthe jo pflichtvergeſſen iſt, den Saal zu ver— 
laſſen. Allgemein wird nach Arbeit gerufen, allgemein iſt es gerügt 
worden, dafs die Verkehrsanlagen noch nicht in Angriff genommen 
ſind, endlich wird der erſte Schritt dazu gethan, man ſchreitet an uns 
heran, dafs wir einen Platz hergeben, damit die Arbeiten begonnen 
werden können und in dem Momente, wo wir darangehen, die 
Berathung über dieſen Gegenſtand vorzunehmen, gehen die Herren 
fort und machen es daher unmöglich, die Angelegenheit zu erle⸗ 
digen. Die Angelegenheit iſt nicht bloß ſehr wichtig, ſondern auch 
höchſt dringend. 

Am 1. November mußs die Kündigung vorgenommen werden, 
damit die Pächter den Platz räumen, und wenn wir heute beſchließen, 
daſs die Kündigung vorgenommen wird, was unvermeidlich iſt, 
kommen wir in eine ungünſtige Situation, denn wir befinden uns in 
der Zwangslage, dass wir zuerſt den Platz räumen und dann 
erſt über den Preis verhandeln. Die ganze Sache. iſt ſo hochwichtig, 


Jänner eine Subvention 


Ich bitte nun Herrn 


daßs man glauben jollte, daſs in dieſem Momente jede Partei⸗ 


leidenſchaft ſchweigen und man nur das Wohl der Stadt allein 


kaufspreis, nämlich 30 fl. per Quadratklafter = 
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im Auge haben ſollte. Das mufste ich vor allem ſagen. 
rechts.) 

Indem ich nun auf das Referat übergehe, mußs ich bemerken, 
dafs ſich die Grundflächen, um welche es ſich handelt, zwiſchen 
der Nuſßsdorferſtraße und dem Neſſelbache und weiter gegen die 
Franz Joſefsbahn zu, befinden. Es iſt ein 23·500 m? meſſender 
Theil einer ſehr großen Grundfläche, welche im Jahre 1872 die 
Gemeinde erworben hat, um auf dieſer Fläche ein Gaswerk zu 
errichten. Dieſe Fläche miſst nicht weniger als 44.000 DI 
— 158.000 m? und wurde ſeinerzeit um den Preis von 729.300 fl. 
angekauft. Es war damals der Kaufpreis 15 fl. per Qnadratklafter, 
zuzüglich der Nebengebüren hat ſich der Preis auf 16 fl. 56 kr. 
geſtellt, das iſt per Ouadratmeter 4 fl. 16 kr. Das Bauamt be⸗ 
wertet nun heute den Grund folgendermaßen. Es ſagt: Okonomie⸗ 
gründe müſſen ſich jo verwerten, dass ſie jährlich 3½ Percent 
bringen. 

Nun waren dieſe Gründe bisher verpachtet und haben nur 
½ Percent getragen, folglich müſſen jährlich drei Percent zuge⸗ 
ſchlagen werden und ſo wird durch Zinſen und Zinſeszinſen ein 
Wert herausgerechnet, der noch einmal ſo groß i it, als der An⸗ 
- 8:35 fl. per 


(Beifall 


Quadratmeter. b 

Ich habe nun heute die Abſicht gehabt, im Namen des 
Stadtrathes den Verkauf zu beantragen, das heißt, vorläufig den 
Kaufpreis bekanntzugeben, um welche die Gemeinde geneigt 
wäre, den Grund an die General-Direction der Staatsbahnen zu 
übergeben. | 

Es wäre vielleicht möglich, dajs inzwiſchen eine Fühlung 
genommen wird — officiell können wir heute es nicht thun; heute 
können wir nichts anderes thun, als die Kündigung wirklich vor⸗ 
nehmen, d. h. beſchließen, daſs den Pächtern, inſoweit ihre Gründe 
von dieſer Anlage getroffen werden, gekündigt werde und. das den 
Pächtern freigelaſſen werde, jenen reſtlichen Theil, welcher für die 
Bahnhofanlage nicht benöthigt wird, wieder in Beſtand nehmen 
zu können. 

Ich werde demzufolge vorläufig den Antrag J des Stadt⸗ 
rathes zur Verleſung bringen. 

„Es ſeien den im vorgelegten Stadtbauamtsberichte 
bezeichneten neun Pächtern — wovon zwei ganz und 
die anderen nur theilweiſe ihre Grundfläche verlieren 
— die betreffen den Parcelleu der „Hagenwieſe“, inſo⸗ 
ferne dieſelben in die projectirte Bahnhofanlage fallen, 
im Novembertermine 1892 halbjährig zu kündigen und 
ſei es jenen Pächtern, welche ihre Pachtgründe nur 
theilweiſe verlieren, freizuftellen, das Beſtandverhältnis 
bezüglich des verbleibenden Reſtes zu erneuern.“ 

Ich bitte, dieſen Antrag vorläufig anzunehmen. 

Gem.⸗Rath Dr. Klotzberg: Es laſſen ſich dieſe beiden 
Punkte 1 und 2 ſchwer von einander trennen, und wenn ich in 
die Debatte den Punkt 2 mit Wente ſo bitte ich um Ent⸗ 
ſchuldigung. 

Es heißt hier im Punkte 1: Man. tan Bien N . 
Gründe künden. 

Das iſt ganz richtig, aber wir wiſſen nicht ob im Punkte 2 
die General⸗Direction der Staatsbahnen auf alle jene Bedingniſſe 
eingeht, welche in dieſem Punkte 2 geſtellt werden, d. h. dafs 
für den übrigbleibenden Grundtheil der Hagenwieſe, insbeſondere 
zur Errichtung einer ſtädtiſchen Gasanſtalt, in keiner Weiſe be⸗ 
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hindert werden dürfe. Die Herren werden vielleicht ſagen, es iſt 
ja nichts weiter dabei; wenn die Direction der Staatsbahnen auf 
dieſen Punkt nicht eingeht, ſo bleiben ganz einfach die Pächter in 
ihrem Rechte. Es handelt ſich aber in dieſem Falle um noch 
etwas anderes, nämlich um den Schadenerſatz für die Pächter. 
Wenn irgend jemand ein ſolches Grundſtück gepachtet hat, ſo hat 
er es nicht gethan, um Miſt oder ſonſt etwas darauf abzulagern, 
wohl aber Miſt in der Abſicht abzulagern, um dadurch die Erde 
zu meliorieren. 

Den Grund und Boden haben die Gärtner dort in der Über: 
zeugung und Meinung gepachtet, dafs fie ihn auf eine lange Reihe 
von Jahren gepachtet haben und daſs ſie durch das Erträgnis 
des Bodens ihre Exiſtenz finden werden. Sie haben aber nicht 
allein den Miſt hingegeben, welcher nothwendig iſt, um die Erde 
zur Fruchtbarkeit anzuregen, ſondern ſie haben auch ein gutes 
Stück Arbeit hineingeſetzt. Aus dieſem Grunde wäre ich der 
Meinung, dajs man dieſe Leute nicht fo ganz vogelfrei der General— 
Direction der Staatsbahnen ausliefert, ſondern es wäre Pflicht 
der Commune Wien, ihre Steuerträger, ihre Bürger, welche, wenn 
ſie auch früher Vorortler waren, jetzt ebenbürtige Wiener ſind, in 
Schutz zu nehmen und die Sache fo zu entſcheiden, dafs fie irgendwo 
anders ein neues Daſein anfangen können. 

Dasſelbe Verhältnis beſtand ſeinerzeit bei den Gründen der 
Nordweſtbahn, wo das Stift Kloſterneuburg ſeine eigenen Pächter 
in Schutz genommen und in einer ſolchen Weiſe entſchädigt hat, 
dafs fie an einer anderen Stelle wieder neuerdings einen ſolchen 
Pachtgrund erwerben und ihre Exiſtenz fortſetzen können. Aus 
dieſem Grunde würde ich den Antrag ſtellen, daſs die Commune 
Wien erſt dann auf die Verkaufsbedingniſſe eingehe und ſtrenge 
einhalte, was in Punkt 2 ſteht, wenn die General-Direction der 
Staatsbahnen ſich mit unſeren Pächtern dieſer Grundſtücke in einer 
anſtändigen Weiſe abfindet. 


Referent: In Punkt 2 der Berfaufgbebingniffe ift aus⸗ 
drücklich angeführt, dafs die General-Direction verpflichtet ift, die 
Pächter ſchadlos zu halten. Wenn die Pächter früher entfernt werden 
müſſen, als es der Kündigung entſpricht, oder wenn ſie ſonſtige 
Anſprüche haben, jo muss die General-Direction alle dieſe Schad⸗ 
loshaltungen auf ſich nehmen. Das iſt aber ein Punkt des Ver⸗ 


kaufes, und man kann nicht bei einem Verkaufe Nebenbedingniſſe 


in Discuſſion ziehen, wenn die Hauptbedingung, nämlich der Preis, 
gar nicht in Rede ſteht. Ich glaube, wir müſſen uns heute darauf 
beſchränken, den Punkt 1 anzunehmen, welcher der dringendſte it, 
dann wird es ſich noch finden, inwieferne wir in Bezug auf die 
Verkaufsbedinguiſſe eine Verſchärfung eintreten laſſen. 


Gem.-Nath Matzenauer: Ich bedaure, daſs ein Situations⸗ 
plan dieſer Gründe hier nicht vorliegt; würde dies der Jall ſein, 
ſo würde der Herr Collega Dr. Klotzberg die Wünſche, die er 
geäußert hat, nicht vorgebracht haben. Er würde aus dem 
Situationsplane erſehen, dafs den betreffenden Pächtern nicht droht, 
daſs ihnen die ganzen Gründe weggenommen werden und dajs die 
Kündigung eigentlich mehr eine Formalität iſt. Es handelt ſich 
um eine Kürzung der Grundſtücke, um verhältnismäßig geringfügige 
Theile. Bei mehreren Pächtern iſt es vielleicht der fünfte, achte, 


zehnte Theil der Größe ihrer Grundſtücke, der unten gegen den 


Theil, wo die Bahnhofanlage erfolgt, weggeſchnitten wird. 
Nun kann man aber mit dem Betreffenden jetzt nicht fo 
unterhandeln und ſagen: Was begehrſt Du, wenn Dir das Stück 
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würde ſich ergeben, wenn wir den Plan ſehen würden. 


anders macht, verſteht es eben nicht. 
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weggeſchnitten wird? Man mußs ſich zunächſt auf den Standpunkt 
des Vertrages ſtellen und ſagen: Ich habe das Recht, am 1. No⸗ 
vember zu kündigen; ich mache von dieſem Vertragsrechte Gebrauch 
und kündige dir. Dann kann ich ſagen: wenn du willſt, kannſt 
du dieſen nicht gebrauchten, für Bahnhofszwecke nicht nothwendigen 
Pachtgrund weiter pachten, und dann kann man mit ihm den 
entſprechenden Pachtbetrag weiter vereinbaren. Auf dieſe Art werden 
wir zu einem uns entſprechenden Reſultat kommen, und die Pächter 
werden, glaube ich, auch nicht ſehr geſchädigt werden. Das alles 
Da er 
nicht in der Hand iſt, iſt die Ausführung des Dr. Klotzberg 
erfolgt. Durch dieſe Aufklärung entfällt, glaube ich, jede weitere 
Bemerkung, und die Sache iſt entſprechend, und zwar dem Stadt 
raths⸗Antrage entſprechend, erledigt. ö 

Gem.-Aath Dr. Friedjung: Die Bedenken des Herrn 
Gem.⸗Rathes Dr. Klotzberg entſpringen durchaus ehrenwerten 
Motiven, ſind aber nicht begründet. Wenn wir beſchließen, den 
Pächtern zu kündigen, ſo obliegt die Pflicht, ſie ſchadlos zu halten, 
uns, die wir kündigen. Folglich wird den Pächtern in keiner Weiſe 
ein Recht entzogen. Die Gemeinde wird dieſe Schadloshaltungen 
leiſten müſſen. Wenn wir den Verkauf durchführen, ſo wird der 
Verkäufer die Bedingungen gcceptieren, dafs die General— Direction 
der Staatseiſenbahnen uns das erſetzt, was an Erſatz von unſerer 
Seite geleiſtet worden iſt. Infolge deſſen präjudicieren wir uns in 
keiner Weiſe und wir können Punkt 1 ohne jeden Anſtand annehmen, 

Gem.-Nath Frauenberger: Vor allem anderen, meine Herren, 
muſs ich bemerken, daſs ich mit den Ausführungen des letzten 
Herrn Redners Dr. Friedjung, nicht einverſtanden bin. Es 
iſt das ein Verkennen des ganzen Standpunktes, wenn man be⸗ 
hauptet, der Gemeinderath habe dieſe Pächter ſchadlos zu halten. 
Das iſt nicht wahr. Hier gibt es kein Recht auf Schadloshaltung, 
aber der Gemeinderath wird vielleicht dasjenige thun, was N 
und billig iſt. 

Es iſt ſonderbar, daſs man hier, wenn es ſich um ſolche 
Sachen handelt, das immer gleich aufrollt, was diejenigen Leute 
ausnützen können, die es auszunützen haben. Die Herren werden 
ſchon ſelber wiſſen, was ſie zu thun haben; dazu brauchen ſie hier 
keinen Anwalt und der Gemeinderath wird auch wiſſen, was er 
zu thun hat. Es handelt ſich hier um verpachtete Gründe. Dieſe 
Leute haben dieſe Gründe nicht vielleicht ſeit vorgeſtern oder ſeit 
zwei Jahren in Pacht, ſondern ſeit 20, 25 und 30 Jahren. Nun 
kann man doch einen Pachtvertrag löſen. Wie denn, wenn uns der 
Pächter kündet? Dann müſſen wir die Kündigung annehmen; nun, 
der Pächter mufs fie auch annehmen. Wir machen einfach von dem 
uns zuſtehenden Rechte Gebrauch, was der Herr College Matzen— 
auer in klarer und deutlicher Weiſe ausgeſprochen hat. Und da 
findet ſich nun der Herr Gem.-Rath Dr. Friedjung und ſtellt 
eine ſolche Behauptung auf; ich verſtehe das nicht. Wenn wir 
einmal wiſſen, dafs wir die Gründe zu dieſer Bahn nicht brauchen, 
ſo wird der betreffende Pächter fragen, ob er ſie nicht haben kann 
und wir werden ihm ſagen: Ja, du kannſt ſie zu dieſem und 
dieſem Preiſe haben. So geht man in der ganzen Welt vor und 
jedes Geſchäft wird ſo gemacht, nicht anders, und wer ein Geſchäft 
Wenn nun dieſe Fälle ein⸗ 
treten, wird der Gemeinderath gewiss gerecht und billig ſein und 
alles thun, damit die Leute keinen allzugroßen Schaden leiden. 
Aber vor allen Dingen müſſen wir daran gehen, dajs wir endlich 


einmal die Stadtbahn bekommen und da können wir uns nicht um 


alle dieſe kleinlichen Sachen, die jetzt gar nicht hieher gehören, 


kümmern. Ich bitte Sie, den Referenten⸗Antrag anzunehmen. 
Gem.⸗Kath Matzenauer: Ich glaube, die Ausführungen 
des Herrn Collegen Dr. Fried jung find durch ein Mifsver- 
ſtändnis herbeigeführt worden, und zwar bezüglich des Paſſus über 
die Schadloshaltung. 
früher brauchen als der Termin iſt, der bei der Abſchließung des 
Vertrages für die Kündigungszeit bedungen iſt — hier ſind es 
ſechs Monate — wenn wir vor ſechs Monaten die Gründe nicht 
brauchen, haben wir keine Schadloshaltung zu bezahlen. Der 
Paſſus bezieht ſich darauf, dass die Staatsverwaltung, falls fie 
zur Erbauung der Bahn die Gründe früher in Anſpruch nehmen 
wollte, als die Kündigungszeit läuft, den Pächter ſchadlos halten 
müjste, damit die Commune keine ſpeciellen Auslagen treffen. So 
iſt der Paſſus bezüglich der Schadloshaltung zu verſtehen. 
Gem.⸗Rath Dr. Friedjung: Herr Gem. Rath Frauen 
berger hat ſich ganz vergeblich ereifert und mir eine Belehrung 
ertheilt, für die ich zwar dankbar bin, die ich aber abſolut nicht 
gebraucht hätte, um die Angelegenheit zu verſtehen. 
Paſſus 2 von irgendwelchen Entſchädigungsanſprüchen, welche 
Herr Gem.⸗Rath Matzenauer präciſiert hat, die Rede. Ich 
habe nicht ausgeſprochen, ob die Leute einen Entſchädigungs⸗ 
anſpruch haben oder nicht, ob ſie ihn jetzt haben oder wenn die 
Bahn gebaut wird. Ich habe nur conſtatiert, es iſt von möglichen 
Entſchädigungsanſprüchen die Rede; das ſteht hier, und da habe 
ich aufklärend gegenüber dem, was Herr Dr. Klotzberg geſagt 
hat, erklärt, wir werden auf keinen Fall irgend einen Entſchädi— 
gungsanſpruch zu begleichen haben; das geſchieht erſt, wenn die 
Bahn gebaut wird. Das iſt jo klar, daßs es, wie ich glaube, jeder 
verſtehen wird, und ich glaube, daſs es der Gem.-Rath Frauen: 
berger jetzt auch verſtehen wird. (Heiterkeit.) Das, was ich geſagt 
habe, habe ich ganz genau gewufst. Sie ſehen, dafs es nicht noth— 
wendig war, mich in fo väterlichem Tone zu belehren. (Heiterkeit. ) 


Gem.⸗»Nath Dr. Klotzberg: Herr Gem.⸗Rath Frauen⸗ 


berger hat zwar eine unendlich lange Rede gehalten, aber den 
Sinn ſeiner Rede habe ich nicht verſtanden (Heiterkeit), f ſondern 
ich bin zur Erkenntnis gekommen, daſs Gem.⸗Rath Frauen— 
berger dieſe Sache nicht genau verſteht und in die Sache nicht 
eingeweiht iſt. Er hat wahrſcheinlich gar keine Idee, dafs das 
ganze Vermögen ſolcher Küchengärtner eigentlich unter der Erde 
liegt, daſs ein ſolcher Mann im Schweiße feines Angeſichts vom 
frühen Morgen bis zum ſpäten Abend ſein Brot verdient, und 
wenn der Gem. „Rath Frauenberger ſeinen Salat und ſeine 
Kohlſproſſen verzehrt, hat er keine Ahnung, welche Arbeit daran 
haftet. Es iſt nicht gleichgiltig, ob der Betreffende eine Entſchädigung 
bekommt oder nicht, er muſs ja den Boden auf die Zukunft hinaus 
meliorieren, und da mufs er Entſchädigungsanſprüche machen können; 
dieſe müſſen ihm gewahrt bleiben. Ich habe nur aus Billigkeits⸗ 
gründen dieſen Antrag geſtellt, weil ich nicht wünſche, daſs dieſer 
Mann vielleicht im Wege des Terrorismus gezwungen werde, auf 
die Entſchädigungsanſprüche zu verzichten oder ſie herabzuſetzen. 
Wer weiß, wie es bei den Bahnen mit den ſogenannten Grund— 
einlöſungs⸗Commiſſären zugeht, wird wiſſen, dafs die Bauern in 
vielen Fällen, wie man auf wieneriſch ſagt, beſchwatzelt werden. 
Das kann dort vorkommen; man wird dem Gärtner vorhalten: 
Du haſt kein Recht, ſoviel zu Derlongen: Nicht nur, dass er den 
Boden verbeſſert hat, und nicht nur, dass er aus den Erträgniſſen 
des Bodens ſeine Exiſtenz friſtet, hat er vielleicht Miſtbeete ange⸗ 


Wenn wir kündigen und die Gründe nicht 


Hier iſt im 
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legt, in vielen Fällen Glashäuſer .... (Unruhe.) Meine Herren! 
Wenn Sie keinen Sinn für ſo arme Leute haben, können Sie 
hinausgehen; mir müſſen Sie aber geſtatten auszureden. 

Vice-Würgermeiſter Dr. Richter: Ich bitte, meine Herren, 
keine Dialoge zu halten. Nach der Geſchäftsordnung hat der Redner 
zum Vorſitzenden zu ſprechen. 

Gem.⸗Aath Dr. Klotzberg (fortfahrend): Ich bitte, die 
Herren unterbrechen in ſolcher Weiſe, dafs es ſtörend wirkt. Ich 
empfehle Ihnen nochmals den Antrag. Das ſind arme Leute, die 
von der Hand in den Mund leben. Nehmen Sie den Antrag, der 
aus Billigkeitsrückſichten geſtellt wird, an. N 

Gem.-Nath Silberer (zur Geſchäftsordnung): Ich beantrage 
den Schluſs der Debatte, 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Richter (nach Befragen der Ver⸗ 
ſammlung): Angenommen. Das Wort haben noch die Herren 
Gem.⸗Räthe Frauenberger, Beutnitz und der Referent. 

Gem.-Nath Frauenberger: Ich werde in der Sache ſelbſt 
gar kein Wort mehr ſprechen, weil ich überzeugt bin, dafs wir alle, 
höchſtens mit Ausnahme des Herrn Gem.-Nathes Dr. Klotzberg, 
das Referat vollkommen kennen. (Gem.⸗Rath Dr. Klotzberg: 
Ich auch!) Nur dem Herrn Dr. Klotzberg will ich ſagen, dajs 
er hier in dieſem Saale als Vertreter der Gemeinde ſitzt und hier 
den Standpunkt der Gemeinde wahrzunehmen hat, nicht aber den 
Standpunkt der Küchengärtner. Dieſe Intereſſen wahrzunehmen, 
it Sache eines anderen. Da mus man nicht, wenn man den 
Standpunkt der Gemeinde wahrzunehmen hat, ſagen: Was thut 
man mit dem? Wie wird man dem beiſpringen? Das ſind billige 
Worte, die zum Fenſter hinausgeſprochen werden. Hier ſind wir 
Gemeinderäthe und haben das Vermögen der Gemeinde zu ver— 
walten. Für die Küchengärtner draußen wird fich. ſchon jemand 
finden, der ihre Intereſſen vertritt. Das wollte ich nur bemerken. 

Dice - Nürgermeiſter Dr. Richter: Herr Gem.⸗Rath 
Beutnitz war irrig vorgemerkt. Der Herr Referent hat das 
Schluſs wort. 

Referent: Gegen den Antrag, den ich zur Annahme empfehle, 
iſt eigentlich keine Einwendung erhoben worden. Es iſt über gewiſſe 
Punkte debattiert worden, die im Punkt 2 enthalten ſind. Gerade 
da iſt es dem Stadtrathe am Herzen gelegen, dafs die erwähnten 
Küchengärtner in entſprechender Weiſe entſchädigt werden. Denn 
es heißt darin nicht nur, daſs die Gärtner entſchädigt werden ſollen, 
wenn ſie früher die Plätze räumen, ſondern auch, daſs Rückſicht 
genommen werde, wenn vielleicht andere Anſprüche beſtehen. Aber 
ſich darüber den Kopf zu zerbrechen, was die Betreffenden für An⸗ 
ſprüche ſtellen können, und ſolche Anſprüche förmlich anzuregen, iſt, 
glaube ich, nicht am Platze. Ich bitte, den Antrag 1 anzunehmen. 

Gem.-Rath Dr. Klotzberg (zur Berichtigung): Ich habe 
Folgendes zu berichtigen: Ich habe den Antrag geſtellt, daſs die 
General⸗Direction ver anlaſst werde, ſich mit den Küchengärtnern in 
billiger und geeigneter Weiſe abzufinden und in dem Momente, 
als ich das Intereſſe meiner Mitbürger vertrete, vertrete ich das 
Intereſſe der Gemeinde. | 

FPice-Bürgermeifler Dr. Richter: Das iſt keine Berichti⸗ 
gung. Ich kann den Unfug nicht dulden, daſs unter dem Titel 
einer Berichtigung immer wieder die Debatte fortgeſetzt werde. Was 
wollen Sie berichtigen? 


Gem.-Nath Dr. Klotzberg: 
dafs. 


Ich habe den Antrag geſtellt, 
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Vice-Nürgermeiſter Dr. Nichter (unterbrechend): Das iſt 
keine Berichtigung. Wir ſchreiten zur Abſtimmung. Der Antrag 
Klotzberg ſtellt ſich als Zuſatz⸗Antrag zum Antrag 1 des Refe⸗ 
renten dar. Ich bringe zuerſt den Punkt 1 der Referenten- 
Anträge zur Abſtimmung und bitte jene Herren, welche demſelben 
zuſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Der Antrag des Herrn Gem.-Rathes Dr. Klotzberg kann 
nicht zur Abſtimmung gebracht werden, weil wir nicht in der 
nöthigen Anzahl verſammelt ſind. Er lautet nämlich: 

„Die Gründe werden erſt dann an die General— 
Direction der Staatsbahnen verkauft, wenn dieſelbe ꝛc.“ 

Nachdem wir nun über den Verkanf zu beſchließen nicht com— 
petent ſind, kann auch dieſer Antrag nicht zur Abſtimmung kommen. 

Es wurde daher beſchloſſen: 

Es ſeien den im vorgelegten Stadtbauamts— 
berichte bezeichneten neun Pächtern die betreffenden 
Parcellen der „Hagenwieſe“, inſoferne dieſelben in 
die projectierte Bahnhofanlage fallen, im November— 
termine 1892 halbjährig zu kündigen und ſei es 

jenen Pächtern, welche ihre Pachtgründe nur theil— 
weiſe verlieren, freizuſtellen, das Beſtandverhältnis 
bezüglich des verbleibenden Reſtes zu erneuern. 

22. Referent Gem. -Rath Wurm: Ich habe weiters die 
Ehre, ad 6606, Beilage Nr. 202, zu referieren. Es handelt ſich 
um die Baulinienbeſtimmung für die Viehmarktgaſſe im III. Bezirke. 
Dieſe Baulinien ſind ſchon durch die bereits beſtehenden Baulinien 
für die Hauptſtraße, für eine abgekappte Ecke und einen Theil des 
Viehmarktes ſelbſt fixiert. Die übrigen Theile der Viehmarktgaſſe 
ſind ſchon vollkommen verbaut und iſt die Baulinie daher durch 
dieſe verhältnismäßig neuen Bauten beſtimmt. Auch im Vieh— 
markte ſelbſt iſt eine Hauptſtraße, welche die Fortſetzung der jetzt 
zu beſtimmenden Straße bildet. Eine Abänderung iſt daher nicht 
mehr möglich und müſſen nur die Baulinien nunmehr definitiv 
beſtimmt werden, welche ſchon durch die Anlage gegeben ſind, nämlich 
die Linien a b und cd. Ich bitte Sie, dieſe Linien anzunehmen 
und ebenſo das Niveau, welches fich einerſeits an das der Yand- 
ſtraße Hauptſtraße, andererſeits an dasjenige des Central⸗Viehmarktes 
anſchließt und gleichfalls durch die Umgebung ſchon beſtimmt iſt. 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Richter: Keine Einwendung? — 
Angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen: 

Es ſeien die Linien AB, CD als Baulinien für 
die Viehmarktgaſſe bei einer Straßenbreite von 
28.45 m und Genehmigung der im Straßenmittel 
angegebenen Niveaux zu beſtimmen. 

23. Referent Gem.-Nath Dr. v. Billing: Ad Nr. 190. 
Es handelt ſich um einen principiellen Beſchluſs, wie in jenen 
ehemaligen Vororten, in welchen auf Grund vorhergegangener 
Offertverhandlungen oder noch beſtehender Verträge die Räumung 
der Haus⸗ und Hauptcanäle ſowie der Senkgruben im Jahre 1892 
noch durch die ſtädtiſchen Contrahenten vorgenommen wurde, die Repar⸗ 
tition dieſer Gebüren zu Gunſten der Gemeinde erfolgen ſolle. 

Die Summe, welche aufzubringen iſt, beträgt 57.353 fl., und 
zwar für jene Vororte, welche in der in Ihren Händen befind— 
lichen Vorlage genannt ſind, nämlich Simmering, Ober- und 
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Unter⸗Meidling, Penzing, Rudolfsheim, Ottakring, Neulerchenfeld, 
Hernals, Währing und Ober-Döbling. 

Unſere Organe hatten urſprünglich die Abſicht, für dieſe Orte 
eine eigene Scala aufzuſtellen und haben dieſelbe dem Stadtrathe 
vorgelegt. — Der Stadtrath hat aber dieſe ſeparate Scala nicht 
genehmigt, ſondern den Grundſatz angenommen, dajs diefe Vor⸗ 
orte in keiner anderen Weiſe zu behandeln ſeien, als die Bezirke I 
bis X, für welche bereits durch Gemeinderaths-Beſchluſs vom 
12. November 1889, Z. 6743, die betreffenden Modalitäten feſt⸗ 
geſetzt find, dafs nämlich von der Hauptſumme, welche die Räumung 
der Haus⸗ und Hauptcanäle erfordert, /80 aus der allgemeinen 
Gemeindecaſſa bezahlt und 0 nach einer Scala umgelegt werden 
ſollen, welche bei einem richtiggeſtellten Zinserträgniſſe von 400 fl. 
mit einer Gebür von 1 fl. 80 kr. beginnt, und bei einem Zins⸗ 
erträgnis von 100.000 fl. endet, für welches eine Gebür von 
108 fl. beſtimmt iſt. 

Dieſe Gebüren ſind vierteljährlich gleichzeitig mit der Haus⸗ 
zinsſteuer zu entrichten und wird daher beantragt, dass auch in 
den erwähnten Vororten in ganz gleicher Weiſe nach derſelben 
Scala vorgegangen werde. 

Mit Rückſicht übrigens darauf, dafs in den Vororten weit 
mehr Senkgruben beſtehen als in der alten Stadt, wo dieſelben 
ſchon zu den Seltenheiten gehören, und nachdem für dieſe Senf- 
gruben eine andere Gebür zu bezahlen iſt, nämlich die Koſten für 
die jedesmalige Räumung nach Maßgabe des Rauminhaltes, und 
nachdem es nicht billig wäre, daſs jemand, der die Senfgruben- 
gebür bezahlt hat, eventuell auch noch die ſcalamäßige Gebür 
bezahlen mußs, beantragt der Stadtrath zugleich zweitens, es möge 
der Magiſtrat beauftragt werden, bei den Senkgrubengebüren, 
welche zur Einhebung kommen, gleichwie in Wien auf die eventuelle 
Nichtbemeſſung der ſcalamäßigen Gebür Rückſicht zu nehmen. 
Nachdem in dieſer Beziehung alſo vollſtändig dem Principe der 
Gleichheit und Billigkeit Rechnung getragen wird, bitte ich Sie 
um Annahme der Anträge des Stadtrathes. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Keine Einwendung? — 
Angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen: 

Die Vorſchreibung und Einhebung der Vergü— 
tungsbeträge für die Räumung der Hauscanäle und 
Senkgruben durch die ſtädtiſchen Unternehmer in den 
ehemaligen Vorortegemeinden Simmering, Ober— 
Meidling, Unter⸗Meidling, Penzing, Rudolfsheim, 
Ottakring, Neulerchenfeld, Hernals, Währing und 
Ober-Döbling hat nach der vom Gemeinderathe mit 
Beſchluſßs vom 12. November 1889, 3. 6743, für 
die Bezirke I bis X feſtgeſetzten Scala zu erfolgen. 

Bei Einſchätzung der Senkgruben hinſichtlich der 
für deren Räumung zu entrichtenden Gebür iſt auf 
die für das betreffende Haus beſtehende ſcalamäßige 
Canalräumungs-Gebür entſprechende Rückſicht zu 
nehmen. 

24. Referent Gem.-Nath Schlechter: Ich habe die Ehre, 


zu referieren zur Zahl 6217. Der Antrag befindet ſich auf der 


gedruckten Tagesordnung. Der J. Mariahilfer Kindergartenverein 


bittet um eine Subvention, und zwar für das Jahr 1892. Dieſer 


Au 


N 


N 


Verein beſteht ſeit dem Jahre 1876 und hat ſeit ſeinem Beſtande 
vom Gemeinderathe für jedes Jahr eine Subvention von 500 fl. 


erhalten. Derſelbe hat in feinem Locale SO Kinder im Durchſchnitte 


untergebracht, wovon zehn unentgeltlich verpflegt werden. Von 
allen Organen wird der Subvention zugeſtimmt, folglich beantrage 
ich namens des Stadtrathes, dem Verein eine Subvention von 
500 fl. für das Jahr 1892 zu bewilligen. 

Gem.-Nath Seiler: Meine Herren! Ich will vorausſchicken, 
dajs ich dieſem Antrage zuſtimme. Ich erlaube mir nur, dem 
Herrn Präſidenten in Erinnerung zu bringen, dajs ſeinerzeit vom 
Herrn Gem.⸗Rathe Frauenberger der Antrag geſtellt worden 
iſt, dem Gemeinderathe eine Zuſammenſtellung derjenigen Summen 
vorzulegen, die jährlich als Subventionen bewilligt werden. Bis 
heute haben wir dieſe noch nicht bekommen, und ich möchte daher 
den Herrn Präſidenten erſuchen, das Diesbezügliche veranlaſſen zu 
wollen. 

Gem.-Nath Voſchan: Ich will mittheilen, dafs der Ma— 
giſtrat mit dieſer Zuſammenſtellung beſchäftigt iſt, und dafs dieſelbe 
in der kürzeſten Zeit dem Gemeinderathe vorgelegt werden wird. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Nichter: Wünſcht noch jemand 
das Wort? (Es meldet ſich niemand.) Bitte jene Herren, welche 
mit dem Referenten⸗Antrage einverſtanden ſind, die Hand zu 
erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen, dem I Maria- 
hilfer Kindergarten verein eine Subvention von 500 fl. 
pro 1892 zu bewilligen. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Ich bitte den Herrn 
Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl, zu referieren. Herr Gem.-Rath 
Witzelsber ger iſt bedauerlicherweiſe ſchwer erkrankt. Es find 
aber einige Referate, welche erſtattet werden müſſen, und Herr 
Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Grübl hat die Güte, an ſeiner Stelle 
zu referieren. 

25. Referent Vice-Nürgermeiſter Dr. Grübl: Zahl 6269. 
Die freiwillige Feuerwehr in Lainz bittet um Subvention. Wir 
haben es hier mit einem gleichen Subventionsgeſuche, wie ſolche 
auch von anderen freiwilligen Feuerwehren eingebracht wurden, zu 
thun. Die freiwillige Feuerwehr von Lainz weist darauf hin, dafs 
ſie zur Erhaltung und Completierung der Feuerlöſchrequiſiten eine 
Subvention von 600 fl. benöthige. Die Beiträge fließen jetzt, wo 
die Vororte mit Wien vereinigt ſind, nicht mehr in jenem reich— 
lichen Maße ein, wie es früher der Fall war, und die Feuer— 
wehren ſind infolge deſſen nicht in der Lage, ihre Bedürfniſſe aus 
den eigenen Mitteln zu decken. Das Feuerwehr-Commando, der 
Magiſtrat und die Buchhaltung äußern ſich zuſtimmend, infolge 
deſſen der Stadtrath mit Rückſicht auf die erhobenen Verhältniſſe 
und die Würdigkeit. dieſer Feuerwehr und deren erſprießliches 
Wirken den Antrag ſtellt: 

„Es möge der freiwilligen Feuerwehr in Lainz ein 
Betrag von 600 fl. zu den erforderlichen Anſchaffungen 
bewilligt werden, und möge die Deckung auf den Re— 
ſervefond pro 1892 verwieſen werden.“ 

Ich bitte um Ihre Genehmigung. 

Gem.-Nath Silberer: Bei dieſer Gelegenheit möchte ich 
fragen, ob das nicht die Feuerwehr in dem Orte iſt, wo jüngſt 
einmal ein Feuerausbruch und die Feuerſpritze eingeſperrt war? 

Referent: Hier handelt es fi) um die freiwillige Feuerwehr 
in Lainz; der betreffende Fall ereignete ſich in Speiſing. 
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Vice-Vürgermeiſter Dr. Nichter: Wünſcht noch jemand 
das Wort? (Niemand meldet ſich.) Angenommen. 


Es wurde daher beſchloſſen, der freiwilligen 
Feuerwehr in Lainz eine Subvention von 600 fl. 
zu den erforderlichen Anſchaffungen zu bewilligen 
und dieſe Ausgabe auf den Reſervefond zu ver— 
weiſen. 

26. Referent Vice-Würgermeiſter Dr. Grübl: Zahl 6268. 
Die freiwillige Feuerwehr in Baumgarten erſucht um eine Sub— 
vention. Es liegen hier die ganz gleichen Verhältniſſe vor, auch 
die Außerungen der ſtädtiſchen Organe ſind dieſelben; die ſtädtiſche 
Buchhaltung, das Feuerwehr-Commando und der Magiſtrat äußern 
ſich zuſtimmend und es wird der Autrag geſtellt, „der freiwilligen 
Feuerwehr in Baumgarten für Anſchaffungen einen 
Betrag von 400 fl. gegen nachträgliche Verrechnung 
zu gewähren und den Betrag auf den Reſervefond zu 
verweiſen.“ Ich bitte um Ihre Genehmigung. 

Vice-Pürgermeiſter Dr. Nichter: Keine Einwendung? — 
Angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen, der freiwilligen 
Feuerwehr in Baumgarten für Anſchaffungen eine 
Subvention von 400 fl. gegen nachträgliche Ver— 
rechnung zu gewähren und dieſe Ausgabe auf den 
Reſervefond zu verweiſen. 

27. Referent Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl: Ein 
gleiches Anſuchen liegt ſeitens der freiwilligen Feuerwehr in 
Gaudenzdorf vor. Es ſind ganz dieſelben Verhältniſſe, ganz in 
derſelben Weiſe von den ſtädtiſchen Organen beſtätigt. Es wird 
der Antrag geſtellt, „der freiwilligen Feuerwehr in Gaudenz— 
dorf eine Subvention von 400 fl. zu gewähren und 
die Bedeckung auf den Reſervefond zu verweiſen.“ Ich 
bitte um die Genehmigung. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Nichter: Keine Einwendung? — 
Angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen, 
Feuerwehr in Gaudenzdorf Subvention von 
400 fl. zu gewähren und dieſe Ausgabe auf den 
Reſervefond zu verweiſen. 

28. Referent Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl: Endlich 
ein Anſuchen des Verbandes der Unterſtützungscaſſen der frei— 
willigen Feuerwehren Niederöſterreichs um überlaſſung eines 
10percentigen Antheiles an der 2percentigen Abgabe der Ver— 
ſicherungs⸗Geſellſchaften von der Brutto-Einnahme für die in den 
ehemaligen Vororten verſicherten Objecte. 

Der Fall iſt folgender: Die Verſicherungs⸗Geſellſchaften in 
Niederöſterreich haben von der Einnahme in Wien 2 Percent an 
die Gemeinde Wien, von ihren Einnahmen außerhalb Wiens in 
Niederöſterreich dieſe 2 Percent der Brutto-Einnahme an den 
nied.⸗öſterr. Landesausſchuſs entrichtet. Der nied.⸗öſterr. Landes— 
ausſchuſs hat wieder von dieſen Einnahmen 10 Percent dem 
Verband der Unterſtützungscaſſa der freiwilligen Feuerwehren in 
Niederöſterreich zum Zwecke der Aufbeſſerung ihrer Verſicherungs— 
caſſa überlaſſen. 

Nun iſt in dieſem Verhältniſſe eine Anderung eingetreten, 
weil ja die Verſicherungs-Geſellſchaften nunmehr die 2 Percent 

3 


der freiwilligen 


eine 


2652 


IN NETT N N 


2 


von ihren Einnahmen aus den Vororten nicht mehr an den 
Landesausſchuſs, ſondern an die Gemeinde Wien zu entrichten haben. 
Infolge deſſen ſind auch die 10 Percent kleiner geworden, die der 
Landesausſchuſs an den Verband der Unterſtützungscaſſa abgibt. 
Dieſe Verminderung macht ſich natürlich wieder in ſehr empfind— 
licher Weiſe geltend in der Caſſa des Verbandes der freiwilligen 
Feuerwehren. Sie weist nun darauf hin, daſßs fie von den 
freiwilligen Vororte- Feuerwehren in dem Jahre 1890 an Bei— 
trägen nur den Betrag von 137 fl. eingenommen hat, während 
ſie, wie der Magiſtrat nachweist, zur Unterſtützung von Bleſſierten 
oder Verunglückten einen Betrag von über 2000 fl. ausgelegt hat. 
Es wird nun übereinſtimmend darauf hingewieſen, daſs es im 
Intereſſe der Gemeinde liegt, das bisherige Verhältnis aufrecht 
zu erhalten, weil ja ſonſt, wenn der freiwillige Feuerwehrverband 
dieſe Unterſtützungen nicht mehr leiſten würde, jemand anderer an 
dieſe Stelle treten müsste, und das könnte nur die Gemeinde 
ſein. Es mußs daher Wert darauf gelegt werden, dafs einerſeits 
die Abgaben ſeitens der freiwilligen Feuerwehren aufrecht bleiben; 
andererſeits muss natürlich dafür geſorgt werden, dajS der Feuer— 
wehrverband in der Lage iſt, ſeinen Verpflichtungen gegenüber 
den Verſicherten nachzukommen. 

Es wurde nun der Verſuch gemacht, zu erheben, wieviel 
denn die Verſicherungs-Geſellſchaften aus den Vororten einnehmen, 
reſpective wieviel die Tangente in Zukunft ſein wird, welche die— 
ſelben aus den Verſicherungen der Vororte-Objecte einnehmen. 
Da wird nun gemeint, daſs es für eine Verſicherungs-Geſellſchaft 
ſehr ſchwierig ſein wird, eine ſolche detaillierte Rechnung zu finden. 
Es wurde aber erhoben, dass die 10 Percent ungefähr 1000 fl. 
betragen dürften. 

Um nun nicht in dieſe Verrechnung hineinzukommen, ſondern 
um die Sache zu vereinfachen und dem Feuerwehrverbande jene 
Dotation zukommen zu laſſen, welche dem Verhältniſſe entſpricht, 
und um jedes Präjudiz zu vermeiden, wird der Antrag geſtellt, es 
möge für die nächſten zwei Jahre je ein Betrag dieſem Feuerwehr— 
verbande gegeben werden, welcher ungefähr dieſen 10 Percent aus 
den Vororte-Einnahmen entſpricht, alſo beiläufig 1000 fl., und zwar 
wird der Betrag von 900 fl. per Jahr beantragt, weil der Betrag 
nicht ſo unbedingt feſtgeſtellt iſt. 

Aus dieſen Erwägungen ergibt ſich folgender Antrag: 

„Es ſei dem Verbande der Unterſtützungscaſſa der 
freiwilligen Feuerwehren in Niederöſterreich als Aqui⸗ 
valent für den Ausfall, den derſelbe durch die Ein— 
beziehung der Vororte an dem 10percentigen Antheile 
von der 2percentigen Brutto-Abgabe der Verſicherungs— 
Geſellſchaften für die in Wien verſicherten Objecte 
erleidet, eine Subvention von je 900 fl. pro 1893 
und 1894 gegen dem zu gewähren, daſs die ſämmt— 
lichen freiwilligen Feuerwehren von Wien Mitglieder 
dieſer Verbands caſſa bleiben.“ 

Auf dieſe Weiſe dürfte das bisherige Gleichgewicht bei dieſer 
Verbandscaſſa aufrecht erhalten werden. Die Regelung dieſer Ver— 
hältniſſe in der Zukunft wird wahrſcheinlich dadurch erfolgen, dass 
dieſe Feuerwehrverbandscaſſa in eine öffentliche Verſicherungscaſſa 
einbezogen wird, deren Gründung bereits im Zuge iſt. Ich bitte 
um die Genehmigung des Antrages. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Wünſcht jemand das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) Ich bitte jene Herren, welche dem 
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Antrage zuſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Ange 
nommen. 

Es wurde daher beſchloſſen: 

Es ſei dem Verbande Unterſtützungscaſſa 
der freiwilligen Feuerwehren in Niederöſterreich als 
Aquivalent für den Ausfall, den derſelbe durch die 
Einbeziehung der Vororte an dem zehnpercentigen 
Antheile von der zweipercentigen Brutto-Abgabe der 
Verſicherungs-Geſellſchaften für die in Wien ver— 
ſicherten Objecte erleidet, eine Subvention von je 
900 fl. pro 1893 und 1894 gegen dem zu gewähren, 
daſs die ſämmtlichen freiwilligen Feuerwehren von 
Wien Mitglieder dieſer Verbandscaſſa bleiben. 


29. Nefereut Gem.-Nath Dr. Stenzl: Zahl 6273. Der 
Verein zur Beſchäftigung armer Mädchen im IX. Bezirke ſucht 
an um eine Subvention. Dieſer Verein hat ſich zur Aufgabe 
geſtellt, arme Mädchen im Kleidermachen, Schnittzeichnen u. dgl. 
unentgeltlich zu unterrichten. Aus dem Jahresberichte ergibt ſich, 
dajs im verfloſſenen Jahre 120 arme Mädchen in der bezeichneten 
Weiſe unterrichtet wurden und dajs außerdem vier arme Mädchen, 
darunter ein armes Mündel, im Aſyle verpflegt und bekleidet 
wurden. | 

Bei den humanitären Tendenzen des Vereines, die auch von 
dem Vorſteher des IX. Bezirkes gewürdigt werden, beehrt ſich 
der Stadtrath, dem Gemeinderathe vorzuſchlagen, eine Sub— 
vention von 50 fl. für das Jahr 1892 zu gewähren. 
Ich bitte um Ihre Genehmigung. 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Richter: Wünſcht jemand das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) Keine Einwendung. — Ange 
nommen. ö 

Es wurde daher beſchloſſen, dem Vereine zur 
Beſchäftigung armer Mädchen im IX. Bezirke eine 
Subvention von 50 fl. pro 1892 zu bewilligen. 


30. Referent Gem.-Rath Dr. Stenzl: Zahl 6379. Der 
Unterſtützungsverein für mittelloſe Taubſtumme in Währing ſucht 
an um eine Subvention. 

Der Gemeinderath hat im vorigen Jahre den Beſchluſs 
gefaſst gehabt, dieſem Vereine zur Abrundung der von den Vor⸗ 
orten mit 170 fl. bewilligten Summe 30 fl. zu bewilligen, damit 
für das Jahr 1891 200 fl. herauskommen. 

Mit dem heurigen Jahre, wo die Vororte vereinigt ſind, 
wird vom Stadtrathe beantragt, der Gemeinderath wolle dem 
Vereine eine Subvention von 200 fl. für das Jahr 1892 
gewähren. ; 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Wünſcht jemand das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) Keine Einwendung. — Ange— 
nommen. N 

Es wurde daher beſchloſſen, dem Unterſtützungs— 
vereine für mittelloſe Taubſtumme in Währing eine 
Subvention von 200 fl. pro 1892 zu bewilligen. 

31. Referent Gem.-Nath Dr. Hackenberg: Ich habe die 
Ehre, zur Zahl 6512 zu referieren. Der Gabelsberger-Stenographen— 
Centralverein iſt um eine Subvention von Seite der Gemeinde 
eingeſchritten. Er weist darauf hin, dafs er unentgeltliche Unter— 


der 


NEA 


NA. 


richtscurſe für Unbemittelte, für Lehrperſonen, ſtädtiſche Diener 
und ſtädtiſche Bedienſtete hält, dafs er die „Blätter für Steno— 
graphie“ herausgibt, welche für die Vereinsmitglieder unentgeltlich 
geliefert werden, daſs er alſo im öffentlichen Intereſſe verdienſtlich 
wirkt. Er glaubt daher, einen Anſpruch auf eine Subvention in 
irgend einem Betrage zu haben. 

Der Stadtrath beantragt Ihnen für den genannten Verein 
eine Subvention von 50 fl. für 1892 und gleichzeitig die Be— 
willigung eines Zuſchuſsscredites in der gleichen Höhe zur Ausg. 
Rubr. XLVI 2. Ich bitte Sie um die Annahme dieſes Antrages. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Wünſcht jemand das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) Keine Einwendung. Ange— 
nommen. 

Es wurde daher beſchloſſen, dem Gabelsberger— 
Stenographen-Centralvereine eine Subvention von 


50 fl. pro 1892 zu bewilligen. 


32. Neferent Gem.-Nath Dr. Hackenberg: Weiters habe 
ich die Ehre, zur Zahl 3467 zu referieren. Das Stadtbauamt hat 
angeregt, daſs das Ausmeſſerperſonale eine Vermehrung erhalte. 
Das Ausnmeſſerperſonal beſteht nämlich dermalen beim Stadtbau⸗ 
amte aus zwei Ausmeſſern mit einem Taglohn von 1 fl. 50 kr. 
und zwei Ausmeſſergehilfen. Da bei den verſchiedenen Vermeſſungen, 
Ausſteckungen und Collaudierungen, die insbeſonders heuer und 
vorausſichtlich noch in der nächſten Zeit vorgenommen werden, 
das Ausmeſſerperſonal nicht hinreicht, iſt man derzeit genöthigt, 
ſich der Taglöhner der betreffenden ſtädtiſchen Contrahenten, der 
Baumeiſter, zu bedienen. Das erfordert aber einen größeren Auf⸗ 
wand als ein Ausmeffergehilfe ausmachen würde. Der Stadtrath 
beantragt für die Zeit der ſtärkſten Inauſpruchnahme die Aufnahme 
von proviſoriſchen Ausmeſſergehilfen mit einem Taglohn von 1 fl. 
für die Zeit vom März bis zum November eines jeden Jahres. 
Hiedurch wird keine Mehrauslage entſtehen, es iſt alſo zur be⸗ 
treffenden Rubrik kein Zuſchuſs zu bewilligen. Ich bitte um 
Annahme dieſes Antrages. 


Gem.-Nath Dzörup: Ich verſtehe nicht den Antrag, einem 
Ausmeſſergehilfen 1 fl. Taglohn zu bewilligen. Ein gewöhnlicher 
Tagwerker bekommt im Sommer auf einem Baue 1 fl. 10 kr. bis 
1 fl. 30 kr. Ein ſolcher Mefsgehilfe, der mit den Inſtrumenten 
kommt, muss ja ein anſehnliches Gewand tragen; denn, wenn er 
in einem zerriſſenen Gewand kommt, glaubt man, daſs er die 
Inſtrumente geſtohlen hat. Iſt das „1 fl. per Tag“ nicht ein 
Druckfehler? 

Referent: Es iſt kein Druckfehler, da wir auch gegen— 
wärtig Ausmeſſergehilfen mit einem Taglohn von 1 fl. haben. 
Die Leute drängen ſich um dieſe Anſtellung, weil ſie einen gewiſſen 
definitiven Charakter hat. Ich glaube, der Herr College müfste, 
wenn er dieſe Entlohnung der Ausmeffergehilfen zu niedrig findet, 
einen allgemeinen Antrag ftellen. Die Aufnahme zweier Ausmeſſer— 
gehilfen bietet aber keinen Anlass, über dieſe Entlohnungsfrage zu 
ſprechen. Es iſt aber kein Druck- oder Schreib- oder Redefehler. 

Gem.-Nath Diörup: Ich mußs ſagen, ich verſtehe es gar 
nicht, dafs ein ſolcher Ausmeſſergehilfe 1 fl. per Tag bekommt. 
Wir können nicht alle Leute, die ſich darum bewerben, als Meis- 
gehilfen brauchen. Wir können um 1 fl. per Tag „Jallotten“ 
genug bekommen, aber nicht jemanden, der mit Inſtrumenten 
umgehen kann und dem Ingenieur aſſiſtieren ſoll. 
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Gem.-Nath Noſenſtingl: Ich habe ganz dasſelbe zu be— 
merken, was der Herr College vor mir gejagt hat. Ich finde, dass 
der Taglohn von 1 fl. in keinem Verhältnis ſteht zu dem, was 
ein Ausmeſſer leiſten ſoll. Wenn man um dieſes Geld heute Leute 
bekommt, fo iſt das für mich nur ein Beweis, daſs die Verhält⸗ 
niſſe jo erbärmlich find, dafs ſich die Leute dazu hergeben, um 
ſolchen Lohn die Arbeit zu leiſten. Für mich aber iſt noch etwas 
maßgebend; der Herr Referent hat das Wort von einem gewiſſen 
Definitivum gebraucht. (Referent: Nein! ein Proviſorium!) Ich 
weiß nicht, wie er das meint, vielleicht, weil ein gewiſſer defini⸗ 
tiver Charakter im Gulden liegt. (Heiterkeit.) Das iſt mir aber 
alles egal, mir iſt nur das nicht egal, dafs die Leute vom Monate 
März bis November aufgenommen werden. 

Ich würde kein Wort verlieren, wenn das eine Stellung 
wäre, wo die Leute auch in der ſchlimmſten Zeit eine Beſchäftigung 
hätten; aber gerade dann, wo die Leute Beſchäftigung brauchen, 
können ſie hingehen, wohin ſie wollen. Da der Herr Referent mir 
mitgetheilt hat, das ſolche arme Teufel ſchon exiſtieren, die zu 
dieſem Lohn die Arbeit machen und ſich dieſe Frage zu einer prin— 
cipiellen zuſpitzt, kann ich keinen Antrag ſtellen, denn wir können 
nicht beſchließen, daſs dieſe zwei Leute 1 fl. 20 kr. bekommen 
ſollen, während die anderen 1 fl. bekommen; aber ich glaube, dajs 
dieſe Anregung genügen ſoll, dafs ſich der Stadtrath mit dieſer 
Frage beſchäftigt. 

Es geht nicht an, die Nothlage der Leute auszubeuten; ich 
will da nicht auf weiteres Detail eingehen, wie dieſes Syſtem ge— 
fördert wird; jetzt verwendet man Diurniſten zu Arbeiten, zu denen 
man früher Ober⸗Ingenieure verwendete. Man beutet ganz einfach 
die Nothlage dieſer Leute aus, und das gehört ſich nicht und ſoll 
auch in dieſem Fall nicht ſein. 

Gem.-Nath Kaſpar: Nach der Stiliſierung dieſes Antrages 
weiß ich nicht, ob wir den Gulden für dieſe Ausmeſſergehilfen 
pro praeterito oder pro futuro bewilligen. 

Hier heißt es ausdrücklich für die Monate März bis No— 
vember jedes Jahres vom Jahre 1892 an. Wir kommen ſchon 
zum November 1892, vielleicht ſoll es heißen 1893, oder ſind dieſe 
Leute ſchon angeſtellt? Jedenfalls mufs das richtiggeſtellt werden, 
für heuer iſt die Sache abgeſchloſſen, es iſt nicht möglich, für heuer 
den Gulden zu bewilligen, weil kein März und kein October mehr 
kommt; ich bitte diesbezüglich um Aufklärung. 

Referent: Die Aufklärung beſteht einfach darin, dass der 
Stadtrath den Beſchluſs im Juni gefasst hat und dafs er erſt 
heute zum Referat kommt. Ich kann keine Aufklärung geben, ob 
inzwiſchen das Stadtbauamt die Anſtellung vorgenommen hat oder 
nicht, ich glaube nicht, nachdem ein Beſchluſs nicht vorliegt. Ich 
bin nur berechtigt, Ihnen den Beſchluſs des Stadtrathes zu unter— 
breiten und kann nicht ſelbſtändig eine Abänderung treffen. Nach- 
dem heuer der Sommer vorübergegangen iſt, wird nichts anderes 
übrig bleiben, als die Anſtellung vom nächſten Jahre an vorzu— 
nehmen; es müſste aber aus der Verſammlung ein diesbezüglicher 
Antrag geſtellt werden. 

Gem.-⸗Nath Kaſpar: Ich erlaube mir präciſe den Antrag 
zu ſtellen, dal für heuer dieſer minimale Betrag von 1 fl. nicht 
bewilligt werde, nachdem für heuer die Beſetzung hätte ſtattfinden 
müſſen, ohne dass ein Beſchluſs des Gemeinderathes eingeholt 
worden iſt. 

Gem.-Nath Silberer: Das, was ich zu ſagen habe, bewegt 
ſich in der nämlichen Richtung, jedoch möchte ich für die Sache 
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eine andere Form ſuchen und glaube ſie auch gefunden zu haben. 
Wir können in Betreff der zwei Leute, die angeſtellt worden ſind, 
nichts machen; das ſind zwei einzelne und eine ganze Anzahl iſt 
mit 1 fl. angeſtellt. 

Es geht aber ſehr gut an, dass wir im allgemeinen dieſen 
Anlass benützen, um eine Reſolution zu faſſen, welche das Princip, 
welches wir alle hier zur Geltung gebracht ſehen wollen, nicht 


allein in dieſer Sache, ſondern auch in allen ähnlichen Anträgen, 


in einer Weiſe zum Ausdrucke bringt, welche den Stadtrath ver— 
anlaſſen dürfte, danach zu handeln und in künftigen Fällen uns 
nicht Referate mit ſolchen Anträgen vorzulegen, reſpective mit 
ſolchen Entlohnungen, wie ſie hier enthalten ſind. Es iſt das 
ſchon vom Herrn Collegen Roſenſtingl bemerkt worden und 
ich will es nur ſchärfer betonen. Der Umſtand, daſss Leute in Wien 
um 1 fl. per Tag für März bis November zu finden find, beweist 
nicht, daſs die Leute damit leben können, beweist nicht, dass fie 
damit zufrieden ſind und wir das Recht haben, die Arbeitskraft 
jo auszunützen. Es iſt traurig, dafs es fo viele Brotloſe in Wien 
gibt; aber natürlich, wenn jemand im März Hunger hat, ſo ſorgt 
er nicht für den November und December, ſondern er iſt zufrieden, 
wenn er gleich des Lebens Nothdurft hat. Aber der Gemeinde iſt 
es nicht würdig, dieſe Situation auszubeuten, und ich beantrage 
deshalb, ohne lange darüber zu ſprechen — weil die Sache, ja 
jedes Wort für ſich ſpricht — folgende Reſolution: „Der Ge— 
meinderath beſchließt, dem Stadtrathe die Erwägung nahezulegen, 
daſs es der Würde der Commune nicht zuſpreche, irgendwelche 
Hilfskräfte mit Hungerlöhnen anzuſtellen.“ (Bravo!) 

Gem.-⸗Rath Djörup: Ich hätte zu dieſer Sache nicht das 
Wort genommen, wenn ich nicht gewiſſe Erfahrungen darin ge— 
wonnen hätte. Es kommt vor, das ein Niveau auf einem neu— 
parcellierten Bauplatze ausgeſteckt wird. Da kommt ein Meſsgehilfe 
und es wird ihm angegeben, er ſoll die Meterſtange da oder dort 
hinhalten. Einem ſolchen Meſsgehilfen, der nur 1 fl. pro Tag Lohn 
hat, iſt es ganz Wurſt, ob er die Meterſtange 5 em höher oder 
niederer hinhält, weil er ſich um 1 pro Tag nicht quälen wird. 
Darum iſt es vorgekommen, das z. B. bezüglich der Kriehuber— 
gaſſe man eines Tages ein Protokoll bekommt, mit welchem die 
Cöte jo beſtimmt wird, und wenn man drei Wochen Später um 
die Baulinie kommt, bekommt man ein Protokoll mit einer anderen 
Cöte. Und nach Jahr und Tag bekommt man vom Magiſtrate 
den Auftrag: Wenn du nicht binnen 14 Tagen das Trottoir 
umänderſt, wird es auf deine Koſten geſchehen. Das kommt daher, 
wenn man ſolche Bedienſtete mit 1 fl. pro Tag anſtellt. 

Ich könnte verſchiedene Bauten erwähnen, wo das Trottoir 
einmal um Dem höher, einmal niederer war. Nachher heißt es: 
es hat fich „geſetzt“. Was ſoll man von einem ſolchen Meſsgehilfen, 
der 1 fl. Taglohn hat, verlangen? 

Ich bin damit einverſtanden, dafs das Stadtbauamt fo viele 
Meisgehilfen hat, als es braucht, aber die Entlohnung von 1 fl. 
ſollte nicht feſtgeſetzt werden; das ergibt ſich je nach Nachfrage 
und Angebot. Man kann nicht den Lohn von 1 fl. aufſtellen, das 
kann z. B. nächſtes Jahr viel zu wenig ſein. Alſo dagegen ſpreche 
ich mich aus. 

Gem.-Aath Frauenberger: Meine Herren! Es iſt, glaube 
ich, ſehr ſchade, daſs der Herr Baudirector momentan nicht hier 
iſt, er würde uns gewiss über dieſe Frage Aufklärung geben. Ich 
bin der Meinung, dajs hinter einem Mejsgehilfen nicht das ſteckt, 
was mein unmittelbarer Herr Vorredner hervorgehoben hat. (Gem. 
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Rath Djörup: Fragen Sie jeden Baumeiſter!) Ich bin der 
Meinung, das der Meſsgehilfe derjenige iſt, welcher die Apparate 
hin⸗ und herträgt. Denn ſonſt könnte ich in der That nicht ver— 
ſtehen, wenn das vielleicht ein Techniker oder Ingenieur wäre, wie 
man ihm einen Gulden anbieten könnte. Aber, meine Herren, die 
Sache hat auch eine andere Seite. Die Löhne, welche bezahlt 
werden, werden ja nicht freiwillig gemacht, ſondern ſie liegen in 
der Natur der Dinge. Ich weiß auch nicht, ob man einen ſolchen 
Meſsgehilfen den ganzen Tag braucht. Vielleicht arbeitet er nur 
einige Stunden des Tages, und dafür wird ihm 1 fl. bezahlt; 
das wiſſen wir ja alles nicht. Wenn es ſo wäre, wie einige 
Herren es dargeſtellt haben, daſs vielleicht dieſer Meſsgehilfe um 
6 Uhr früh hereinkommen und bis 6 Uhr abends arbeiten mufs 
und dafür 1 fl. bekommt, ſo könnte man ſagen: Das iſt eine 
ganz miſerable Bezahlung. So wird es aber wahrſcheinlich nicht 
ſein, ſondern dieſer Gulden wird der Leiſtung eines Taglöhners 
entſprechen, und ich ſtelle mir dieſen Meſsgehilfen eben einfach als 
Taglöhner des Ingenieurs vor. Nun, meine Herren, ich bin gewiss 
der letzte, der vielleicht gegen eine Lohnerhöhung wäre. Ich ver— 
gönne einem jedem ein gutes Einkommen, aber das kann man 
nicht jo ohneweiters beſchließen, das muſßs überlegt und geprüft 
werden. Man mufs auch die Thätigkeit ins Auge faſſen, für welche 
bezahlt wird. Nun hat Herr College Silberer geglaubt, die 
richtige Form für dieſes Vorgehen gefunden zu haben. Er möge 
nicht ungehalten fein, aber ich glaube doch, dass fein Antrag nicht 
die richtige Form iſt, wenn man nämlich jagt: der Stadtrath 
möge ſich doch hüten, Leute mit Hungerlöhnen anzuſtellen; das 
ſcheint mir nicht die richtige Form zu ſein, und ich möchte mich 
auch im allgemeinen gegen dieſe Form ausſprechen. Ich bin nicht 
dafür, dafs man im Gemeinderathe Reſolutionen faſſen und die— 
ſelben dem Stadtrathe zur Begutachtung unterbreiten ſoll. O nein! 
Ich habe vom Gemeinderathe eine höhere Auffaſſung als Herr 
College Silberer: der Gemeinderath kann beſchließen! Wir 
find kein politiſcher Verein, dass wir uns vielleicht an jemanden 
wenden und eine Reſolution faſſen müſſen; das haben wir nicht 
nöthig, mein lieber Herr College Silberer! Stellen Sie nur 
einen Antrag, wir werden ihn berathen und dann ſagen: Stadt— 
rath, du haft dieſen Antrag auszuarbeiten und muſst uns Anträge 
ſtellen, und dann werden wir erſt thun, was wir wollen, und 
den Antrag annehmen oder ablehnen. 

Ich möchte Sie alſo dringendſt bitten, geben Sie ſich als freie 
gewählte Bürger und Gemeinderäthe nicht dazu her, eine Reſolution 
zu faſſen, um ſie dann dem Stadtrathe zu unterbreiten. 

Ich glaube dadurch dem Stadtrathe nicht nahegetreten zu ſein, 
aber ich bitte Sie, den Antrag des Collegen Silberer, welcher 
meines Dafürhaltens die richtige Form nicht getroffen hat, abzu— 
lehnen. 

Gem.-Rath Dr. v. Billing (zur Geſchäftsordnung): Ich 
beantrage Schluſs der Debatte. — Angenommen. 

FPice-Bürgermeifter Dr. Richter: Das Wort haben noch 
die Herren Gem.⸗Räthe Dehm, Matzenauer, Müller und 
der Herr Referent. 

Gem.-»Nath Dehm: Ich mußs bedauern, daſs dieſe Ange- 
legenheit einen ſolchen Sturm heraufbeſchworen hat. Sie müſſen ſich 
doch vorſtellen, was unter dieſen Meſsgehilfen eigentlich zu verſtehen 
iſt. Es find dies nicht vielleicht Aſſiſtenten der Ingenieure, ſondern 
lediglich Handlanger, welche hereingeſchickt werden, um die In— 
ſtrumente an Ort und Stelle zu tragen, auf fie achtzugeben, dass 
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fie nicht wegkommen ꝛc. Sie werden oft ſtundenlang nicht benöthigt, 
und ich glaube auch, ſie müſſen erſt um ½8 Uhr kommen, um 
die Inſtrumente hinauszutragen. Ich bedauere nur, das fie nur 
1 fl. haben und möchte auch bitten, bei einer anderen Gelegenheit, 
wo es möglich iſt, den Leuten eine Aufbeſſerung zukommen zu 


laſſen, ihnen eine ſolche zutheil werden zu laſſen. Aber in dieſem 


Augenblicke, wo es ſich um Dienſtleiſtungen handelt, welche ſchon 
geſchehen ſind und vom Bauamte gemacht wurden, iſt nichts zu 
ändern und bitte ich, dem Antrage des Herrn Referenten zuzu— 
ſtimmen. 

Gem.-⸗Nath Matzenauer: Ich erinnere mich, dafs bereits 
im Stadtrathe geſprochen wurde, dass der Betrag von 1 fl. als 
überaus gering zu bezeichnen ſei. Man hat aber zu der höheren 
Ziffer nicht gegriffen, weil geltend gemacht wurde, dajs von Seite 
der Bauamts⸗Direction eine höhere Summe nicht verlangt wird, 
und dass man da nicht gut Veranlaſſung habe, über die Anträge, 
welche ſeitens der Amter geſtellt werden, hinauszugehen. Nun 
glaube ich, daſs viele der Herren mit dem, was hier geſprochen 
wurde in Bezug auf den zu geringen Betrag ſympathiſieren und 
ich ſelbſt ſympathiſiere auch, glaube aber, daſs mit der Stellung 
eines Antrages, der damit ſchließt, dafs man nicht Hungerlöhne 
auszahlen könne, nicht der Sache gedient iſt und es viele der 
Herren abhalten wird, einem Antrage zuzuſtimmen, welcher ſich 
nicht paſſend zur Annahme eignet. Ich glaube im Intereſſe der 
Sache zu handeln und in den Intentionen der Herren, welche die 
Bezüge erhöht haben wollen, wenn ich den Antrag ſtelle: 

„Der Stadtrath werde beauftragt, wegen Regulierung 
der Bezüge der proviſoriſch angeſtellten Meſsgehilfen 
Anträge zu ſtellen.“ 

Das iſt eine Form, in welcher der Gemeinderath Beichlufs 
faſſen kann und Sie werden hören, wie viele Ausmeſſergehilfen 
exiſtieren, wie vieler Bezüge erhöht werden ſollen, was das aus— 
macht und dann kann Beſchlufs gefajst werden. Ich bitte um die 
Annahme dieſes Antrages. 

Gem.-Nath Joſef Müller: Ich möchte nur eine kurze Be⸗ 
merkung machen, weil man immer von Hungerlöhnen ſpricht. Es 


iſt wahr, man könnte ſich auch für eine größere Entlohnung aus⸗ 


ſprechen. Aber die Sache verhält ſich doch etwas anders. Die Aus— 
meſſergehilfen ſind reine Taglöhner und haben nichts anderes zu thun, 
als die Latten und das Inſtrument von einem Orte auf den andern 
zu tragen, und jeder Ingenieur würde es ſich verbieten, wenn der 
Gehilfe mit dem Inſtrumente hantieren möchte, da würde das In⸗ 
ſtrument bald ruiniert fein. Dann möchte ich bemerken, dajs die 
Zeit, innerhalb welcher gearbeitet wird, nicht den ganzen Tag 
dauert. Sie dauert von neun bis zwei Uhr, höchſtens bis drei 
Uhr und es mir nicht vorgekommen, dajs ein Bauamts⸗Ingenieur 
über drei Uhr gearbeitet hätte, weil das die Bureauſtunden ſind. 
Derſelbe hat Zeit genug von drei bis abends ſich noch etwas zu 
verdienen. Ich bin Ingenieur und zahle den Leuten 1 fl. 50 kr. 
bis 1 fl. 80 kr., ſie müſſen aber von der Früh bis 12 Uhr 
arbeiten, dann haben ſie eine Stunde Pauſe und arbeiten dann 
wieder von 1 Uhr bis es dunkel wird. Das iſt ein größerer 
Anſpruch an die Arbeitskraft als hier. Dieſe Leute können ſich 
abſolut nichts verdienen, alſo iſt der Gehalt auch der Arbeit ent— 
ſprechend. 

Im Bauamte können ſich aber die Leute außerdem einen Ver— 
dienſt ſchaffen und find nur Taglöhner. Jeder Ingenieur mußs 
ſich einen Stab ſammeln für den Figuranten. Er hat auch einen 
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Platz in der Lohnliſte. Jeder führt einen Figuranten, für welchen 
er 2 bis 3 fl. ausſetzt. Die Sache iſt nicht ſo enorm zu nehmen, 
wie ſie geſchildert wurde. 

Referent (zum Schluſsworte): Meine Herren! Im weſent⸗ 
lichen iſt gegen meine Anträge nur in einer Richtung Oppoſition 
gemacht gemacht worden, dass die Ausmeſſergehilfen einen Taglohn 
von 1 fl. bekommen ſollen, und zwar die neu anzuſtellenden. Nun 
haben wir aber bereits Ausmeſſergehilfen, welche einen Taglohn 
von 1 fl. bekommen, Sie können daher bei Perſonen, welche noch 
nicht im Gemeindedienſt ſind, nicht ohneweiters beſchließen, dieſelben 
ſollen mehr bekommen als diejenigen, welche bereits im Gemeinde— 
dienſte angeſtellt ſind und ſich vielleicht längere Zeit ſchon bewährt 
haben. 

Es geht daraus hervor, dajs man ſolche Anträge nicht ohne— 
weiters im Gemeinderathe gelegentlich einer Debatte ſtellen kann, 
ohne dafs das ganze Syſtem der Verwaltung dadurch tangiert 
wird. Die Herren, die heute durch ihr goldenes Wiener Herz ſich 
etwas ſtürmiſch haben hinreißen laſſen, mögen bedenken, daſs ja 
alles das organiſiert iſt, daſs der Stadtrath nicht aus ſich heraus 
Solche Anträge ſtellt, ſondern dafs es Anträge der Amter, hier des 
Stadtbauamtes find, und dass dieſes genau wiſſen wird, was es 
thut, und wenn es eine Entlohnung beantragt, dieſe im Verhältniſſe zur 
Dienſtleiſtung ſtehen wird. Die Herren haben auch thatſächlich gehört, 
dass die Dienſtleiſtung eine ſehr kurze iſt: die Amtszeit der Ingenieure 
läuft um 2 Uhr ab. Der Ingenieur wird nicht über ſeine Amts— 
zeit hinaus arbeiten, und mit der Beendigung der Amtsverrichtungen 
des Ingenieurs hört auch die Arbeitsleiſtung des Ausmeſſergehilfen 
auf. Mit aller Entſchiedenheit müsste ich mich aber insbeſondere 
gegen den Antrag Silberer ausſprechen, in dem ſein lebhaftes 
Temperament außerordentlich zum Ausdruck kommt. Es liegt in 
dieſem Antrag geradezu eine Verurtheilung des Gemeinderathes, 
nicht des Stadtrathes, eine Verurtheilung der bisherigen Geſtion 
der Gemeinde. 

Sie dürfen nicht bloß auf die Bedienſteten der Gemeinde, 
ſondern auch auf die Steuerträger, auf die Bürger Rückſicht nehmen, 
und Sie müſſen das alles in ein wohlerwogenes Verhältnis bringen. 
Mit ſolchen Anträgen, glaube ich, ſchadet man der Sache ganz 
außerordentlich, insbeſondere, wenn Anträge in Form einer Reſo— 
lution gebracht werden. 

Wollen die Herren, daſs die Sache wohl erwogen wird — 
und das iſt gewiss die Intention aller Herren — fo ſtellen Sie 
einen beſtimmten Antrag; über dieſen wird verhandelt und er 
angenommen oder abgelehnt werden. Das iſt das allein richtige 
Vorgehen. 

Ich bitte um die Annahme der Anträge, wie ich ſie geſtellt habe. 

Gem.⸗Nath Noſenſtingl (zur Berichtigung): Ich berichtige 
thatſächlich, daſs die Amtsſtunden des Bauamtes mit den Arbeiten 
auswärts nicht zuſammenfallen. Die Arbeitsſtunden auswärts ſind 
unabhängig von den Amtsſtunden. Manchmal beginnen die Arbeiten 
um 6 Uhr früh und dauern bis 7 Uhr abends, je nachdem die 
Verhältniſſe, die Arbeiten nothwendig machen oder nicht. (Gem. 
rath Dr. Lerch ruft: Bei der Nacht mit Meſsſtangen?) Ich habe 
nicht geſagt, während der Nacht. 

Gem.-Nath Dzörup (zur Berichtigung): Ich berichtige that- 
ſächlich, daßs ich hier (auf den gedruckten Antrag deutend) geleſen 
habe: „Ausmeſſergehilfen“. 

Wenn ich „Tagwerker“ geleſen hätte, dann hätte ich kein 
Wort geſprochen; aber hier ſteht „Ausmeſſergehilfen“, und nach— 


2656 


— 


dem Herr Gem.⸗Rath Kaſpar einen Druckfehler in dem „einen 
Gulden“ zu finden glaubte, fo konnte ich auch annehmen, dajs 
„Gehilfen“ nicht das richtige Wort iſt. Dem iſt zuzuſchreiben, dass 
ich mich ſo über den Lohn ereifert habe. Ein anderesmal drucken 
Sie richtig und legen Sie den richtigen Antrag vor. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter: Wir ſchreiten zur Ab— 
ſtimmung. Es iſt ein Antrag geſtellt worden vom Herrn Gem. 
Rathe Silberer. - 

Gem.-Nath Silberer: Nicht infolge der nicht benöthigten 
Belehrung des Herrn Referenten, ſondern infolge des Antrages des 
Herrn Gem.⸗Rathes Matzenauer, welcher mir ganz entſprechend 
erſcheint — wobei ich nur bitte, daſs demſelben Folge gegeben werde 
bis zum Beginne der neuen Saiſon, alſo bis März, wo wieder 
Neuanſtellungen ſtattfinden —, ziehe ich meinen Antrag zurück. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Es liegt nun noch vor der 
Antrag des Herrn Referenten und der Zuſatz-Antrag Matzenauer. 
Ich bringe zuerſt den Antrag des Referenten zur Abſtimmung. Jene 
Herren, welche demſelben zuſtimmen, bitte ich die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) — Angenommen. 

Der Zuſatz⸗Antrag Matze nauer lautet: 

„Der Stadtrath wird beauftragt, wegen Bezahlung 
der Bezüge der proviſoriſch angeſtellten Meſsgehilfen 
Anträge zu ſtellen.“ 

Ich bitte jene Herren, welche dieſem Antrage zuſtimmen, die 
Hand zu erheben. (Geſchieht.) — Angenommen. 

Gem.-Nath Kaſpar (zur Geſchäftsordnung): Ich mus den 
Vorſitzenden bitten, mir zu ſagen, was es mit meinem Antrage iſt, 
den iſt geſtellt habe. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Nichter: Herr Gemeinderath haben 
einen negativen Antrag geſtellt. 

Gem.-Nath Kaſpar: Dass dies für das nächſte Jahr 
zu bewilligen iſt. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Der Antrag iſt im 
Juli im Stadtrath erledigt worden und auf die Tagesordnung 
gekommen, und es iſt höchſt wahrſcheinlich, daſs das Stadtbauamt 
im Drange der Verhältniſſe die Anſtellungen vorgenommen hat. 

Es wurde daher beſchloſſen, die Aufnahme von 
zwei proviſoriſchen Ausmeſſergehilfen mit einem Tag— 
lohne von je 1 fl. für die Monate März bis 
November jeden Jahres (von 1892 an) zu ge— 
nehmigen. 

33. Referent Gem.-Nath v. Götz: Zahl 6199. Ich habe 
die Ehre, zu referieren über ein Project für die Errichtung einer 
Abladeſtation für Senkgrubeninhalte aus dem XII., XIII., XIV. 
und XV. Bezirk in Baumgarten. Die Abfuhr des aus den Senk— 
gruben und Unrathscanälen ausgehobenen Unrathes bildet wegen 
des Mangels der nöthigen Abladeplätze, ſowie wegen der Art der 
Abfuhr große Schwierigkeiten. In Wien wird in den alten 
Bezirken der Unrath aus den beſtehenden Senkgruben oder aus 
den Canälen in entlegene Canalſchächte entleert und der aus den 
Senkgruben und Canälen ausgehobene conſiſtente Unrath in luft⸗ 
dicht verſchloſſenen Gefäßen auf die ſtädtiſche Unrathsabfuhrſtation in 
der Erdbergermais verführt und dann in den Donauſtrom entleert. 

In den Vororten beſtehen bisher nur drei Ablagerungs— 
plätze, und zwar in Altmannsdorf, dann auf dem ſogenannten 
Bucklacker im XIII. Bezirke in Penzing, dann auf der Ried 
„Teufelskoth“ im XVI. Bezirke. 
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Es wurden nun infolge verſchiedener Klagen, die laut 
geworden ſind, von Seite des Stadtphyſikates Commiſſionen abge— 
halten und conſtatiert, daſs der Zuſtand, der auf dieſen Ablage— 
rungsplätzen in den Vororten beſteht, nicht weiter belaſſen werden 
kann, und dafs da eine Abhilfe geſchaffen werden mußs. 

Das Stadtphyſikat hat nun vorläufig die Desinficierung des 
Unrathes, der dorthin geführt wird, veranlafst und hat nun den 
Antrag geſtellt, es möge das Stadtbauamt mit einem Projecte 
herantreten, in welcher Weiſe dieſer Unrath beſeitigt und abgeführt 
werden könnte. 

Es ſoll nun das in Vorſchlag zu bringende Mittel für die 
Unſchädlichmachung des Senfgrubeninhaltes darin beſtehen, daſs 
derſelbe mit einer quantitativ 10- bis 15fachen Menge Waſſers 
verdünnt, in die Sammelcanäle abgelaſſen und dann ſowohl im 
Verdünnungsraume als in den Sammelcanälen ſelbſt mit einer 
mindeſtens 10fachen Menge Waſſers durchſpült wird. Hiebei 
kommt namentlich der Ort, wo die Anlage ausgeführt werden ſoll 
und die Waſſerbeſchaffung in Frage, indem erſtere zu keinerlei 
ſanitären Bedenken Veranlaſſung geben und andererſeits die Waſſer— 
beſchaffung die Betriebskoſten nicht weſentlich vertheuern darf. 
Unter Feſthaltung dieſes Standpunktes hat das Stadtbauamt für 
die gegenwärtig meiſtbedrängten Bezirke XII, XIII, XIV und XV 
das Project einer Abladeſtation für den Senkgrubeninhalt verfaſst 
und dasſelbe hier zur Vorlage gebracht. 

Wie aus dem Situationsplane zu entnehmen iſt, ſoll die 
Abladeſtation auf der Parcelle Nr. 304/5 der ehemaligen Gemeinde 
Unter⸗Baumgarten nächſt dem Wienfluſſe in dem Delta, welches 
die Kaiſerin Eliſabeth-Weſtbahn mit den beiden von Hütteldorf 
und Penzing ausgehenden Zweiglinien der Verbindungsbahn bildet, 
errichtet werden. Die Gemeinde Wien iſt dort Grundeigenthümerin, 
der betreffende Platz iſt gegenwärtig nicht verpachtet und wurde 
bisher nur im Winter zur Eisgewinnung verwendet, kann daher 
ſofort anſtandslos benützt werden. Die dort beſtehenden Straßen 
ermöglichen die Zufahrt aus allen Bezirkstheilen und kann die 
Zu⸗ und Abfahrt zum Ableerungsplatze in beſter Weiſe geregelt 
werden. In ſanitärer Beziehung dürfte gegen die Lage der Station, 
welche von hohen Bahndämmen rings eingeſchloſſen iſt, von keiner 
Seite eine berechtigte Einwendung erhoben werden. 

Aus dem Plane, der hier vorliegt, iſt zu entnehmen, daſs 
zwei Reſervoirs angelegt werden ſollen, und zwar ſoll in das eine 
Reſervoir durch fünf Einfüllſchächte der Unrath auf pneumatiſche 
Weiſe zugeführt werden, dort dann in dieſe Schächte eingelaſſen 
und in einem zweiten Reſervoir, welches von dem Eisteiche in 
Baumgarten geſpeist wird, ſollen durch Hebung des Schiebers die 
Fäcalſtoffe, die in 10⸗ bis 1dfacher Weiſe verdünnt find, durch 
ein Steinzeugrohr von 30 em Inhalt in den Sammelcanal bis zum 
Ameiſenbach in Penzing geleitet und dann nach Wien geführt werden. 

Über die Art und Weiſe, in welcher dieſe Unrathſtoffe gefüllt 
und verdünnt werden ſollen, wird ein eigenes Regulativ ausgearbeitet. 
An dieſem Platze ſoll außer dem Reſervoir auch ein Wächterhaus 
errichtet werden, in welchem der betreffende Wächter, der nur bei 
Nacht den Dienſt zu verſehen hat, die Aufſicht führt. Die Fuhren, 
die dorthin kommen, werden von einem in der Nähe befindlichen 
Gemeindebrunnen mittelſt Hydranten ausgeſpült und der ganze 
Platz reingehalten. 

Nach den Ausweiſen, die vorliegen, werden vom XII. Bezirke 
20 Fuhren, vom XIII. Bezirke 4 Fuhren, vom XIV. Bezirke 
15 Fuhren, vom XV. Bezirke 12 Fuhren und auf den Bucklacker 
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in Penzing vom XIII. Bezirke 18 Fuhren, zuſammen 69 Fuhren 
pro Woche abgeführt, pro Tag 13 Fuhren, fo dafs dies einem 
Cubikinhalte von cira 20 ms entſpricht. Bei Annahme einer zehn: 
fachen Verdünnung wird das Verdünnungsreſervoir einen Inhalt 
von 200.000 1 und das Spülreſervoir gleichfalls einen Inhalt von 
200.000 ! erhalten müſſen. Es wird daher innerhalb 24 Stunden 
ein Waſſerquantum von 400.000 benöthigt. Bei der Abfluſsſtelle 
des Eisteiches find durch lauge Zeit Meſſungen angeſtellt worden, 
und dieſe haben ergeben, dafs Waſſer reichlich vorhanden iſt, um 
die Verdünnung vornehmen zu können. 

Das Bauamt hat zu dieſem Projecte einen Koſtenvoranſchlag 
vorgelegt, laut welchem das ganze Project 16.404 fl. 81 kr. koſten 
ſoll, welche ſich bei dem in Ausſicht zu nehmenden Nachlaſſe auf 
12.000 fl. zu reducieren. Die Auslagen für die Herſtellung der 
Unrathsſtation werden pro 1892 in dem überſchuſſe der Ein— 
nahmen auf Empfangs⸗Rubrik XXVII 3 „Beiträge für Räumung 
der Hauscanäle“ bedeckt. 

Ich glaube, die Herren werden wohl die Überzeugung ge— 
wonnen haben, dass, nachdem die Canaliſierung der Vororte 
jedenfalls noch längere Zeit in Anſpruch nehmen wird und die 
ſanitären Übelſtände ſpeciell im XIII. Bezirke, die ich am beſten 
kenne, eine Abhilfe dringend nöthig machen, es geboten erſcheint, dieſe 
kleinen Anlagen zu machen, weil, ſelbſt wenn die Sammelcanäle 
gebaut werden, die Röhren, die hier zur Ableitung des Unrathes 
nothwendig ſind, gleichzeitig bei der Anlage der Sammelcanäle 
für die Regenwaſſerableitung verwendet werden können, fo dafs 
die eigentliche Hauptauslage einen Betrag von 6000 bis 7000 fl. 
ausmachen wird. Der Stadtrath hat nun in Erwägung aller dieſer 
Umſtände ſich veranlaſst geſehen, den Bejchlufs zu faſſen, dieſe Station 
heuer noch zur Ausführung zu bringen. In dieſem Sinne ſtelle 
ich den Antrag, der Gemeinderath möge die Erbauung 
der Abladeſtation beſchließen. 

(Vice-Bürgermeiſter Dr. 
den Vorſitz.) 

Gem.-Nath Noſenſtingl (zur Geſchäftsordnung): Ich erlaube 
mir den Antrag zu ſtellen, dieſes Referat auf die nächſte 
Sitzung zu vertagen. Wir ſind jetzt nur ein Theil des 
Gemeinderathes, die Sache iſt aber vom höchſten Intereſſe, nicht 
nur wegen des Preiſes, ſondern ſie bildet auch eine Neuerung, 
und wir werden unterſuchen müſſen, ob es überhaupt angezeigt iſt, 
hier den Bau auszuführen, der im nächſten Frühjahre weggeriſſen 
wird. Ich bitte um die Vertagung. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl: Der Herr Referent hat 
zum Vertagungs-Antrage das Wort. 

Referent: Ich möchte vor allem anderen bemerken, dass von 
einem Wegreißen der Station nicht die Rede ſein kann, denn ich 
bin überzeugt, daſs erſt im Verlaufe von ſechs, acht bis zehn 
Jahren eine Canaliſierung im XII., XIII., XIV. und XV. Bezirk 
vollſtändig durchgeführt ſein wird, wenn die Herren in dieſe Bezirke 
hinausgehen und ſich überzeugen, welche ſanitären Übelſtände dort 
beſtehen, jo werden Sie finden, daſs es dringend nöthig iſt, irgend 
etwas zu thun. Ich bitte auch zu berückſichtigen, das vom Jahre 
1893 an die Vergebung der Abfuhr dieſer Unrathsſtoffe aus den 
Canälen und Senkgruben erfolgen muss uud dafs bis 1893 kein 
Platz mehr vorhanden iſt. Aus dieſem Grunde möchte ich Sie 
bitten, in die Verhandlung des Referates einzugehen. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl: Es iſt der Antrag auf 
Vertagung des in Verhandlung ſtehenden Referates geſtellt. Ich 


Grübl übernimmt 
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bitte die Herren, welche damit einverſtanden ſind, die Hand zu 
erheben. (Geſchieht.) Ich bitte zu zählen. (Geſchieht.) Es iſt die 
Majorität. — Angenommen. 

Die öffentliche Sitzung iſt geſchloſſen und es 
folgt eine vertrauliche Sitzung. 

(Schluſs der öffentlichen Sitzung um 7 Uhr 50 Minuten 
abends.) 


Beſchluſs⸗Protofioll 
der vertraulichen Sitzung des Gemeinderathes der 
k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien 
vom 28. October 1892. 
Vorſitz: 2. Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl. 
1. Gem.-RNath Dr. v. Willing beantragt die Verleihung 
des tarfreien Bürgerrechtes an den Chef der Firma „J. M. 
Schweighofer's Söhne“, k. und k. Hof-Pianofortefabrikanten Herrn 
Karl Schweighofer anlässlich der Feier des 100jährigen 
Beſtandes der Firma. Angenommen.) 
2. Gem.-Nath Dr. Stenzl beantragt die gnadenweiſe Gewäh- 
rung einer Abfertigung. Angenommen.) 
Schluſs der Sitzung. 


Stadtrat. 


Wericht 
über die Stadtraths-Sitzung vom 19. October 1892. 
Vorſitzende: 1. Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter. 
2. Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Grübl. 
Anweſende: Boſchan, v. Neumann, 


v. Götz, Noske, 

v. Goldſchmidt, Rückauf, 

Dr. Hackenberg, Schlechter, 

Dr. Huber, Schneiderhan, 
Kreindl, Dr. Stenzl, 
Dr. Lederer, Vaugo in, 
Matzenauer, Dr. Vogler, 
Meißl, Witzels berger, 
Müller, Wurm. 


Entſchuldigt: St.⸗R. Dr. v. Billing. 

Experten: Magiſtrats-Seeretär Dr. Waas. 
Ingenieur⸗Adjunct Kloſe. 

Schriftführer: Magiſtrats-Secretär Roßner. 


Nach Eröffnung der Sitzung durch den Vice-Rürgermeiſter 
Dr. Grübl macht derſelbe folgende Mittheilungen: 

Antrag des St.⸗R. v. Götz: Der Magiſtrat habe mit thun⸗ 
lichſter Beſchleunigung eine Vorlage wegen Einführung der Gas— 
beleuchtung in den neu hergeſtellten Lehrzimmern in der Volksſchule in 
Neu⸗Penzing zu machen. 

Wird der geſchäftsordnungsmäßigen Behandlung 
zugewieſen. 

Antrag des St.-R. v. Götz: Die neu zu eröffnenden zwei Lehr— 
zimmer in der Volksſchule in Hacking ſeien anpaſſend der jetzigen 
Ausgeſtaltung mit neuen Einrichtungsgegenſtänden zu verſehen. 
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Wird der geſchäftsordnungsmäßigen Behandlung 
zugewieſen. 

St.⸗R. Dr. v. Billing entſchuldigt feine Abweſenheit durch eine 
gleichzeitig ftattfindende Sitzung der n.⸗ö. Landesſchulrathes. 

(Zur Kenntnis.) 

St.-R. Dr. Huber referiert über den Entwurf der zwiſchen 
der Gemeinde Wien und der allgemeinen öſterreichiſchen Elektricitäts— 
Geſellſchaft abzuſchließenden Vertrages wegen Überlaſſung der Straßen 
zur Legung elektriſcher Kabel. 

Die am 6. Juli 1892 abgebrochene Debatte wird fortgeſetzt. 

Der Vorſitzende gibt bekannt, daſs bezüglich des ad § 8 in 
der Stadtraths⸗Sitzung vom 6. Juli l. J. gefaſsten abändernden Be⸗ 
ſchluſſes Bedenken geltend gemacht wurden und leitet die Wiederauf— 
nahme der Debatte über § 8 ein. 

Magiſtrats⸗Secretär Dr. Waas ſtellt den Antrag, es ſei zu 
§ 8 am Schluſſe nachfolgender Zuſatz zu machen: „Es ſteht jedoch 
der Gemeinde frei, den Zeitpunkt der Entfernung zu beſtimmen; 
hiebei ſoll jedoch die Friſt eines Jahres nicht überſchritten werden.“ 
| Diefer Antrag wird angenommen. 

Hierauf wird die Debatte über § 10, und zwar von dem zweiten 
Alinea an fortgeſetzt. 

Referent beantragt folgende Faſſung: 

Dieſe Abgabe beträgt drei Percent (ſchreibe drei Percent) der— 
jenigen Brutto-Einnahmen, welche die Unternehmerin aus dem in Ge— 
mäßheit des § 1 auszuführenden gewerblichen Unternehmen der Lieferung 
elektriſchen Stromes zum Zwecke der Beleuchtung, Kraftübertragung 
und ſonſtigen elektriſchen Vorrichtungen erzielen wird, und zwar in 
Bezug auf die nach § 23 dieſes Vertrages einen integrierenden Be— 
ſtandtheil desfelben bildenden „Bedingungen für die Lieferung des elek— 
triſchen Stromes“ nur von jenen Einnahmen, welche entweder tarif— 
mäßig für die Miete der Elektricitätsmeſſer (§ 6 ebenda), für Lieferung der 
Elektricität und fonftige Verbrauchseinrichtungeu (wie Elektromotoren, 
Ofen u. ſ. w.) (§ 7 ebenda) und für die mietweiſe Beiſtellung von 
Lampen (§ 8 ebenda) oder gemäß beſonderer Vereinbarungen (8 4 
ebenda) erzielt werden. 

Zur Ermittlung der vorbezeichneten Abgabe von den Brutto- 
Einnahmen iſt die unternehmende Firma verpflichtet, je mit Ablauf 
der Kalendervierteljahre der Gemeinde Wien ein Verzeichnis der im 
abgelaufenen Vierteljahre erzielten Brutto-Einnahmen vorzulegen und 
gleichzeitig die entfallende Abgabe an die ſtädtiſche Hauptcaſſa abzır- 
führen. 

Die Gemeinde Wien iſt berechtigt, in alle auf die mehrerwähnten 
Brutto⸗Einnahmen bezüglichen Bücher und Vormerkungen durch ihre 
Organe jederzeit Einſicht zu nehmen, die Richtigkeit zu prüfen und 
ſonach die entfallende Abgabe richtigzuſtellen. 

Ingenieur⸗Adjunct Kloſe beantragt, es ſei in dem zweiten Alinea 
nach den fettgedruckten Worten: „Elektricität und“ einzuſchalten: „für 
die mietweiſe Beiſtellung der Lampen“ und es ſeien in der drittletzten 
und vorletzten Zeile die Worte: „und für die mietweiſe Beiſtellung von 
Lampen“ (§ 8 ebenda) zu ſtreichen. 

Dieſer Antrag wird angenommen; im übrigen 
wird der Referenten-Antrag zum Beſchluſſe erhoben. 

Referent beantragt weiters: 

8 11. 

Wird die Herſtellung einer Leitung oder eines wie immer Namen 
habenden Objectes der elektriſchen Anlage in einem der Gemeinde Wien 
nicht gehörigen Grunde oder an einem derſelben nicht gehörigen Ob— 
jecte beabſichtigt, jo iſt die Unternehmerin verpflichtet, vor Inangriff— 
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nahme der Arbeiten die Zuſtimmung des Eigenthümers des betreffenden 
Grundes oder Objectes zu erwerben und auszuweiſen. 
8 12. 

Wenn die Unternehmerin eine ihr genehmigte Leitungsanlage 
innerhalb eines Jahres vom Tage der erhaltenen Bewilligung nicht 
hergeſtellt haben ſollte, fo iſt die Genehmigung für dieſe Leitungs⸗ 
anlage als erloſchen zu betrachten und für den Fall der wieder beab— 
ſichtigten Ausführung neuerdings im Sinne der Beſtimmungen des 
§ 7 um die Genehmigung hiezu anzuſuchen. 


8 13. 

Die Gemeinde hat das Recht, zu jeder Zeit von dem Zuſtande 
und Betriebe der ſämmtlichen auf Grund dieſes Vertrages errichteten 
Anlagen ſowie der Erzeugungsſtätten und anderer dazugehörigen Ob— 
jecte Kenntnis zu nehmen, ſowie auch, ſo oft ſie es für nothwendig 
erachtet, eine ſpecielle Unterſuchung derſelben, inſoweit eine ſolche Unter— 
ſuchung mit den Beſtimmungen dieſes Vertrages im Zuſammenhange 
ſteht, unter Zuziehung von fachkundigen Organen der Gemeinde oder 
anderen Sachverſtändigen vorzunehmen. 


8 14. 

Die Unternehmerin iſt verpflichtet, die durch die Organe der 
Gemeinde Wien oder durch von der Gemeinde berufene Sachver— 
ſtändige bei den Unterſuchungen conſtatierten Mängel binnen kürzeſter 
Zeit, nach Umſtänden über erfolgte Anordnung fofort, zu beſeitigen. 


815. 

Die Unternehmerin iſt verpflichtet, zur Überwachung der geſammten 
Anlagen einen geregelten Überwachnungsdienſt in der Weiſe einzuführen, 
daſs Gebrechen aller Art ohne unnöthigen Verzug behoben werden 
können. Für dieſen Überwachungsdienſt hat die Unternehmerin eine von 
der Gemeinde zu genehmigende Inſtruction zu verfaſſen. 

Die von der Unternehmerin zur Überwachung der Anlagen Be— 
ſtellten müſſen mit einem Abzeichen und einer leicht erſichtlichen Dienft- 
nummer verſehen ſein, fo daſs dieſelben für das Publicum und für 
die behördlichen Aufſichtsorgane leicht erkenntlich find. 

Dieſe Paragraphe werden nach dem Referenten-Antrage 
angenommen. 

Referent beantragt als § 16: 

8 16. 

Die Überwachung der Einhaltung der Vertragsbeſtimmungen 
hinſichtlich der Anlagen und des Betriebes wird von den von der 
Gemeinde beſtellten Organen oder von ihr berufenen Sachverſtändigen 
gepflogen. 

Die Koſten für die ſeitens der Gemeinde Wien auszuübende 
Controle hat die Unternehmerin zu tragen, und werden dieſelben in 
folgenden Jahres⸗Pauſchalbeträgen beſtimmt: 

1. Bis incluſive 30 km Haupt- und Vertheilungsleitung 


Vf. ̃ ' ↄ 1000 fl. ö. W. 
2. Bis incluſive 35 km Haupt⸗ und Ver⸗ 

theilungsleitunnnz 1100 fl. ö. W. 
3. Bis incluſive 40 km Haupt- und Ver⸗ 

theilungs leitunn geg 1200 fl. ö. W. 
4. Bis incluſive 45 km Haupt⸗ und Ver⸗ 

theilungsleitun am U— ꝛt . 1300 fl. ö. W. 
5. Bis incluſive 50 km Haupt- und Ver⸗ 

theilungsleitung VN“ VNNDTNT“TNhNT LVL 1400 fl. ö. W. 

und fo fort für je weitere p mum 100 fl. ö. W. 

mehr. 
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Die hiernach zu leiſtenden Pauſchalbeträge ſind bis längſtens 
15. Jänner jeden Jahres im vorhinein an die ſtädtiſche Hauptcaſſa 
zu bezahlen. 

St.⸗R. Dr. Lederer beantragt die Streichung der Alinea 2 
und 3. 

Der Referenten-Antrag wird angenommen. 


Referent beantragt als § 17: 


§ 17. 

Bei allen Erhebungen und Unterſuchungen, welche von der Ge— 
meinde durch ihre Organe oder durch von ihr berufene Sachverſtändige 
vorgenommen werden, kann die Unternehmerin ſelbſt oder durch einen 
Abgeordneten intervenieren, um ſich von der entſprechenden Vornahme 
der Unterſuchung die Überzeugung zu verſchaffen. 

Die Unternehmerin iſt daher verpflichtet, dafür Sorge zu tragen, 
daſs über jedesmalige ſchriftliche Aufforderung dieſe Intervention ſofort 
erfolge, widrigenfalls die Abgeordneten der Gemeinde berechtigt ſein 
ſollen, ohneweiters die betreffende Erhebung und Unterſuchung mit 
voller Rechtswirkſamkeit, das heißt jo, daſs das Reſultat dieſer amt- 
lichen Erhebung den vollen Beweis über den Thatbeſtand bildet, vor— 
zunehmen, und es ſoll der Unternehmerin eine Einſprache dagegen 
nicht zuſtehen. Angenommen.) 

Referent beantragt als § 18: 

818. 

Ein wie folgt zuſammengeſetztes Schiedsgericht wird bei einer ſich 
zwiſchen der Gemeinde und der Unternehmerin ergebenden Meinungs- 
differenz 

a) über die nach den Beſtimmungen des § 10 erforderliche Er- 
mittlung der 3percentigen Brutto-Abgabe, 

b) über die zur diesfälligen Feſtſtellung erforderliche Art und 
Weiſe der Buchführung, ſowie deren Einſichtnahme, 

c) in den Fällen, welche in den SS 1, 2, 4, 6 und 7 der 


„Bedingungen“ bezeichnet ſind, die vollkommene rechtsgiltige Entfcheidung 


fällen. 


Das Schiedsgericht beſteht aus fünf Perſonen. Jeder Theil wählt 


zwei Schiedsrichter, dieſe vier Gewählten einen fünften. 

Jener Theil, welcher die Berufung des Schiedsgerichtes wünſcht, 
hat hievon dem anderen Theile ſchriftliche Mittheilung zu machen und 
zugleich ſeine zwei Schiedsrichter namhaft zu machen. 

Binnen drei Tagen nach Zuſtellung der diesfälligen Anzeige hat 
der andere Theil feine zwei Schiedsrichter dem klagenden Theile befannt- 
zugeben, widrigens letzterer auch dieſe beiden Schiedsrichter ernennt. 

Können ſich die vier Gewählten über den von ihnen zu nomi- 
nierenden fünften Schiedsrichter nicht innerhalb drei Tagen nach ihrer 
vom klagenden Theile zu veranlaſſenden Einberufung einigen, ſo wird 
die niederöſterreichiſche Haudels- und Gewerbekammer um Namhaft⸗ 
machung einer Perſon, welche das Schiedsrichteramt zu übernehmen 


richter-Collegium eintritt. 

Dieſes Schiedsgericht wird an keine Proceſsordnung gebunden 
und fällt ſeinen Ausſpruch mit Stimmenmehrheit. Gegen dieſen Aus⸗ 
ſpruch iſt eine Berufung nicht zuläſſig. 

St.⸗R. Dr. Hackenberg beantragt: 

1. Es ſei ein Paſſus in dieſen Paragraph aufzunehmen zur 
Ergänzung für den Fall, als ein gewählter Schiedsrichter das Mandat 


nicht annimmt, ſowie für den Fall der Zurücklegung des Mandates 


ſeitens eines Schiedsrichters, welcher die Wahl angenommen hat; 
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2. es ſei der Schluſsſatz dieſes Paragraphes folgendermaßen zu 
ſtiliſieren: „Beide Theile verzichten auf das Recht der Beſchwerde⸗ 
führung gegen den Ausſpruch des Schiedsgerichtes“. 

Die Anträge Dr. Hackenberg werden angenommen; im 
übrigen wird der Referenten-Antrag angenommen. 

Referent beantragt als § 19: 

8 19. 

Die Unternehmerin unterwirft ſich unter Verzichtleiſtung auf den 
Rechtsweg und auf die Entſcheidung irgend einer anderen Behörde in 
den unten angeführten Fällen, unbeſchadet der Verpflichtungen zum 
Schadenerſatze, den nachfolgenden Conventionalſtrafen: 

a) Wenn die vorgeſchriebene Trace nicht genau eingehalten wird, 
oder wenn die Arbeiten nicht fachgemäß und nach den Angaben der 
Organe der Gemeinde ausgeführt werden, ſo verfällt die Unternehmerin. 
in eine Strafe von 10 bis 100 fl. (ſchreibe: zehn bis einhundert 
Gulden) ö. W. in jedem dieſer Fälle; 5 

b) wenn bei Beſchädigungen, welche an der Straßendecke oder 
an ſonſtigen Objecten durch die Arbeiten der Unternehmerin entſtanden 
find, die Wiederherſtellung nicht ſpäteſtens an dem auf das erwieſene 
Eintreffen der ämtlichen Verſtändigung folgenden Tage, oder, wenn 
die Verſtändigung in der Zeit zwiſchen Mitternacht und 4 Uhr nach— 
mittags erfolgte, nicht an demſelben Tage begonnen oder nicht mit 
der erforderlichen Beſchleunigung fortgeſetzt wird, ſo verfällt die Unter⸗ 
nehmerin in jedem dieſer Fälle in eine Strafe von 10 fl. bis 100 fl. 
(ſchreibe zehn bis einhundert Gulden) ö. W. für jeden Tag der 
Säumnis bis zur vollſtändigen ordnungsmäßigen Beſeitiguug des 
mangelhaften Zuſtandes; 

c) unterläſst die Unternehmerin eine der im § 8 vorgeſchriebenen 
Anzeigen, ſo verfällt ſie in eine Strafe von 10 bis 100 fl. (ſchreibe 
zehn bis einhundert Gulden) ö. W.; 5 

d) wenn dieſelbe die in den SS 9 und 10 bedungenen Nach⸗ 


weiſungen bis zum vorgeſchriebenen Termine nicht vorlegt, fo verfällt 


ſie für jeden Tag der Überſchreitung in eine Strafe von 10 bis 50 fl. 
(ſchreibe zehn bis fünfzig Gulden) ö. W.; 

e) wenn die Unternehmerin die im § 10 vorbehaltene Einſicht 
in die Bücher ſammt Belegen verhindert, ſo verfällt dieſelbe in eine 
Strafe von 100 bis 500 fl. (ſchreibe einhundert bis fünfhundert 
Gulden) ö. W. für jeden einzelnen Fall der Verweigerung; 

f) wenn die Unternehmerin die Beſtimmungen der 88 1, 2 
und 10 der Bedingungen nicht einhält, und zwar im Falle der Ver⸗ 
weigerung eines Anſchluſſes oder der Einhebung höherer als der ge— 
nehmigten Preiſe für Abzweigungsarbeiten, ſo verfällt ſie in eine 


Strafe bis zu 300 fl. (ſchreibe dreihundert Gulden) 6. W. für jeden. 
einzelnen Fall und im Falle der Unregelmäßigkeit der Betriebsſpannung 


(8 1 der Bedingungen) in eine Strafe bis zu 50 fl. (ſage fünfzig 
Gulden) ö. W. für jeden Tag, an welchem ein derartiger Mangel 


3 f n f erhoben wurde; 
bereit iſt, angegangen, welche Perſon ſohin als fünfter in das Schieds- 


g) wenn die Unternehmerin einem ihr von der Gemeinde nach 


5 14 des Vertrages ertheilten Auftrage innerhalb der beſtimmten Zeit 
nicht nachkommt, ſo verfällt dieſelbe in eine Strafe von 5 bis 500 fl. 
(ſchreibe fünf bis fünfhundert Gulden) ö. W. für jeden einzelnen Fall 


der Verzögerung. 
Vorſtehende Strafbeſtimmungen finden keine Anwendung, wenn 


die Nichterfüllung der Vertragspflicht ohne ein Verſchulden der Unter⸗ 
nehmerin oder ihrer Beſtellten herbeigeführt wird, wobei jedoch der. 
Nachweis, dass auf Seiten der Unternehmerin oder ihrer Beſtellten 


kein Verſchulden eingetreten ſei, von dieſer zu erbringen iſt. 
5 0 j 
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St.⸗R. Dr. Vogler beantragt, in dem erſten Alinea nach dem 
Worte „Schadenerſätze“ einzuſchalten: „und unbeſchadet der der Ge 
meinde zuſtehenden weiteren Rechte“. 

St.⸗R. Boſchan beantragt die Streichung der Wiederholung 


der Ziffernbeträge in Worten. 

Der Antrag Dr. Vogler wird angenommen; desgleichen 
im übrigen der Referenten-Antrag. Der Antrag Boſchan 
wird abgelehnt. 

Referent beantragt weiters: 

8 20. 

Das Straferkenntnis nach dem im § 19 vorgeſchriebenen Aus- 
maße fällt der Magiſtrat und wird ſelbes der Unternehmerin ſchriftlich 
bekanntgegeben, welcher es übrigens freiſteht, innerhalb acht Tagen vom 
Tage der Zuſtellung den Recurs an den Stadtrath zu ergreifen. 

Die Unternehmerin hat binnen drei Tagen nach Zuſtellung des 
Erkenntniſſes, oder im Recursfalle nach Zuſtellung der Entſcheidung 
des Stadtrathes, den Strafbetrag bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa zu 
bezahlen, widrigens die Gemeinde berechtigt iſt, denſelben von der 
Caution in Abzug zu bringen, und ſohin iſt die Unternehmerin ge⸗ 
halten, die Caution ſofort zu ergänzen. 

8 21. 

Die Unternehmerin haftet für allen Schaden, welcher durch ihre 
oder ihrer Beſtellten Verſchulden an privatem, ſtädtiſchem oder öffent⸗ 
lichem Eigenthume verurſacht wird, und hat, wenn diesfalls Entſchädi⸗ 
gungsanſprüche an die Gemeinde Wien erhoben werden, derſelben 
Vertretung und Schadloshaltung zu leiſten und dieſelbe vollkommen 
klag⸗ und ſchadlos zu ſtellen. Der Beweis, daſs bei derartigen Be⸗ 
ſchädigungen an ſtädtiſchem Eigenthume auf Seite der Unternehmerin 
oder ihrer Beſtellten ein Verſchulden nicht unterlaufen ſei, iſt von der 
Unternehmerin zu erbringen. 

8 22. 


Die Unternehmerin iſt verpflichtet, den Bau ihrer Erzeugungs⸗ 
ftätte für die Elektrieität innerhalb eines und eines halben Jahres, 
vom Tage des Abſchluſſes dieſes Vertrages gerechnet, in Angriff zu 
nehmen und dieſe Arbeiten derart zu beſchleunigen, dass der Betrieb, 
wenn auch nur im theilweiſen Umfange der ertheilten Coneeſſion, 
ſpäteſtens nach Ablauf des dritten Jahres vom Tage des Vertrags⸗ 
abſchluſſes begonnen werden kann, und ſohin den Betrieb wirklich zu 
beginnen, widrigenfalls der gegenwärtige Vertrag als erloſchen zu be- 
trachten iſt. 

Sollte die Unternehmerin den bereits begonnenen Betrieb, ohne 
durch höhere Gewalt (vis major) dazu gezwungen zu fein, gänzlich 
einſtellen, ſo iſt die Gemeinde berechtigt, wenn dieſer Fall vor dem 
1. Juli 1904 eintritt, dieſen Vertrag aufzulöſen und die Unternehmerin 
zu verhalten, alle bereits im ſtädtiſchen Grunde liegenden Leitungen 
und anderen Anlagen unter Beobachtung der Beſtimmungen des 8 8 
dieſes Vertrages innerhalb eines Jahres vom Tage der erfolgten Auf- 
forderung hiezu zu beſeitigen; wenn aber dieſer Fall erſt nach dem 
1. Juli 1904 eintreten ſollte, den Vertrag als aufgelöst zu betrachten 
und entweder die Unternehmerin nach den vorſtehenden Beſtimmungen 
zur Beſeitigung aller Anlagen zu verhalten oder aber ſofort ohne 
Kündigung von den Beſtimmungen dieſes Vertrages Gebrauch zu 
machen, welche für jenen künftigen Optionstermin (88 2 und 4), der 
auf die Zeit der Betriebseinſtellung zunächſt folgt, rückſichtlich für den 
Ablauf der Vertragsdauer G 3) feſtgeſetzt find. 

Sollte die nach dieſen Beſtimmungen von der Unternehmerin 
vorzunehmende Beſeitigung der oberwähnten Leitungsanlagen innerhalb 
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eines Jahres nicht erfolgen, fo ſteht es der Gemeinde frei, die Ent- 
fernung der genannten Objecte auf Gefahr und Koſten der Unter⸗ 
nehmerin durch wen immer bewirken zu laſſen und ſich aus der von 
derſelben erlegten Caution, ſowie aus deren weiterem Vermögen ſchadlos 
zu halten, wobei das bei dieſer Beſeitigung gewonnene Materiale der 
Leitungsanlagen unentgeltlich in das Eigenthum der Gemeinde übergeht. 
Der Gemeinde ſteht es frei, die Beſeitigung der ganzen gedachten An⸗ 
lagen oder nur eines Theiles derſelben zu unterlaſſen, und geht in 
jedem Falle alles im ſtädtiſchen Grunde befindliche Eigenthum der 
Unternehmerin an die Gemeinde über, daher der Gemeinde das Recht 
zuſteht, die beſtehenden Anlagen ſodann ohne alle Entſchädigung als 
ihr Eigenthum entweder ſelbſt zu benützen oder durch andere benützen 
zu laſſen. 
§ 23. 


Bei Abgabe elektriſcher Ströme ſowohl an Behörden als an 
Privatperſonen iſt die Unternehmerin an die dieſem Vertrage an⸗ 
geſchloſſenen und einen integrierenden Beſtandtheil desſelben bildenden 
„Bedingungen für die Lieferung von elektriſchem Strom“ gebunden. 


8 24. 


Als Pfand zur Sicherſtellung aller der Gemeinde Wien aus 
dieſem Vertrage zuſtehenden Rechte leiſtet die Unternehmerin bei Ab⸗ 
ſchluſs dieſes Vertrages eine Caution von 10.000 fl. (ſchreibe zehn⸗ 
tauſend Gulden) ö. W., welche entweder in barem oder in hörſe— 
mäßigen, von der Gemeinde Wien als zur Caution für zuläſſig 
erkannten Werteffecten bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa zu erlegen iſt. 

Sollte die Länge der Haupt- und Vertheilungsleitungen im 
ſtädtiſchen Grunde 10.000 m (ſchreibe zehntauſend Meter) überſchreiten, 
ſo iſt dieſe Caution um 1000 fl. (ſchreibe eintauſend Gulden) ö. W., 
für jede Mehrlänge der Haupt- und Vertheilungsleitung von 500 m 
(ſchreibe fünfhundert Meter) zu erhöhen. 

Ebenſo hat ſie für die Ergänzung der Cautiou im Falle der 
gänzlichen oder theilweiſen Einziehung zu ſorgen. 

Die Unternehmerin verpflichtet ſich, auf dem zur Einlöſung ſeitens 
der Gemeinde (88 3, 4 5 und 22) unterliegenden Immobilienbeſitze 
auf Verlangen der Gemeinde die Beſchränkung des Eigenthums dahin, 
daſs bezüglich dieſer Immobilien im Grunde dieſes Vertrages die Ver⸗ 
pflichtung beſteht, ſie der Gemeinde Wien im Sinne der Beſtimmungen 
dieſes Vertrages (SS 3, 4, 5 und 22) zu übergeben, und dafs die 


Unternehmerin ſich des Rechtes begibt, dieſe Immobilien ohne Zu— 


ſtimmung der Gemeinde zu belaſten oder an jemand anderen als den. 
Rechtsnachfolger in dieſem Vertrage ($ 26) zu veräußern, grund— 
bücherlich anmerken, eventuell auf dieſen Realitäten die Verbindlichkeit, 
dieſelben an die Gemeinde Wien nach den Beſtimmungen der SS 3, 
4, 5 und 22 dieſes Vertrages abzutreten und ſich des Rechtes zu 
begeben, dieſe Realitäten ohne Zuſtimmung der Gemeinde zu belaſten 
oder an jemand anderen als den Rechtsnachfolger in dieſem Vertrage 
($ 26) zu veräußern, zu Gunſten der Gemeinde Wien einverleiben 
zu laſſen. 

Die Unternehmerin verbindet ſich, auch der Gemeinde Wien auf 
deren Verlangen eine abgeſonderte, in grundbuchsmäßiger Form aus⸗ 
geſtellte Erklärung zu behändigen, welche die Gemeinde berechtigt, die 
vorerwähnten Grundbuchshandlungen nöthigenfalls auch ohne Einver— 
nehmen der Unternehmerin vorzunehmen oder vornehmen zu laſſen. 

§ 25. 
Durch den gegenwärtigen Vertrag erwächst der Unternehmerin kein 
dingliches Recht und ebenſo kein ausſchließliches Recht auf die Benützung 
des ſtädtiſchen Grundes zur Herſtellung von elektriſchen Anlagen und 
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bleibt ſonach der Gemeinde das unbeſchränkte Recht gewahrt, in eben 
denſelben von der Unternehmerin benützten ſtädtiſchen Gründen entweder 
ſelbſt elektriſche Anlagen herzuſtellen oder anderen Unternehmern die 
Legung von Leitungen zum Behufe der Abgabe und Vertheilung von 
elektriſchem Strome für Zwecke elektriſcher Beleuchtung, Heizung, Kraft⸗ 
transmiſſion und alle anderen Zwecke, zu welchen elektriſcher Strom 
angewendet werden kann, zu geſtatten. 

In dem letzteren Falle iſt jedoch die Unternehmerin berechtigt zu 
verlangen, dass alle jene Erleichterungen und Begünſtigungen, welche 
in Rückſicht auf die Anlage und den Betrieb der elektriſchen Leitung 
in techniſcher Beziehung, oder welche in Rückſicht auf die für die Be⸗ 
nützung ſtädtiſchen Grundes zu entrichtenden Abgaben in finanzieller 
Beziehung dritten Perſonen oder Geſellſchaften, die in gleicher Weiſe 
wie die Unternehmerin an alle ſich meldenden Perſonen elektriſchen 
Strom abgeben, in Zukunft gewährt werden, inſoferne und inſoweit 
als dieſe Erleichterungen und Begünſtigungen die Abgabe elektriſchen 
Stromes in Wien betreffen, auch für ſie zu gelten haben und ihr, 
wenn ſie darum anſucht und ſoweit es in Anſehung der techniſchen 
Erleichterungen aus techniſchen Gründen zuläffig iſt, zugeſtanden werden, 
wenn dieſelbe bereit iſt, jene Bedingungen zu erfüllen, welche die be⸗ 
treffenden dritten Perſonen oder Geſellſchaften zugeſtanden haben. 

Dieſe Anträge werden angenommen. 


Referent beantragt als § 26: 
8 26. 


Die Unternehmerin verpflichtet ſich, bei der Herſtellung und dem 
Betriebe ihrer Anlagen die Materialien, Maſchinen und ſonſtigen 
Erforderniſſe im Inlande ſich zu beſchaffen, oder doch nur mit Zu— 
ſtimmung der Gemeinde aus dem Auslande zu beziehen und auf die 
Verwendung von heimiſchen Arbeitskräften thunlichſt Rückſicht zu nehmen. 

St.⸗R. Ritt. v. Gold ſchmidt beantragt, den Referenten⸗Antrag 
dahin zu modificieren, daſs der Geſellſchaft nur die Pflicht auferlegt 
werde, bei Beſchaffung der Materialien, Maſchinen und ſonſtigen Er⸗ 
forderniſſe auf das Inland thunlichſt Rückſicht zu nehmen. | 

Bei der Abſtimmung wird der Referenten⸗Antrag, inſoferne hie⸗ 
durch der Geſellſchaft die Verpflichtung auferlegt werden will, die 
Materialien, Maſchinen und ſonſtigen Erforderniſſe nur im Inlande 
zu beziehen oder doch nur mit Bewilligung der Gemeinde aus dem 
Auslande kommen zu laſſen, mit allen gegen fünf Stimmen abge⸗ 
lehnt, der Antrag v. Goldſchmidt jedoch (vorbehaltli der 


Stiliſierung) angenommen. Im übrigen wird der Referenten⸗ 


Antrag angenommen. 


Referent beantragt als § 27: 
8 27. 


Die Unternehmerin kann nur mit Zuſtimmung der Gemeinde 
Wien ihre Rechte und Pflichten aus dieſem Vertrage an eine andere 
oder an mehrere Perſonen oder Geſellſchaften übertragen. 

(Angenommen.) 


Referent beantragt als § 28: 
8 28. 


Wenn die Unternehmerin in Concurs verfällt, jo ſteht der Ge⸗ 
meinde das Recht zu, den Vertrag ſofort für aufgelöst zu erklären. 
Die Gemeinde kann in dieſem Falle nach ihrer Wahl das Unternehmen 
nach Maßgabe der Beſtimmungen der 88 4 und 5 übernehmen oder 
verlangen, dafs die im ſtädtiſchen Grunde befindlichen Leitungen und 
anderen Anlagen unter Beobachtung der Beſtimmungen des § 8 inner⸗ 
halb eines Jahres vom Tage der Aufforderung beſeitigt werden. 
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Im Falle der Auflöſung oder Liquidierung der Allg. öſterr. 
Elektricitäts-Geſellſchaft erliſcht das Vertragsverhältnis 
nicht; doch haben ihre Rechtsnachfolger über Aufforderung der Ge- 
meinde binnen zwei Monaten die ausdrückliche Erklärung an die Ge⸗ 
meinde Wien abzugeben, ob fie das Unternehmen fortſetzen und in 
dieſen Vertrag eintreten wollen oder nicht. Im Falle binnen der ge⸗ 
ſtellten Friſt eine verneinende oder keine Erklärung erfolgt, ſollen, je 
nachdem die eine oder andere der bezeichneten Eventualitäten in die 
Zeit vor dem 1. Juli 1904 fällt oder erſt nach dem 1. Juli 
1904 eintritt, diefelben Folgen platzgreifen, welche im $ 22 an den 
Nichtbeginn und die ſaumſelige Ausführung der Herſtellungen der 
Anlagen und an die Einſtellung des Betriebes derſelben geknüpft ſind. 

St⸗R. Boſchan ſtellt den Zuſatz⸗Antrag: 

Wenn die Geſellſchaft ihr Geſchäft im Wege der Liquidierung 
auflöst, hat die Beſtimmung des § 27 Anwendung zu finden. 

Antrag Boſchan und Referenten-Antrag ange⸗ 
nommen. 


Referent beantragt weiters: 
8 29. 


Mit dem Vertrage vom 14. October 1887 wurde der Firma 
Siemens & Halske das Recht ertheilt, von der elektriſchen Central⸗ 
ſtation I. Bezirk, Neubadgaſſe Nr. 6 und Körblergaſſe Nr. 3, in den 
ſtädtiſchen Straßen ꝛc. des damaligen Gemeindegebietes von Wien 
Elektricitätsleiungen ſammt allem Zugehör zu legen, und mit dem 
Nachtrags⸗Übereinkommen vom 27. April 1891 hat die Gemeinde 
Wien ihre Zustimmung ertheilt, daſs alle Rechte und Pflichten aus 
dieſem Vertrage vom 14. October 1887 an die Allgemeine bſterreichiſche 
Elektricitäts⸗Geſellſchaft übertragen wurden. 

Bezüglich dieſes Vertrages vom 14. October 1887, rückſichtlich 
des Nachtrags⸗Übereinkommens vom 27. April 1891 haben nunmehr 
die Gemeinde Wien und die Allgemeine öſterreichiſche Electricitäts⸗ 
Geſellſchaft anläſslich des gegenwärtigen Vertrages folgende Verein⸗ 
barungen getroffen: 

a) die mit dem Vertrage vom 14. October 1887, rückſichtlich 
dem Nachtrags⸗ Übereinkommen vom 27. April 189 1 eingeräumte 
Straßenbenützung wird auf das heutige Gemeindegebiet von Wien 
ausgedehnt; 

b) die Allgemeine öſterreichiſche Elektricitäts⸗Geſellſchaft unter⸗ 
wirft ſich in Anſehung dieſes ihr eingeräumten Rechtes zur Straßen⸗ 
benützung von heute ab allen Beſtimmungen, wie fie in den SS 3, 4 
und 7 bis einſchließlich 21, 22, Alinea 2 und 3, 25 und 26 des 
gegenwärtigen Vertrages feſtgeſetzt worden ſind; 

c) die Allgemeine öſterreichiſche Elektricitäts⸗Geſellſchaft unter⸗ 
wirft ſich vom Tage des Betriebsbeginnes der im II. Bezirke, Obere 
Donauſtraße Nr. 23 zu errichtenden elektriſchen Centralſtation, auch 
in Anſehung der Centralſtation im I. Bezirke, Neubadgaſſe Nr. 6 und 
Körblergaſſe Nr. 3, den mit gegenwärtigem Vertrage (§ 23) normierten 
„Bedingungen für die Lieferung von elektriſchem Strom“, erhält aber 
von der Gemeinde Wien die Berechtigung, auch ſchon mit einem früheren 
Zeitpunkte nach den neu normierten Bedingungen elektriſchen Strom 
abzugeben und zu verkaufen; 

d) die Gemeinde Wien verlängert das der Allgemeinen öſter⸗ 
reichiſchen Elektricitäts⸗ Geſellſchaft mit dem Vertrage vom 14. October 
1887, reſp. dem Nachtrags⸗Übereinkommen vom 27. April 1891 zu⸗ 
geftandene Recht zur Straßenbenützung unter der Vorausſetzung, dass 


die elektriſche Station im II. Bezirke, Obere Donauſtraße Nr. 23, 
4 * 


2662 
vertragsmäßig gebaut und in Betrieb geſetzt wird, auf eben die nämliche 
Zeit, welche mit dem gegenwärtigen Vertrag ee eingeräumt wird, und 
wird unter der gleichen Vorausſetzung auch das ihr vertragsmäßig 
zuſtehende Einlöſungsrecht nur für beide Stationen gleichzeitig zu den 
im gegenwärtigen Vertrage feſtgeſetzten Terminen und unter den daſelbſt 
normierten Bedingungen ausüben; 

e) unter der nämlichen Vorausſetzung der Betriebseröffnung der 
Station im II. Bezirke iſt die im § 24 beider Verträge vorgeſehene 
Ergänzung der Cautionen einheitlich für beide Verträge zu berechnen 
und zu erlegen. 

§ 30. 

Beide Contrahenten verzichten auf die Beſtreitung dieſes Vertrages 
wegen Verkürzung über die Hälfte des wahren Wertes. (S 934 des 
a. b. G.⸗B.) 

§ 31. 
Die Unternehmerin unterwirft ſich in allen aus dieſem Vertrage 


entſpringenden Streitigkeiten, inſoweit dieſelben nicht dem Schieds⸗ 
Unternehmerin durch höhere Gewalt (vis major), Arbeiterſtrikes oder 


gerichte vorbehalten ſind, dem Gerichtsſtande der Gemeinde Wien. 
8 32. 

Die Unternehmerin trägt alle aus dieſem Rechtsgeſchäfte erwach⸗ 
ſenden Stempel⸗ und Staatsgebüren ſowie alle Gebüren für die in 
dieſem Vertrage vorgeſehenen grundbücherlichen Eintragungen, des— 
gleichen auch die Legaliſierungsgebüren und die Auslagen zu den 
Quittungen für die an die Gemeinde Wien abzuführenden Beträge. 

§ 33. 

Von dieſem Vertrage wurde ein Original errichtet und von der 
Gemeinde Wien zurückbehalten. 

Der Allgemeinen öſterreichiſchen Elektricitäts⸗Geſellſchaft wird 
auf Verlangen und auf ihre Koſten eine vidimierte Abſchrift aus⸗ 
gefertigt. 

Urkund deſſen nachſtehende legaliſierte Fertigungen. 

Wien, am 1892. Angenommen.) 

Referent beantragt weiters: 

Bedingungen für die Lieferung von elektriſchem Strom. 


81. 

Die Unternehmerin iſt verpflichtet, in jenen Straßen und Plätzen, 
in welchen ſie Kabel gelegt hat, an jedermann unter nachſtehenden 
Bedingungen Elektricität abzugeben, inſoweit die Leiſtungsfähigkeit der 
Central⸗Station vorhanden iſt oder erhöht werden kann. Die Leiſtungs⸗ 
fähigkeit iſt zu erhöhen, ſobald der neu angemeldete Mehrconſum 
50.000 Watt erreicht haben wird. 

Durch die Abgabe von Elektricität an einen Conſumenten dürfen 
keine Störungen zum Nachtheile anderer Conſumenten verurſacht 
werden, widrigens die Unternehmerin berechtigt iſt, die Abgabe von 
elektriſchem Strom an den betreffenden Conſumenten inſolange zu ver⸗ 
weigern, bis von demſelben zur eee dieſer Störungen wirkſame 
Vorkehrungen getroffen ſind. 5 

In diesbezüglichen Streitfällen zwiſchen der Unternehmerin und 
dem Abnehmer entſcheidet das Stadtbauamt, welchem ſeitens der Unter⸗ 
nehmerin die Gründe der Verweigerung der Stromabgabe anzugeben ſind. 

Wenn aber in einer Straße oder in einer Straßenſtrecke, wo 
ein Kabel noch nicht liegt, die Abgabe von Elektricität verlangt wird, 
ſo tritt die Verpflichtung der Abgabe nur dann ein, wenn pro 1 5 
Meter Leitungstrace, von dem nächſten Vertheilungskaſten gemeſſen, 
ein Verbrauch von mindeſtens 150 Watt zugeſichert wird. 


— a 
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Die Unternehmerin iſt zur ununterbrochenen Abgabe von Elektricität 
verpflichtet. ö 

Im Kabelnetze muss die normierte Betriebsſpannung in möglichſter 
Gleichmäßigkeit vorhanden ſein, und ſind größere Schwankungen als 
10 Percent unter oder über die von der Geſellſchaft jeweils normierte 
und zu verlautbarende Betriebsſpannung nicht zuläſſig. Plötzliche 
Schwankungen durch Kurzſchlüſſe ꝛc., wenn dieſelben ſich nach Verlauf 
von 15 Minuten ausgeglichen haben, ſollen nicht beanſtändet werden. 

Die Unternehmerin hat an entſprechenden Punkten geeignete 
Spannungs⸗Meſsapparate anzubringen, um den Organen der Gemeinde 
die Möglichkeit zu bieten, die Betriebsſpannung im Kabelnetze jederzeit 
überwachen zu können. 

Die Stellen, wo derartige Apparate anzubringen ſind, werden 
im Einvernehmem zwiſchen der Gemeinde Wien und der Unternehmerin 
beſtimmt. Sollte dieſes Einvernehmen nicht erzielt werden, ſo entſcheidet 
das im § 18 vorgeſehene Schiedsgericht. 

Alle dieſe Verpflichtungen hören auf, wenn und inſolange die 


unverſchuldete Betriebsſtörung verhindert iſt, elektriſchen Strom zu 
erzeugen und abzugeben. ( Angenommen.) 


(Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter übernimmt den 
Vorſitz.) 

Referent beantragt weiters als §S 2: 

§ 2. 

Die Herſtellung der Anſchlüſſe von den in der Straße liegenden 
Leitungen, und die Herſtellungen ſämmtlicher Leitungen mit ihren 
zugehörigen Theilen bis einſchließlich der im Innern der Häuſer und 
Wohnungen gelegenen Elektricitätsmeſſer werden ausſchließlich von der 
Unternehmerin, beziehungsweiſe von den von derſelben hiefür bezeichneten 
Sub⸗Unternehmern auf Verlangen und für Rechnung des Abnehmers 
bewirkt; der Abnehmer enthält dadurch keineswegs das Eigenthumsrecht, 
ſondern nur das Recht der Benützung der ihm gelieferten Einrichtung, 
jedoch lediglich zum Bezuge der Elektricität aus den von der Unter: 
nehmerin hergerichteten Elektricitätsquellen. 

Die Gemeinde behält ſich das Recht vor, zu verlangen, dafs 
dieſe Herſtellungen nur zu jenen Preiſen gemacht werden, welche von 
Jahr zu Jahr zwiſchen der Gemeinde und der Unternehmerin ver- 
einbart werden. 


Im Falle eine ſolche Vereinbarung nicht zuſtande kommen ſollte, 
entſcheidet das Schiedsgericht (§S 18 des Vertrages). 

Die Unternehmerin haftet für die ſolide und zweckmäßige Aus⸗ 
führung dieſer Herſtellungen. Abänderungen und Ausbeſſerungen ſolcher 
Leitungen, ſowie Inſtandſetzung von außer Betrieb geſtandenen Leitungen 
ſind durch die Unternehmerin auf ihre Koſten auszuführen; auf Koſten 
des Abnehmers in dem Falle, wenn die Abänderungen oder Aus— 
beſſerungen durch ein Verſchulden des Abnehmers oder deſſen Beſtellten 


| verurſacht werden. 


Die Herſtellung aller Anlagen und Vorrichtungen hinter dem 
Elektricitätsmeſſer, ſowie deren Abänderung und Ausbeſſerung bleibt 
der freien Concurrenz überlaſſen. (Angenommen.) 

Referent beantragt als 8 3: 

8 3. 

Inſolange als eine geſetzliche Vorſchrift für elektriſche Starkſtrom⸗ 

Anlagen nicht beſteht und eine ämtliche Prüfung ſolcher Anlagen im 


allgemeinen nicht vorgenommen wird, hat die Unternehmerin die Pflicht, 
eine bündige, leichtfaſsliche Belehrung für die der freien Concurrenz 
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überlaſſenen Anlagen herauszugeben und alle jene Anlagen dieſer Art, 
welche nicht durch die Geſellſchaft ausgeführt wurden, vor Anſchluſs 
an die Zuleitung einer Prüfung auf genügende Sicherheit zu unter⸗ 
ziehen. 


Auch iſt die Geſellſchaft berechtigt, dieſe Anlagen hinſichtlich des 


regelrechten Functionierens der Lampen und ſonſtiger Verbrauchsapparate 
zu prüfen. Dieſe Prüfung ändert nichts an der Verantwortlichkeit des 
ausführenden Inſtallateurs. 


Die oberwähnte Belehrung hat die Unternehmerin vor der Hinaus 
gabe an die Erwerbsleute der Gemeinde Wien zur Genehmigung vor⸗ 
zulegen. 

Fällt das Ergebnis der Prüfung einer Anlage nicht entſprechend 
aus, fo hat die Unternehmerin den Anſchluſs zu verweigern. 


In ſtreitigen Fällen entſcheidet das Stadtbauamt, welchem ſeitens 
der Unternehmerin die Gründe der Verweigerung anzugeben ſind. 

Die Koſten der Amtshandlung hat der ſachfällige Theil zu tragen. 

Für die Vornahme oberwähnter Prüfung kann die Unternehmerin 
eine Gebür einheben, welche aus einem feſten Satze von 10 fl. und 
einer Zuſchlagstaxe von 50 kr. per Hektowatt des Geſammtverbrauches 
der Anlage beſteht. 

Das Anſchließen der Innen⸗Anlage an die Zuleitung hat die 
Unternehmerin in allen Fällen koſtenfrei vorzunehmen. 

Nach dem Inkrafttreten von geſetzlichen Vorſchriften für elektriſche 
Starkſtrom⸗Anlagen und nach ſtattgefundener Organiſierung eines 
beſonderen behördlichen Überwachungsdienſtes für elektriſche Anlagen 
entfällt die Verpflichtung oberwähnter Prüfungen, ſomit auch das Recht 
auf Einhebung obiger Prüfungsgebür. 

Es wird die Debatte über § 3 abgebrochen und die Sitzung 
geſchloſſen 


Bezirksausſchüſſe. 
III. Bezirk (Landſtraße). 


(Matthäus Mayer'ſche Stiftung.) Von Seite der 
Vorſtehung des III. Gemeindebezirkes Landſtraße kommen am 
24. December 1892 die Intereſſen der Matthäus Mayer'ſchen 
Stiftung, jährlicher 117 fl. 60 kr. an einen mittelloſen 
braven Techniker zu verleihen; derſelbe mufs nach den ſtift— 
brieflichen Beſtimmungen nach Wien zuſtändig, Hörer an 
der Wiener techniſchen Hochſchule ſein und ſich mit der 
Vorzugsclaſſe ausweiſen können. Nach dem Wortlaute des Stift— 
briefes haben Techniker des III. Bezirkes, namentlich der ehemaligen 
Vorſtadt Weißgärber unbedingt den Vorzug, auch kann der betheilte 
Techniker bei gleicher Eigenſchaft in dem dem Betheilungsjahre 
folgenden Studienjahre berückſichtigt, jedoch der Stiftungsgenufs 
nicht öfter als zweimal an einen und denſelben Techniker verliehen 
werden. Die diesfälligen Geſuche find mit dem Wohnungs-, Sitten⸗, 
Mittelloſigkeits⸗ und Studienzeugniſſe, ſowie mit dem Ausweis 
über die hierortige Zuſtändigkeit bis 10. December l. J. in 
der Kanzlei des III. Bezirkes, Gemeindeplatz Nr. 3, 1. Stod zu 
überreichen. 
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Allgemeine Machrichten. 


Hauptvoranſchlag der Stadt Wien pro 1893. 


In mehreren außerordentlichen Sitzungen hat der Magiſtrat 
den von der ſtädtiſchen Buchhaltung vorgelegten Budget⸗Entwurf 
für das Verwaltungsjahr 1893 berathen und es ſtellt ſich das 
Präliminare, den Beſchlüſſen des Magiſtrats-Gre⸗ 
miums gemäß, in folgender Weiſe dar: 

Das Geſammt-Erfordernis beträgt 33,921.620 fl. 

Dieſes ſoll bedeckt werden: 


1. Durch die eigenen Einnahmen 11,085.700 fl. 
2. Durch die Steuern und Umlagen im bis— 

herigen Ausmaßnttteceee 19,374.400 fl. 
3. Durch Heranziehung des Theilbetrages aus 

den Caſſabeſtändensn m 1,600.000 fl. 


4. Durch Aufnahme einer ſchwebenden Schuld 
für die Auslagen aus Anlajs der Erweiterung 
der Hochquellenwaſſerleitung, mit welchen Aus⸗ 
lagen das currente Budget nicht zu belaſten iſt 1,713.000 fl. 


Summe . 33, 773.100 fl. 


Der hiernach noch unbedeckte Reſt von.. 148.520 fl. 
ſoll durch Verkauf von Wertpapieren aus dem Reſervefonde der 
Gemeinde Wien bedeckt werden. 

An Wertpapieren beſitzt die Gemeinde gegenwärtig 

3,121.427 fl. 80 kr. 

An Caſſabeſtänden 2,100.000 fl. — kr. 

Es wäre alſo von den Wertpapieren nur der genannte geringe 
Betrag von 148.520 fl. zu verwenden. Von den Caſſabeſtänden 
bleibt ein Betrag von 500.000 fl. übrig. 

Das Geſammt-Erfordernis per 33.921.620 fl. vertheilt ſich 


in nachſtehender Weiſe: 

1. Allgemeine Verwaltun 2 2 2 oo nern 3,871.720 fl 
e, ee ac ce 56.340 „ 
„ Ochteindebermögen 4.3. 2,4... ne era 2,375.390 „ 
4. Gemeindeſchullddt . 5,324.460 „ 
„ Sicherheitsweſe n ne 978.560 „ 
6. Offentliche ArbeitennQeyenen 8, 163.020 „ 
7. Markt⸗Approviſionierungsweſen Beer Messing nen Ne ee 1,362.620 „ 
ne, a are er 


9. Armenweſen 
Cultusangelegenheiten 
. Unterrichtsweſen 


u... „% „% % „% „% „% „ „% FL FL „„ „„ * 


0 . . 0 - „„ % „„ „„ „„ „„ „„ 


«9c „% „% „% % „% „ % : „%ũm Ln „% „ „„ „ 


12. Conſeriptions⸗ und Militär angelegenheiten 178010 1 
13. Ausgaben für verſchiedene, hier nicht enthaltene Zwecke .. 651.650 „ 
Approviſtonierung. 

(Der tägliche Fleiſchmarkt.) 

(In der Großmarkthalle eingelangte Fleiſch— 


waren vom 23. bis 29. October 1892.) 
1. Fleiſchſendungen: 
a) Für den täglichen Fleiſchmarkt. 


Rindfleiſch. . 232.376 Kg. (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 165.611, 
aus Ober⸗Oſterreich — 4171; aus Mähren 
— 12732; aus Galizien — 45.284; aus 
Ungarn — 3590; ans Croatien 196; aus 
der Bukowina — 791 Kg.) 

(Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 2542; aus 
Mähren — 14; Galizien — 3093; aus 
Ungarn — 18; aus der Bukowina — 150 Kg.) 


Kalbfleiſch. . . 5.799 „ 


Die Zufuhr an Fleischwaren war ſtärker als in der Vorwoche; 
der Marktverkehr nicht beſonders lebhaft und haben zum Wochen⸗ 
ſchluſſe, mit Ausnahme des Rindfleiſches, die Preiſe ſämmtlicher 
übrigen Fleiſchwareu galiziſcher Provenienz einen Rückgang von 
2 bis 6 kr. per Kilo erfahren. 


** 


(Pferdemarkt vom 25. October 1892.) 


Zum Verkaufe wurden gebracht: 430 Pferde. 
Preis: für Gebrauchs pferde 90—390 fl. per Stück, 
„ Schlachtpferde 16—52 fl. „ „ 


Der Markt war ſehr lebhaft. 


* * 
* 


(Pferdemarkt vom 28. October 1892.) 


Zum Verkaufe wurden gebracht: 369 Pferde. 
Preis: für Gebrauchspferde 
„ Schlachtpferde 26 — 70 „ „ 8 


Der Markt war ſehr lebhaft. 


. 8 0 ee 


989 W w — 5 0 


80—400 fl. per Stück, 
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Schaffleiſch . 23.657 Kg. Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 152; aus | Detailpreiſe in der Woche vom 23. bis 29. October 1892: 
Mähren — 81; aus Galizien — 21.277; aus 
Ungarn — 311; aus Bukowina — 1836 Kg.) 8 wurden 370 Pferde.) 
Schweinfleiſch 26.750 1 (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 20.230; aus Vorderes Pferdefleiſch n Kg. 20—36 kr. 
Böhmen — 82; aus Mähren — 1285; Hinteres WM 1 „ 24—44 „ 
aus Galizien — 3722; aus Ungarn — Lungen⸗ und Roſtbraten 1 „ 24-4 „ 
1431 Kg.) Selchfleiſch e. 1 „ 30-50 „ 
Kälber 944 Stück (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 70; aus Extrawürſttreee 2 1 „ 30—48 „ 
Ober⸗Oſterreich — 15; aus Mähren — 53; hre Mur = = 
aus Galizien — 757; aus Ungarn — 48; FFF var In . 0 " 
aus der Bukowina — 1 St.) Rohes Fett. * 1 „ = a 
Schafe.. 895 „ Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 449; aus ee Fett = 1 40 —80 „ 
Ober⸗Oſterreich — 2; aus Mähren — 21; Schweif haare 3 1 Schweif25—80 „ 
aus Galizien — 253; aus Ungarn — 81; Rohe... ee 100 Kg. fl. 2—3. 30 
aus der Bulowina — 89 St) Häute. per St. „36.50 
Schweine 8 2 844 „ (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 76; aus a 8 
Mähren — 13; aus Galizien — 747; l 4. 
aus Ungarn — 8 St.) . 
Lämmer 3 „ Davon aus Ober⸗Oſterreich — 1; aus (Schlachtviehmarkt vom 31. Oetober 1892.) 
Galizien — 2 St.) 1. Auftrieb. 
p) Für den Approviſionierungsverein. Maſt vieh 2874, Weidevieh — 242, Beinlvieh — 541. 
indflei Summa. 3657. 
Rindfleiſch 3.379 Kg. Kälber 11 Stück © R . = 
Kalbfleiſtů h.. — , Schafe * ro; 
Schaffleſc h.. 72, UP. Schweine — 5 e 
Schweinflei 237 „ La S . 
Nas Ben " Deutsche „ 1243 
2. Preisbewegung: Büffel 2 2 8 
Nindſteſch Siedſleſch. .. von 34 bis 74 tr. per g * 5 ee See 
Roſtbraten u. Rieden „ 54 „ 100 „ „ „ 1 u 370 
Kalbfleiſch h... e 1 e e is 
Schaffleiſc h... „ 28 „ 46 „ „ „ ü hee 8 
Schweinfleiſchch e „ e e eee 2. Preisbewegung. 
Kälbeeet uu „ a) Preis per 100 Kg. Lebendgewicht mit Procent- 
Schafft 2 22.0. „ „ = u abzug: 
Schweinen „ 45 „ 62 „ „ „ Ungariſche Schlachtthiere . von 54 bis 67 fl. 
rf „ 3½ „ẽ 4 fl. per Stück. (ertrem „ — „ — „.) 


Dieſe Preiſe ermäßigen ſich um 
Bu 110 5 e 

rocentabzug (auf dem heuti⸗ 
65 55 gen Markte 35 bis %), 
welchen der Verläuſer dem 


Galiziſche Schlachtthiere . „ 53 „ 
(extrem „ — „ 


Deutſche Schlachtthiere 1 57 50 68 77 5 er als Entſchädigung: 
3 vn. r den Gewichtsverluſt in⸗ 
(extrem n " 10 d der Schl od tun Hi 
Weidevieh e ur ee er 7 0 Sie, mie: Haut, bo, 
Stiere u — Blut, Umſchlitt ꝛc 
en, 1 1 " 0) Ar die wertloſen Stoffe, 
Kühe — BR e: Magen» urd Darm⸗ 
n Ze . 0 " inhalt ꝛc., zugeſteht. 
Büffel ne ee 
Beinlvie·n „ — „ 1 


b) Preis per 100 Kg. Lebendgewicht ohne Procentabzug: 
Ochſen . . von 23 bis 34 fl. 
Stiere . „ 26 „ 34 „ 
Kühe . . „ 23 „ 33 „ 
Büffel. . „ 20 „ 27 „ 
Beinlvieh. „ — „ — „ 


c) Preis per Stück: 
Beinlvieh . von 28 bis 96 fl. 
Nach dem Modus auf Schlachtgewicht wurden keine Schlacht⸗ 


thiere verkauft. 
Un verkauft blieben: 


Ochſen 7 Stück 
Beinlvieh .. 21 „ 
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Infolge gegen viele Bezirke Galiziens erlaſſener Viehverkehrs⸗ 
beſchränkungen wurden um 1415 Stück Schlachtthiere weniger auf- 
getrieben. 

Die Kaufluſt war angeſichts des ſchwächeren Auftriebes ziem- 
lich lebhaft, daher die Preiſe im allgemeinen eine Steigerung von 
1 fl. per 100 Kilo erfahren haben. 


* * 
* 


Preisbewegung an der Börſe für landwirtſchaftliche 
Producte in Wien vom 29. October 1892. 


a) Getreide. 


Weizen (Qualitätsgewicht 75—80 Kg.) .. von 7 fl. 60 kr. bis 8 fl. 50 kr. 85 
Roggen ( ” 69— 77 171227 6 ” 5 nn ” "(oo 
Gf... ĩ ĩ „ , Oo 
Mass.... „ 5% 22 „ „ 5 , 80, |: 
DO. a ee Da a "DD ee 
b) Mahlproducte. 

Ge.... ĩ —lͤĩX; von 15 fl. — kr. bis 16 fl. 50 kr. 5 
Weizenmeghllll 2 20000 „% 6 „% %% „ 0 20 

Roggenmehllhlll „ 7, 75 „ „ 13 „ 50 „S 
Weizen kle ie „ „ D „„ 8 
Roggen klei e ff re 2 


Städtiſches Lagerhaus. 


Vom 20. bis 27. October 1892: 
Waren eingelagert 54.707 Meter⸗Centner 
5 ausgelagert 38.559 1 
Die durchſchnittliche Tagesbewegung bezifferte ſich auf 
15.544 Meter⸗Centner. 


Lagerſtand vom 27. October 1892: 362.978 Meter⸗Centner, und zwar: 
46.830 Meter⸗Centner Weizen, 27.825 Meter⸗Centner Roggen, 
52.678 4 


67 5 Gerſte, 65.433 1 Hafer, 
17.833 5 Mais, 23.261 5 Olſaaten, 
8.362 x Mehl u. Kleie, 5.004 5 Wein, 
2.368 1 Zucker, 5.340 Hektoliter à 100% Spiritus. 


Der Aſſecuranzwert dieſer Waren ſtellt ſich auf 3,315.450 fl. öſt. Währ. 


Gewerbeangelegenheiten. 


Genoſſenſchaftsaugelegenheiten. 


(Wahlen bei der Genoſſenſchaft der Weber.) Bei der am 
27. October l. J. unter Intervention des Genoſſenſchafts⸗Commiſſärs 
Magiſtrats⸗Secretärs Herrn Karl Koch abgehaltenen Genofjen- 
ſchaftsverſammlung der Weber wurde Herr Johann To maſchek 
zum Vorſteher und Herr Johann Zimmer zum Vorſtehr— 
Stellvertreter wiedergewählt. 


* * 
. 


Gewerbeanmeldungen vom 20. October 1892. 


(Fortſetzung.) 

Stuckſeil Magdalena — Verſchleiß von Milchproducten, Eier und Honig — 
IX., Mariannengaſſe 32. 

Braun Ferdinand — Muſiker — III., Hauptſtraße 77. 

Muuß Ferdinand — Muſiker — VII., Bernardgaſſe 9. 

Ille Eduard — Verſchleiß von Naturblumen und Kränzen — IL, 
Karmelitermarkt. 

Thunioth Antonia — Handel mit Naturblumen — XII., Gaudenzdorf, 
Krongaſſe 11. | 

Handowsky Adolf, Steiner Karl und Frauk Emil — Commiſſiousver⸗ 
kauf von Nürnberger und Galanteriewaren — VII., Burggaſſe 33. 

Planerer Katharina — Obſt- und Honighandel — XVIII., Währing, 
Kirchengaſſe, Markt. 


Schuſter Ernſt — Handel mit Olfarben⸗Druckbildern — IV., Belvedereg. 20. 


Bocek Johann — Verſchleiß von Papier, Schreib- und Zeichenrequi⸗ 
ſiten — II., Taborſtraße 61. 
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Traub Richard — Papier-Verſchleiß — XVIII., Währing, Annagaſſe 10. 

Löwy Emilie — Pfaidlergewerbe — II., Jägerſtraße 4. 

Richter Antoinette — Pfaidlerin — J., Schulerſtraße 7. 

Eibuſchitz Marie — Pretioſen-Verſchleiß — III., Rennweg 47. 

Ruziéka Vincenz — Schloſſer — III., Hießgaſſe 9. 

Blach Franz — Schuhmacher — XII., Altmannsdorf, Hauptſtraße 44. 

Heberle Bernhard — Schuhmacher — XVIII., Währing, Hauptſtraße 30. 

Kojzar Franz — Schuhmacher — XVIII., Währing, Schulgaſſe 35. 

Pratanits Alois — Schuhmacher — III., Erdbergerſtraße 42. 

Stalleker Karl — Schuhmacher — V., Obere Bräuhausgaſſe 8. 

Gattinger Michael — Selchwaren-Verſchleiß — V., Spengergaſſe 22. 
fraß N Francisca — Selchwaren-Verſchleiß — II., Untere Angarten- 
traße 9. 

Meier Betti — Selchwaren-Verſchleiß — II., Kaiſer Joſefſtraße 30. 

Groll Adelheid — Spirituoſen-Erzeugung — III., Schlachthausgaſſe 17. 

Mayringer Felix — Taſchner — II., Rembrandtſtraße 9. 

Jung Francisca — Trödlergewerbe — XVII., Hernals, Kirchengaſſe 1. 

Kratochwill Johann — Uhrmacher — II., Taborſtraße 27. 

Matz Marie — Vereinsagentie — VI., Gumpendorferſtraße 147. 

Bayerl Eva Marie — Victualienhandel — XII., Hetzendorf, Schön⸗ 
brunnerſtraße 10. 

Binder Thereſe — Victualien-Verſchleiß — II., Kleine Sperlgaſſe 2. 
fraß 510 Anton — Victualien⸗Verſchleiß — XII., Unter-Meidling, Bahn⸗ 
traße 15. 

Jordan Anna — Victualien-Verſchleiß — III., Seidlgaſſe 29. 

Krafft Heinrich — Victualien-Verſchleiß — II., Obere Donauſtraße 6. 

Luxbacher Antonia — Victualienhandel — V., Griesgaſſe 43. 

Ramharter Thereſe — Victualien-Verſchleis — XVIII., Währing, 
Kirchengaſſe 15. 

Samböck Emilian — Victualien⸗Verſchleiß — XII., Gaudenzdorf, Schön⸗ 
brunner Hauptſtraße 87. 

Sendera Francisca — Victualien-Verſchleiß — II., Leſſinggaſſe 15. 

Slama Anna — Victualienhandel — III., Waſſergaſſe 13. 

Schiller Salomon (Sandor) — Viehhandel — III., Central⸗Viehmarkt. 

Walla Georg — Wildbret-Verſchleiß — IV., Kärnthnerthormarkt. 

Leutgeb Georg — Wirtsgewerbe — V., Wolfganggaſſe 34. 

Mattes Franz — Wirt — II., Rothe Sterngaſſe 3. 

Kammerlohr Antonia — Wäſcheputzerin — III., Geuſaugaſſe 17. 

Pfanner Francisca — Wäſcheputzerei — XVII., Hernals, Karlsgaſſe 9. 

Stein Max — Weinhandel — II., Czerningaſſe 7. 


* * 
* 


Gewerbeanmeldungen vom 21. October 1892. 


Schneid Joſef — Apotheker — XI., Simmering, Hauptſtraße 44. 

Mannheimer Adolf Leopold — Brantwein- und Theeſchank — XV., 
Fünfhaus, Mariahilfergürtel 15. 

Loidold Eduard — Baumeiſter — VII., Neuſtiftgaſſe 30. 

Kloß Franz — Bau⸗-Cantine — J., Schenkenſtraße. 

Kuoth Pauline — Fiakergewerbe (Fortbetrieb) — XVI., Ottakring, 
Wattgaſſe 47. 

Knoth Pauline — Fiakergewerbe (Fortbetrieb) — J., Weihburggaſſe. 

Wild Joſef — Fleiſch-Verſchleiß — VI., Gumpendorferſtraße 32. 

Staſtny Richard — Gasinſtallateur — X., Laxenburgerſtraße 34. 

Bude Karl Wilhelm — Gaſt- und Schankgewerbe — XV., Fünfhaus, 
Herklotzgaſſe 6. 

Dafinger Joſef — Gaſt- und Schankgewerbe — XV., Fünfhaus, Gold- 
ſchlagſtraße 19. 

Eleder Johann — Beſtandwirt — IX., Nufsdorferſtraße 33. 

0 Hegr Wenzel — Gaft- und Schankgewerbe — XV., Fünfhaus, Victoria⸗ 

gaſſe 4. 

Kurzwart Georg — Gaſtwirtsgewerbe — VII., Stiftgaſſe 16. 

Mauhart Karl — Wirtsgewerbe — VI., Schmalzhofgaſſe 11. | 

Moll auch Mohl Karl — Gaſt- und Schankgewerbe — XI., Simmering, 
Hauptſtraße 26. 

Scharmer Ullrich — Gaſt- und Schankgewerbe — XI., Simmering, 
Braunhubergaſſe 6. 

Schöll Franz — Gaft- und Schaukgewerbe — XIV., Rudolfsheim, 
Schönbrunnerſtraße 80. 

Wittek Georg — Gaſt⸗ und Schankgewerbe — XIV., Rudolfsheim, 
Rudolfsſtraße 1. 

Schönbeck Juliana — Geſchirrhandlung — XI., Simmering, Hauptſtr. 91. 

Schöberl Matthias — Kleinhandel mit Brennholz, Kohlen und Coaks — 
VIII., Joſefſtädterſtraße 14. n 

Schwarz Johann — Kleinhandel mit Holz und Kohlen — II., Vereins- 
gaſſe 26. 

Trattner Juliana — Klein handel mit Holz und Kohlen — XVI., Neu⸗ 
lerchenfeld, Hasnerſtraße 31. 

Alber Alois — Kaffeeſiedergewerbe — VI., Magdalenenſtraße 25. 

Haberl Barbara — Kaffeehausgewerbe — XVI., Ottakring, Yppeng. 1. 

Hellmuth Franz — Kaffeeſieder — II., Herminengaffe 23. 

Müller Barbara — Kaffeeſchank — XIV., Sechshaus, Ullmannſtraße 31. 

Dolsina Johauna — Kaſtanienbratergewerbe — J., Löwelſtraße und 
Bankgaſſe. 

Kellner Wenzel — Halten einer Kegelbahn — XI., Simmering, Fünfte 
Landengaſſe 151. (Das Weitere folgt.) 
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Kundmachung. 


(Preisausſchreibung zur Erlangung von Entwürfen für einen | 


General:Regulierungsplan über das geſammte Gemeindegebiet 
von Wien.) 


§ 1. Der Gemeinderath der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien 
bringt hiemit eine allgemeine Preisbewerbung für die Verfaſſung eines General⸗ 


Regulierungsplanes über das geſammte Gemeindegebiet von Wien zur Aus⸗ 


ſchreibung, und ladet die Architekten und Ingenieure des In⸗ und Auslandes 


und des Programmes zu betheiligen. 

§ 2. Die zu liefernden Entwürfe werden nur dann als vollſtändig aı- 
geſehen und haben nur dann Anſpruch auf die angeſetzten Preiſe, wenn ſie aus 
folgenden Theilen beſtehen: 


a) Einem Lageplane im Maßſtabe 1: 10.000 des geſammten Gemeindegebietes 
der Stadt Wien, in welchem in überſichtlicher Weiſe die Vorſchläge für 
die Stadteintheilung, ſowie für die Anlage der Hauptſtraßeuzüge mit | 


Bezug zu den Verkehrsanlagen ꝛc. darzuſtellen find. 


bp) Einem Plane im Maßſtabe 1: 2880, in welchem dieſe Vorſchläge in 
meinderathe); 


detaillierter Weiſe auszuarbeiten ſind. 


e) Aus Längenſchnitten und Querſchnitten, inſoweit dieſe zur Klarſtellung 
von neuen oder abgeänderten Straßenzügen oder für Abänderungsvor⸗ 


ſchläge bezüglich der Verkehrsanlagen nothwendig erſcheine. 

Dieſe Längenſchnitte find auszuführen im Maßſtabe 1: 5000 für 
die Längen und 1: 200 für die Höhen. 
1: 200 für die Längen und Höhen. Solche Querſchnitte werden in jedem 


Falle für die charakteriſtiſchen Partien der Wienthalſtraße und die Straßen | 
(delegiert vom öſterr. Ingenieur- und Architektenvereine); 


und Anlagen längs des Donaucanales mit Einzeichnung der regulierten 
Waſſerläufe und der Schienenanlage der Stadtbahnen beizubringen ſein. 
d) Einem Detailplane im Maßſtabe 1: 1440 über die Verbauung des Stadt- 


theiles am Wienfluſſe von der Schikanederbrücke bis zum Donaucanale 5 
gewerbeſchule (delegiert von der Genoſſenſchaft der bildenden Künſtler Wiens); 


mit Einbeziehung des angrenzenden Stadttheiles Wollzeile — Dominikaner— 


baſtei—Ferdinandsbrücke. Dieſem Plane find Querſchnitte, eventuell ein- 


zelne Längenſchnitte im Maßſtabe 1: 200 beizugeben, welche die geplanten 


Anlagen ſowohl in techniſcher als äſthetiſcher Hinſicht erläutern, insbe⸗ 
als Erſatzmänner gewählt, beziehungsweiſe delegiert: 


ſondere bezüglich der Partien: Eliſabethbrücke, Karlskirche, Schwarzenberg— 
platz, Wollzeile —Landſtraße, Hauptpoſt Zollamt. In den Ouerſchnitten 


iſt die Lage des regulierten Wienfluſſes, ſowie jene der Stadtbahn erſichtlich 
zu machen. Die hiebei zur Verbauung in Ausſicht genommenen Flächen der Km 
rungs⸗Commiſſion (in Vertretung der Donauregulierungs-Commiſſion); 


ſind in einer beſonderen Tabelle mit ihren Ausmaßen zuſammenzuſtellen. 


e) Einem Erläuterungsberichte, in welchem jeder Preisbewerber feinen Ent- in) 
verein); 


wurf ſowie die Vorſchläge und Anträge ausführlich zu begründen hat. 


3. Die Einbringung von Theilentwürfen *), welche entweder nicht das 
geſammte Stadtgebiet umfaſſen, oder überhaupt nur einzelne Fragen der Regu— 
lierung, oder die Verkehrsanlagen behandeln, iſt zuläſſig. Solche Arbeiten haben 
aber keinen Anſpruch auf Zuerkennung der feſtgeſetzten, nur für die Geſammt— 
leiſtung beſtimmten Preiſe, ſondern es ſind für derartige, beſonders beachtens— 
werte Vorſchläge Honorierungen bis zum Maximalbetrage von 3000 fl. in 
Ausſicht genommen, über deren Zuerkennung ſowie Bemeſſung das Preisgericht 
entſcheidet. 

Für Theilentwürfe gelten hinſichtlich der Maßſtäbe die gleichen Vorſchriften 
wie für die Geſammtentwürfe, und iſt denſelben ebenfalls ein Erläuterungs— 
bericht beizugeben. 

§ 4. Die vorſtehenden, ad a) bis d) in den vorgeſchriebenen Maßſtäben 
geforderten Pläne werden im Hinblicke auf den, in der Erläuterung eingehend 
beſprochenen Zweck der Preisausſchreibung zur vollſtändigen Klarſtellung der 
beabſichtigten Vorſchläge genügen und wird die Beurtheilung der Projecte auch 
auf Grund dieſer Planarbeiten erfolgen; es ſteht jedoch jedem Preisbe— 
werber frei, weitere Pläne, Anſichten und Modelle beizubringen, inſoferne ihm 
dies zur Erläuterung ſeiner Vorſchläge zweckdieulich erſcheint. 

§ 5. Die Lagepläne sub a), b) *) und d find auf den von der Gemeinde 
Wien für dieſen Zweck ausgefolgten Plänen auszuführen. 

| Die von der Gemeinde Wien den Preisbewerbern zur Verfaſſung 
der Entwürfe gebotenen Pläne und Behelfe können vom Tage der erſten Ver— 
lautbarung dieſer Preisausſchreibung an gegen Erlag von 100 fl. ö. W. vom 
Wiener Stadtbauamte bezogen werden. Daſelbſt werden auch Abdrücke dieſer 
Preisausſchreibung unentgeltlich ausgefolgt. 
| Bei beabſichtigter Bearbeitung von Theilentwürfen find die hiefür noth— 
wendigen Planbehelfe zu den im Anhange feſtgeſetzten Preiſen zu erhalten; 
ebenſo können im Bedarfsfalle von dem Stadtbauamte auch ſpäter einzelne 
Pläne und Behelfe gegen Vorweiſung der bei der erſten Ausfolgung der Pläne 
erhaltenen Beſtätigung, und gegen beſondere Vergütung nachbezogen werden. 
§ 7. Weitere Angaben und Auskünfte werden, ſoweit es möglich iſt, von 
der Direction des Stadtbauamtes ertheilt. 


) Als ſolche Theilentwürfe erſcheinen insbeſondere: Verbauungs⸗ und Regulierungs⸗ 
vorſchläge für das Wienthalgebiet (ad d) und die innere Stadt, Vorſchläge für die Stadt⸗ 
bahnen und Waſſerſtraßen in Bezug zu den Wohnungs⸗ und Fabriksvierteln ſowie den 
Handelsanlagen und den hiefür aufzuſtellenden Detail⸗Dispoſitionen. 

„%% Die Blätter des Planes sub b) 1: 2880 ſollen im großen Umfange nicht zuſammen⸗ 
geklebt werden; es iſt jedoch zuläſſig, mehrere Blätter dieſes Planes zuſammen zu kleben, aber 
nur in einer ſolchen Ausdehnung und Form, welche der Prüfung und Ausſtellung der 
Pläne nicht hinderlich iſt. N 


Die Querſchnitte im Maßſtabe . 
Geniecurſe; 


Künſtler Wiens; 
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§ 8. Für die gelungenſten und der Preisausſchreibung vollkommen ent 


ſprechenden Geſammtentwürfe find nachſtehende Preiſe beſtimmt: 


2 Preiſe mit je 10.000 fl. — 
3 5 


74 75 " 75 


3 7 75 „ 3.000 8 

Außerdem iſt ein Betrag von 20.000 fl. dazu beſtimmt, gelungene 
Theilentwürfe oder nicht mit Preiſen ausgezeichnete Geſammtentwürfe, welche 
jedoch in einzelnen Theilen als gelungen zu betrachten ſind, zu honorieren. 
Eine ſolche Honorierung darf jedoch den Betrag von 3000 fl. nicht überſchreiten. 

§ 9. Die Zuerkennung der Preiſe und Honorare erfolgt durch ein Preis- 
1815 welches das alleinige und uneingeſchränkte Recht dieſer Zuerkennung 
ausübt. 

Es gelangen nur ſoviele Preiſe zur Vertheilung, als zur Prämiierung 


ein, ſich an dieſer Preisbewerbung auf Grund der nachſtehenden Bedingungen V 


Die Beträge der nicht zur Vertheilung gelangenden Preiſe können von 


dem Preisgerichte zu Houorierungen verwendet werden. 


§ 10. Das Preisgericht, welches vor der Preisausſchreibung ernannt 
worden iſt, beſteht aus dem Bürgermeiſter von Wien als Vorſitzenden und 
weiters aus nachſtehenden dreizehn Preisrichtern: 

1. Ferdinand Dehm, Architekt, Stadtbaumeiſter; 

2. Raimund v. Götz, Ingenieur; 

3. Franz Ritt. v. Neumann, Architekt, k. k. Baurath; 

4. Georg Roſenſtingl, Ingenieur; ö 

5. Alois Wurm, Architekt, k. k. Baurath (gewählt vom Wiener Ge- 


6. Friedrich R. v. Biſchoff, k. k. Hofrath, Baudirector der k. k. Staats⸗ 
bahuen (in Vertretung der Generaldirection der k. k. Staatsbahnen); 
7. Siegmund Tauſſig, Baurath der k. k. n.⸗6. Statthalterei (in Ver⸗ 


tretung der Bauleitung der Donauregulierungs-Commiſſion); 


8. Franz Ritter v. Gruber, k. k. Hofrath, Profeſſor am höheren k. u. k. 
9. Alexander Wielemans v. Monteforte, Architekt, k. k. Baurath 
10. Franz Roth, Architekt, Vorſtand der Genoſſenſchaft der bildenden 
11. Julius Deininger, Architekt, k. k. Profeſſor an der Staats⸗ 
12. Franz Berger, k.k. Oberbaurath (als Baudirector der Stadt Wien); 
13. Ignaz Kraus, Magiſtratsrath (als Baureferent des Magiſtrates). 
Außerdem ſind, um das Preisgericht für alle Fälle vollzählig zu erhalten, 
Heinrich Adam, Architekt; 

Johann Gſchwandner, Stadtbaumeiſter (vom Wiener Gemeinderathe); 
Alexander Kmosko v. Bernicze, Ober-Ingenieur der Donauregulie⸗ 
Paul Klunzinger, Ingenieur (vom öſterr. Ingenieur- und Architekten⸗ 


Otto Thienemann, Architekt, k. k. Baurath (von der Genoſſenſchaft der 


bildenden Künſtler Wiens). 


Für die den öffentlichen Amtern angehörigen Mitglieder des Preisgerichtes 
wird im Falle der Verhinderung eine Stellvertretung durch den Bürgermeiſter, 
beziehungsweiſe die betreffenden Körperſchaften beſtimmt werden. 

§ 11. Die Herren Preisrichter und deren Erſatzmänner haben die Ver⸗ 
pflichtung übernommen, ſich weder ſelbſt noch durch andere an der Preis— 


bewerbung zu betheiligen. 


Denſelben wurden auch die geſammten, auf die Preisausſchreibung bezug⸗ 


habenden Vorſchriften und Behelfe zur Begutachtung vorgelegt und haben ſich 


dieſelben in jeder Beziehung damit einverſtanden erklärt. | 
§ 12. Die prämiierten oder honorierten Entwürfe werden Eigenthum. 
der Stadtgemeinde, welche berechtigt iſt, dieſelben ganz oder theilweiſe, ſowie 


ſonſtige Vorſchläge der Verfaſſer zu verwerten, ohne mit denſelben in irgend— 
welche Verhandlung zu treten oder weitere Entſchädigungen zu vereinbaren. 


Die Verfaſſer ſind nach der Entſcheidung durch das Preisgericht zur 
Veröffentlichung ihrer Entwürfe berechtigt, auch wenn dieſelben in das Eigen⸗ 


thum der Gemeinde übergegangen find. 


§ 13. Die Entwürfe ſind wohlverſiegelt bis zum 3. November 1893 


| abzuliefern und müſſen ſpäteſtens an dieſem Tage 12 Uhr mittags an das 
Evidenzbureau des Wiener Stadtbauamtes (I. Bezirk, Rathhaus) eingelangt 
ſein, worüber dem Überbringer eine amtliche Empfangsbeſtätigung aus⸗ 


geſtellt wird. ee 
dach dieſem Zeitpunkte einlangende Entwürfe werden zur Preisbewerbung 


| nicht mehr zugelaſſen. 


$ 14. Die Entwürfe dürfen von den Preiswerbern nicht unterfertigt fein, 
ſondern ſind mit einem Zeichen oder Kennworte zu verſehen und iſt die Angabe 
des Namens und Wohnortes des Preiswerbers in einem verſiegelten Umſchlage, 
welcher außen dasſelbe Zeichen oder Kennwort trägt, beizugeben. 

S8 15. Nach erfolgter Entſcheidung des Preisgerichtes werden die ſämmt⸗ 
1 eingelangten Entwürfe durch mindeſtens vierzehn Tage öffeutlich aus⸗ 
geſtellt. f | 

Ort und Zeit der Ausſtellung wird ſeinerzeit veröffentlicht werden. 

8 16. Die nicht in das Eigenthum der Gemeinde Wien übergegangenen 
Entwürfe find von den Einſendern innerhalb drei Monaten nach Schluss der: 
Ausſtellung gegen Rückgabe der ſeinerzeit ansgeſtellten Empfangsbeſtätigung 
im Stadtbauamte abzuholen. ner 1 

Nach Ablauf dieſes Termines gehen die nicht abgeholten Entwürfe ohne 
jeden weiteren Anſpruch des Einſenders auf eine Entſchädigung in das Eigen- 
thum der Gemeinde Wien über. 5 


Pe 


N 8 17. Den Verfaſſeru der nicht mit Preiſen ausgezeichneten oder nicht 
honorierten Entwürfe wird der an die Gemeinde Wien entrichtete Betrag für 
die erhaltenen Pläne und Behelfe über Verlangen innerhalb drei Monaten 
0 der Preiszuerkennung und vor der Zurücknahme des Entwurfes dann 
rückvergütet, wenn entweder das geſammte erhaltene Planmaterial in dem 
betreffenden Entwurfe wirklich verwendet wurde, oder die nicht verwendeten 
Pläne in noch gutem Zuſtande unter Beibringung der Beſtätigung über den 
ſeinerzeitigen Ankauf der Pläne an die Gemeinde Wien zurückgeſtellt wurden. 

Inſoferne die bei dem Entwurfe nicht verwendeten Pläne von dem Preis⸗ 
werber nicht vollftändig zurückgeſtellt oder dieſelben wegen Schadhaftigkeit von 
der Gemeinde nicht zurückgenommen werden können, wird nur jener Betrag 
rückvergütet, welcher nach Abzug der zu Nachlieferungspreiſen berechneten 
Koſten für die fehlenden Pläne von dem ſeinerzeit erlegten Betrage verbleibt. 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 25. October 1892. 


1—3 


Z. 3656. 


Kundmachung. 


(Coneurs zur Beſetzung einer erledigten Oberlehrerſtelle und 
einer Oberlehrerin⸗, beziehungsweiſe Oberlehrerſtelle im Wiener 
Schulbezirke.) 


Im Wiener Schulbezirke kommt eine Oberlehrerſtelle an der 
Knaben⸗Volksſchule VIII., Laudongaſſe 5, und eine Oberlehrerin⸗, 
beziehungsweiſe Oberlehrerſtelle an der Volksſchule für Mädchen 
III., Salmgaſſe 9, zur Beſetzung. 

Mit jeder dieſer Stellen iſt der Jahresgehalt der 
II. Gehaltsclaſſe von 1200 fl. und der Genus einer Natural- 
wohnung im Schulgebäude, ſowie der Anſpruch auf Dienſtalters⸗ 
zulagen von je 100 fl. nach einer Dienſtzeit von je fünf Jahren 
im Sinne der geſetzlichen Beſtimmungen verbunden. | 

Die Bewerber haben ihre Geſuche an den Wiener Stadt— 
rath zu richten und längſtens bis 26. November 1892 
im vorgeſchriebenen Dienſtwege bei jenen Ortsſchulräthen einzu: 
bringen, in deren Sprengel die betreffenden Lehrſtellen zu vergeben ſind. 

Die Geſuche find zu belegen mit: dem Zauf-, beziehungs⸗ 
weiſe Geburtsſcheine bei ſolchen Bewerbern, welche im Wiener 
Schulbezirke noch nicht definitiv angeſtellt ſind, dem Heimatſcheine 
bei männlichen Bewerbern unter derſelben Vorausſetzung, bei weib- 
lichen Bewerbern in jedem Falle, dem Trauungsſcheine bei ver⸗ 
heirateten oder verwitweten Bewerberinnen, dem Reifezeugn iſſe 
(beziehungsweiſe dem Maturitätszeugniſſe einer Mittelſchule) oder 
der Dispens von der Ablegung der Reifeprüfung, dem Lehr⸗ 
befähigungszeugniſſe für Volksſchulen, den Nachweiſen der Dienſt⸗ 


leiſtung (Anſtellungs⸗, Enthebungs⸗Decreten und dergleichen), ſowie 


der Befähigung zum Religionsunterrichte des katholiſchen Glaubens⸗ 
bekenntniſſes im Originale oder in geſetzlich beglaubigten Abſchriften, 
endlich mit der in den Rubriken 1—5 auszufüllenden Dienſttabelle. 

Verſpätet einlangende oder innerhalb des Concurstermines 


t yGer 


werden. . 
Vom Bezirksſchulrathe Wien, 


am 20. October 1892. 
G.⸗3. 119007 


. Kundmachung. 


(Conecursausſchreibung, betreffend die Wiederbeſetzung einer 
erledigten Marktagentensſtelle für den Ceutral⸗Viehmarkt.) 
Infolge Ablebens des Anton Schmohl iſt auf dem Central⸗ 
Viehmarkte zu St. Marx die Stelle eines beeideten Marktagenten 
in Erledigung gekommen. 
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Behufs Wiederbeſetzung dieſer Stelle wird hiemit der Concurs 
ausgeſchrieben. 

Als Marktagenten werden nach § 57 der Marktordnung für 
den Wiener Central⸗Viehmarkt nur ſolche Perſonen beſtellt, welche 
mindeſtens 24 Jahre alt, von unbeſcholtenem Lebenswandel, voll⸗ 
kommen vertrauenswürdig und eigenberechtigt ſind, die erforderlichen 
fachmäßigen und commerciellen Kenntniſſe beſitzen und eine Caution 
im Betrage von 5000 fl. leiſten, welche vom Magiſtrate in Ver⸗ 
wahrung genommen wird. 

Die Beſtellung unterliegt vor der Vollziehung der Beſtätigung 
ſeitens der k. k. n.⸗ö. Statthalterei. 

Die Marktagenten werden vom Magiſtrate in Eid genommen. 
Dieſelben haben nach $ 59 der Marktordnung mit Ausſchluſßs aller 
anderen Perſonen das Recht auf dem Central-Viehmarkte den 
Verkauf von Marktartikeln jeder Gattung, welche bei der Wiener 
Vieh⸗ und Fleiſchmarktcaſſa einlangen, zu vermitteln, und beziehen 
nach § 65 für jeden von ihnen gleichmäßig vermittelten und 
wirklich abgeſchloſſenen Verkauf von demjenigen, für deſſen Rechnung 
die Marktartikel verkauft werden, eine Vermittlungsgebür von 
1 Percent des Bruttokaufspreiſes. Die ſonſtigen Obliegenheiten 
der Marktagenten ſind durch die Marktordnung geregelt. 

Jene Perſonen, welche ſich um die erledigte Marktagentenſtelle 
bewerben wollen, haben ihre ordnungsmüßig geſtempelten, mit den 
Nach weiſen über ihr Alter, ihre Eigenberechtigung, Unbeſcholtenheit 
und über ihre fachmäßigen und commerciellen Kenntniſſe verſehenen 
Geſuche bis längſtens 16. November 1892 im Einreichungs⸗ 


Protokolle des Magiſtrates zu überreichen, wobei bemerkt wird, 


dafs verſpätet einlangende Geſuche nicht berückſichtigt werden. 
Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 


Wien, am 24. October 1892. 2—3 


3. 4725 ex 1892. 


III. Bez. 
Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 


Zur Perſolvierung der von den Herren Dr. Ludwig und 
Georg Heinrich Mautner Ritter von Markhof errichteten Gedenk⸗ 
ſtiftung zum Kronprinz Rudolf⸗Kinderſpitale, III., Kleingaſſe 7, 
für je 40 Knaben und Mädchen ſind nachbezeichnete Bekleidungs⸗ 
gegenſtände, für welche im benannten Kinderſpitale die Muſter 
erliegen, erforderlich, und zwar: 

40 Knabenanzüge, beſtehend aus Rock, Gilet und Hoſen nebſt 
Hoſenträgern, Strümpfen und Kopfmützen; 

40 Paar Knabenſtiefeln; . 

40 Mädchenkleider nebſt Woll⸗Umhängtüchern und Strümpfen, 
ſowie . 
40 Mädchenſtiefletten. 

Jene Wiener Geſchäftsleute, welche auf die Lieferung dieſer 
Kleidungsſtücke — im ganzen oder zum Theile — reflectieren, 
wollen ihre gehörig geſtempelten ſchriftlichen Offerte in der Ge⸗ 
meindekanzlei des III. Bezirkes, Gemeindeplatz Nr. 3, 1. Stock, 
bis ſpäteſtens 10. November l. J. überreichen. 

Vom Bezirksvorſteher des III. Gemeindebezirkes Landſtraße. 


Wien, am 24. October 1892. 2—3 
5 
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G.⸗Z. 132197. 


X. | N 
Kundmachung. 


(Preisconcurrenz für das beſte Project einer Schulbank⸗Con⸗ 
ſtruction.) 

Zufolge Beſchluſſes des Wiener Stadtrathes vom 26. Auguſt 
l. J., Z. 2447, wird für Projecte einer Schulbank-Conſtruction 
auf Grund der Theſen, welche die vom Wiener Gemeinderathe 
veranlasste Schulbank-Expertiſe aufgeſtellt hat, eine Preisconcurrenz 
veranſtaltet. 

Das beſte Project wird, wenn es den aufgeſtellten Normen 
vollſtändig entſpricht, mit 1000 fl., das zweitbeſte mit 500 fl. und 
das drittbeſte Project mit 300 fl. ö. W. prämiiert. 

Die Preisbewerber des In- und Auslandes haben die be— 
züglichen Vorlagen ſpäteſtens 8 Monate vom Tage der Concurs⸗ 
ausſchreibung gerechnet, das iſt bis 30. Juni 1893, im Ein⸗ 
reichungs⸗Protokolle des Wiener Magiſtrates verſiegelt und 
frankiert zu überreichen. 

Die näheren Beſtimmungen enthalten die Concurrenz-Vor⸗ 
ſchriften, welche in der Hochbau-Abtheilung des Stadtbauamtes 
unentgeltlich ausgegeben und über frankiertes, ſchriftliches Erſuchen 
auf Koſten des Geſuchſtellers zugeſendet werden. 

Vom Stadtrathe der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 30. October 1892. 


Prot.⸗Nr. 188040 
2231 ex 1892. IV. 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 
Wegen Vergebung der Baumeiſter-, Zimmermanns⸗ und 
Spenglerarbeiten, der Falzziegel⸗Eindeckung, der Lieferung von 
Traverſen, der Lieferung der hydrauliſchen Bindemittel, der Bau⸗ 


der Steinzeugwaren, der Asphaltiererarbeiten, der Lieferung der 
Iſolierplatten, der Möbeltiſchler⸗, Schriftenmaler⸗ und Metall⸗ 
gießerarbeiten, der Lieferung eiſeruer Füllöfen, der Steinmetz⸗ 
arbeiten, der Lieferung der Schulbänke, der Inſtallationsarbeiten 
für die Gasleitung und für die Waſſerleitung, ſowie der Lieferung 
und Auſſtellung der Cloſets, der Brunnenmacherarbeiten und der 
Pumpenlieferung für den Zubau zum Schulgebäude im XI. Bezirk, 
Simmering, Marktplatz, wird vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt— 
und Reſidenzſtadt Wien am Samstag den 12. November d. J., 
präciſe um 10 Uhr vormittags, im Bureau des Herrn Magiſtrats⸗ 
rathes Philipp, im Rathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), eine 
öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können die Pläne, Koſtenanſchläge und 
die dem Projecte beigeſchloſſenen allgemeinen und ſpeciellen Be— 
dingniſſe im Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen 
Amtsſtunden einſehen. 

Jedem mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke zu verſehenden Offerte 
iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, oder aber die Be— 
ſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa erfolgten Erlag 
desſelben der Offertverhandlungs⸗-Commiſſion zu übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form anusgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 


1-3 | 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 


Amtsblatt der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien. — Nr. 86, 1. November 1892. 


Bu 


Der Stadtrath hat ſich die Ratification des Ergebniſſes der 
Offertverhandlung, ſowie die uneingeſchränkte Wahl unter den 
ſämmtlichen Offerenten vorbehalten. 
Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 29. October 1892. 1—3 


. 


Ad Prot.⸗Nr. 198575 
Ref.⸗Nr. 3085 ex 1892. V. 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 
Wegen Vergebung der Pflaſterungsarbeiten für die Neu⸗ 


pflaſterung der Lainzerſtraße von der Gürtelſtraße bis zur Adams⸗ 


gaſſe im veranſchlagten Koſtenbetrage von 4026 fl. 75 kr. und 
100 fl. Pauſchale wird vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ 
und Reſidenzſtadt Wien am 4. November d. J., präciſe um 
10 Uhr vormittags, im Bureau des Herrn Magiſtratsrathes 
Siegl, im Rathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), eine öffentliche 
ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können die Pläne, das Ausmaß, den 
Koſtenanſchlag und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im 
Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden 
einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 


Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem Projecte 
beiliegenden Original-Vorſchrift genau in Übereinſtimmung zu 


bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 


dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 
zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 


Ri 15 0 3 erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs⸗Commiſſi ö 
tiſchler⸗, Schloſſer⸗, Anſtreicher⸗ und Glaſerarbeiten, der Lieferung übergeben N er Offertverhandlungs⸗Commiſſion zu 


Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 
Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Stadtrath vor. 
Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 29. October 1892. 1 1 


Prot.⸗Nr. 159918 ex 1892 


IV. 1 
Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Lieferung der Tuch- und Leinenwaren, 
der Metallkuöpfe, der Schneider⸗, Kürſchner⸗ und Stickerciarbeit 
zur Sicherſtellung der Lipreen für die ſtädtiſchen Diener und die 
Monturen der Steuerexecutoren, der beſoldeten Feuerwehrleute 
nebſt Druckleuten und Kutſchern, dann für das ſtädtiſche Waſſer⸗ 


leitungs⸗ und Straßenbeſpritzungsperſonale in der Zeit vom 
1. Jänner 1893 bis 31. December 1895 wird vom Magiſtrate 


— 


ae SU 


der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien am Montag den 
14. November d. J., präciſe um 10 Uhr vormittags, im Bureau 
des Herrn Magiſtratsrathes Philipp im neuen Rathhauſe 
(4. Stiege, Mezzanin), eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung 
abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können die Koſtenanſchläge, Ausweiſe 
und die Vorſchrift für die Ausführung dieſer Lieferungen in der 
Expoſitur des Marktcommiſſariates, I., Am Hof 9, während der 
gewöhnlichen Amtsſtunden von 8 bis 2 Uhr einſehen, ſowie 
Exemplare der Vorſchrift zum Preiſe von 10 kr. per Stück bei 
der ſtädtiſchen Hauptcaſſa erwerben. 

Jedem mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke zu verſehenden Offerte 
iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, oder aber die Be— 
ſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa erfolgten Erlag 
»desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Der Stadtrath hat ſich die Ratification des Ergebniſſes der 
Offertverhandlung, ſowie die uneingeſchränkte Wahl unter den 
ſämmtlichen Offerenten vorbehalten. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ nnd Reſidenzſtadt 
Wien, am 29. October 1892. 3 


Prot.⸗Nr. 133928 


ex 1892. IV. | 
Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Baumeiſterarbeiten, der Cementliefe⸗ 
rung, der Steinmetz-, Zimmermanns⸗, Spengler: und Schiefer⸗ 
deckerarbeiten, der Traverſenlieferung, der Herſtellung der Falz⸗ 
ziegelgewölbe, der Bautiſchler⸗, Schloſſer⸗, Anſtreicher⸗, Glaſer⸗ 
and Bildhauerarbeiten, der Herſtellung des Holzcementdaches, 
der Asphaltiererarbeiten, der Lieferung der Iſolierplatten, der 
Steinzeugwaren und der Füllöfen, der Herſtellung der Central⸗ 
heizung, der Möbeltiſchlerarbeiten, der Lieferung der Schulbänfe, 
der Schultafeln und der Garderobekäſten, der Schriftenmaler⸗ und 
Metallgießerarbeiten, der Herſtellung der Gasrohrleitung und 
Einrichtung und der Brunnenmacherarbeiten für den Schulhaus⸗ 
ban im XVIII. Bezirk, Anaſtaſins⸗Grüngaſſe wird vom Magiſtrate 
der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien am 10. November 
d. J., präciſe um 10 Uhr vormittags, im Zeichenſaale des 
Stadtbauamtes im Rathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), eine öffent⸗ 
liche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können die Pläne, Koſtenanſchläge und 
die dem Projecte beigeſchloſſenen allgemeinen und ſpeciellen Be⸗ 
dingniſſe im Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen 
Amtsſtunden einſehen. 

Jedem mit einer 50 kr.-Stempelmarke zu verſehenden Offerte 
iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, oder aber die Be⸗ 
ſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa erfolgten Erlag 
desſelben der Offertverhandlungs⸗Commiſſion zu übergeben. 

Auf verſpütet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Der Stadtrath hat ſich die Ratification des Ergebniſſes der 
Offertverhandlung, ſowie die uneingeſchränkte Wahl unter den 
ſämmtlichen Offerenten vorbehalten. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 

Wien, am 27. October 1892. 1—3 
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Prot.⸗Nr. 187603 
ex 1892. IV. 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Demolierung des ſtädtiſchen Hauſes 
Or.⸗Nr. 12 Fluchtgaſſe, 17 Nuſsdorferſtraße, Einl.⸗Z. 590, im 
IX. Bezirke, wird vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und 
Reſidenzſtadt Wien am Samstag den 5. November d. J., präciſe 
um 10 Uhr vormittags, im Bureau des Herrn Magiſtratsrathes 
Philipp, im neuen Rathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), eine 
öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können den Plan und die Bedingniſſe 
im Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amts⸗ 
ſtunden einſehen. 

Jedem mit einer 50 kr.-Stempelmarke zu verſehenden Offerte 
iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, oder aber die Be— 
ſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa erfolgten Erlag 
desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Der Stadtrath hat ſich die Ratification des Ergebniſſes der 
Offertverhandlung, ſowie die uneingeſchränkte Wahl unter den 


ſämmtlichen Offerenten vorbehalten. 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 


Wien, den 22. October 1892. 33 


Ad Prot.⸗Nr. 192772 ex 1892. 
Ref.⸗Nr. 2985. V. 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Steiupflaſterungsarbeiten für die Neu: 
pflaſterung der Hufelandgaſſe im XII. Bezirke im veranſchlagten 
Koſtenbetrage von 3726 fl. 14 kr., reſp. von 3691 fl. 57 kr. und 
je 250 fl. Pauſchale wird vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ 
und Reſidenzſtadt Wien am 3. November d. I., präciſe um 
10 Uhr vormittags, im Burean des Herrn Magiſtratsrathes 
Siegl, im Rathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), eine öffentliche 
ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können den Plan, das Ausmaß, die 
Koſtenanſchläge und die dem Projecte beigeſchloſſenen Vorſchriften 
im Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amts⸗ 
ſtunden einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem 
Projecte beiliegenden Original-Vorſchrift genau in Übereinftimmung 


zu bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 


dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 
zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaffa 


2670 


. 


erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs⸗Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Stadtrath vor. 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 27. October 1892. 22 


AdM.-3. 185358 


Kundmachung. 


(Gräflich Lehrbach'ſche Stiftung.) 

Aus der gräflich Lehrbach'ſchen Stiftung iſt ein Stiftplatz für 
Knaben zu vergeben, wozu nach dem Willen des Stifters dürftige 
Beamtenkinder berufen erſcheinen, und nur in dem Falle, als 
ſolche ſich nicht melden ſollten, auch dürftige Bürgerskinder bedacht 
werden können. 
Die Knaben müſſen ſich entweder der Erlernung eines Hand- 
werkes, der Handlung oder eines Kunſtfaches, nämlich des Zeichnens, 
Malens, der Kupferſtecherei oder Bildhauerei widmen. 
Der Stiftungsgenuſs beſteht in dem Betrage von jährlich 
100 fl. während der Dauer der Lehrzeit, und in einer Abfertigung 
im gleichen Betrage nach Vollendung derſelben. Diejenigen, welche 
auf dieſen Stiftplatz Anſpruch erheben wollen, haben ihre mit dem 
Taufſcheine, dem Impfungs⸗ und Mittelloſigkeits-Zeugniſſe, dann 
den Schulzeugniſſen belegten Geſuche bis 15. November d. J. im 
Einreichungs⸗Protokolle des Wiener Magiſtrates zu überreichen. 
Auf ſpäter einlangende Geſuche wird keine Rückſicht genommen. 
Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, im October 1892. 23 


Inhalt. 
Gemeinderath: 


Stenographiſcher Bericht über die öffentliche Sitzung des Gemeinderathes 
vom 28. October 1892. 
Inhalt: 
Mittheilungen des Vorſitzenden: 

1. Entſchuldigung des Gem.⸗Rathes Pollak wegen Fernbleibens . 2635 

2. Spende für die Armen (Motto: „Depeſchenirrthum“). . . 2635 

3. Dank der Direction des St. Anna-Kinderſpitales für die Er⸗ 

höhung der Subvention: wᷓw 

4. Beantwortung der Interpellation des Gem.⸗Rathes Steiner, 

betreffend die Lieferung von Würfelſteinen durch die Baron 
Suttner'ſchen Steinbrüche 
Interpellationen: „ 
5. Gem.⸗Rath Röhrl, betreffend die Überfüllung der Tramway⸗ 
“] 8 e 2635 
6. Gem.⸗Rath Hipp, betreffend die am 28. October in einigen Tages⸗ 
journalen erſchienene Notiz: „Verſchwundene Armengelder“ . . . 2636 
Anträge: 

7. Gem.⸗Rath Latſchka, betreffend die Verſehung der von einer 
Kirche entfernt gelegenen Schulen mit einer zum Gottesdienſte 
eie e ʒ 

. Gem.⸗Rath Schuh, betreffend die Abänderung der Beſtimmungen 
0 Gemeindewahlordnung rückſichtlich der Wahl des Stadt⸗ 
rathes 

Gem.⸗Rath Braun eiß, betreffend die Herabſetzung der Stempel⸗ 

gebür bei Wohnungskündigungen 2 

10. Gem.⸗Rath K. J. Müller, betreffend die Erbauung einer neuen 

Schule in Zwiſchenbrücken, II. Bezirk. ü 


Seite 


„„ „% „%/%¶ů Tr „ % — R » 92 „ „ 


e 1. % % % % „„ % % „ „„ %% „„ „„ „„ „% „„ oe 


2637 


42 8 WVWWW? e e e e 


6 
2635 
2635 

3 
36 
| 


Amtsblatt der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien. — Nr. 86, 1. November 1892. 


2 


Seite 
11. Gem.⸗Rath Edlhofer, betreffend die Erbauung eines neuen 
Amtshauſes im XVI. Bezirk, Ottakring ; 
12. Gem.⸗Rath Ziegelwanger, betreffend die Durchführung der 
Bognergaſſe in Unter⸗St. Veit bis zur Kirhengafie . . . .. 
13. Gem.⸗Rath Dr. Klotzberg, betreffend die Benennung einer 
Gaſſe im IX. Bezirke nach dem dahingeſchiedenen Vice⸗Bürger⸗ 
meiſter Dr. Franz Borſchkke 
Referate: ö 
14. Gem.⸗Rath Dr. Lederer, betreffend die Beſtimmungen über 
die Bezüge der ſtädtiſchen Diener und der ihnen gleichgeftellten 
Bedienſteteeeee nnn F 2637 
Gem.⸗Rath v. Götz, betreffend die Bewilligung eines Zujchufs- 
credites zum Zwecke der Herſtellung der Gasbeleuchtung im 
zweiten Stockwerke der Schule XIV. Meidlingergaſſe 9 . . 2645 
16. Derſelbe, betreffend die Subventionierung des Verſchönerungs— 
j vereines in Speiſing 
17. 


.o 08 „ „ „„ „ „ „ 


15. 


Derſelbe, betreffend die Baulinienbeſtimmung für die Rein⸗ 
hartsgaſſe in Hetzendorf, XII. Bezirk Rkk 
Gem.⸗Rath Schneiderhan, betreffend die Bewilligung eines 
Zuſchuſscredites zur Ausg.⸗Rubr. XLIII 38 „Anſchaffung von 
CCC ne en ae an a 
Derſelbe, betreffend die Subventionierung des Vereines von 
Kid 
Derſelbe, betreffend die Subventionierung der Schülerlade des 
k. k. Staatsgymnaſiums im XII. Bezirke e 
Gem.⸗Rath Wurm, betreffend die Kündigung der Pachtverträge 
rückſichtlich einiger Parcellen der Hagenwieſe, anläſslich der Er⸗ 
richtung der Bahnhofanlage der Stadtbahn in Heiligenſtadt .. 2647 
Derſelbe, betreffend die Beſtimmung der Baulinie und des 
Niveaus in der Viehmarktgaſſe im III. Bezirke 
Gem.⸗Rath Dr. v. Billing, betreffend die Repartition der Canal⸗ 
räumungsgebüren in den ehemaligen Vorortegemeinden . . . 2650 
Gem.⸗Rath Schlechter, betreffend die Subventionierung des 
erſten Mariahilfer Kindergartenve reines. 
„Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl, betreffend die Subventionierung 
der freiwilligen Feuerwehr in Lain. .. 
Derſelbe, betreffend die Subventionierung der freiwilligen 
Feuerwehr in Baumgarten 
. Derjelbe, betreffend die Subventionierung der freiwilligen 
Feuerwehr in Gaudenzdor˖ '// 
Der ſelbe, betreffend die Subventionierung des Verbandes der 
Unterſtützungscaſſa der freiwilligen Feuerwehren in Niederöſter— 
r ĩͤ d ³˙¹ er Bulle Beer ar 
Gem.⸗Rath Dr. Stenzl, betreffend die Subventionierung des 
Vereines zur Beſchäftigung armer Mädchen im IX. Bezirke .. 2652 
. Derjelbe, betreffend die Subventionierung des Unterſtützungs⸗ 
vereines für mittelloſe Taubſtumme in Währing 2652 


18. 


. % W % — —ô— „ „%„ % „% „„ 


19. 
20. 
21. 
22: 
23. 


„% „ „6 7 


31. Gem.⸗Rath Dr. Hackenberg, betreffend die Subventionierung 
des Gabelsberger⸗Stenographen⸗Centralvereine e 652 
32. Derſelbe, betreffend die Aufnahme von zwei proviſoriſchen 
Ausmeſſergehilfee nnn 653 
33. Gem.⸗Rath v. Götz, betreffend das Project für die Errichtung 
einer Abladeſtation für Senkgrubeninhalte aus dem XII., XIII., 
XIV. und XV. Bezirke in Baumgarten. (Beſchluſsfaſſung ver⸗ 
/b ⁵ ( ĩ ĩ ar ee nal ee 2656 
Beſchluſs⸗ Protokoll der vertraulichen Sitzung des Gemeinderathes vom 
28. October 1892. 
Inhalt: 
1. Gem⸗Rath Dr. v. Billing, betreffend taxfreies Bürgerrecht an 
Herrn Karl Schweighoferrnpꝛ O emde 2657 
2. Gem. ⸗Rath Dr. Stenzl, betreffend gnadenweiſe Gewährung 
EINER . en 
Stadtrath: 
Bericht über die Stadtraths⸗Sitzung vom 19. October 1892. . . 2657 
Bezirksausſchüſſe: 
III. Bezirk (Landſtraße). Matthäus Meyer'ſche Stiftung .. 2663 
Allgemeine Nachrichten: 
Hauptvoranſchlag der Stadt Wien pro 18 9h 99s9s99ss. 26 63 
Approviſionierung: 
Täglicher Fleiſchmarkt vom 23. bis 29. October 1812 2663 
Pferdemarkt vom 25. und 28. October 18122 ; 2664 
Schlachtviehmarkt vom 31. October 1892. 9ʒʒ:te 2664 
Preisbewegung an der Börſe für landwirtſchaftliche Producte in 
Wien vom 29. October 18s——z—ꝛñ- over 665 
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